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6.1. Ermaligungen der persdnlichen
Beitrage zur sozialen Sicherheit
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6.1.1. Arbeitsbonus

Das Gesetz vom 20.12.1999 Uber die Gewéahrung eines Arbeitsbonus in Form einer Ermafigung

der persénlichen Sozialversicherungsbeitrage der Arbeitnehmer mit niedrigen Léhnen und der zur
Ausflhrung dieses Gesetzes verabschiedete Kdnigliche Erlass vom 17.01.2000 haben ein System
der ErmaRigung der personlichen Sozialversicherungsbeitrage zugunsten der Arbeithehmer, die einen
niedrigen Lohn empfangen, den so genannten Arbeitsbonus, eingefihrt.
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6.1.1.1. Anwendungsbereich

Arbeitnehmer, die der Arbeitslosenversicherung, den beiden Sektoren (Entschadigungen und
Gesundheitspflege) der Kranken- und Invalidenversicherung und der Pensionsregelung des
Sozialversicherungssystems der Arbeitnehmer unterworfen sind, kommen fir eine ErmaRigung der
personlichen Sozialversicherungsbeitrage auf ihren Lohn in Betracht.

Das bedeutet, dass alle Arbeitnehmer der beim LSSPLV angeschlossenen provinzialen und lokalen
Verwaltungen diese ErmaRigung in Anspruch nehmen kénnen, sofern auf ihren Lohn ein persdnlicher
Beitrag von 13,07% geschuldet wird. Die Tatsache, dass die Verwaltung ggf. auf den Lohn des
Arbeitnehmers bereits eine ErmafRigung oder Befreiung von den Arbeitgeberbeitragen zur sozialen
Sicherheit in Anspruch nimmt, &ndert nichts an diesem Anspruch.

Demnach werden berticksichtigt:
- die normalen vertraglich angestellten Arbeitnehmer;
- Arbeitnehmer, die im Rahmen von Artikel 60, § 7 des OSHZ-Grundlagengesetzes beschéftigt sind;
- bezuschusstes Vertragspersonal,
- im Rahmen des Aktiva-Plans eingestellte Arbeitnehmer,
- im Rahmen des Berufsiibergangsprogramms eingestellte Arbeithnehmer;
- im Rahmen der Sozialeingliederungswirtschaft eingestellte Arbeitnehmer;
- im Rahmen eines Erstbeschaftigungsabkommens eingestellte Arbeitnehmer;
- Arbeitnehmer, die infolge einer Restrukturierung im Privatsektor eingestellt werden;
- Arbeitnehmer, die als Ersatz eines Arbeitnehmers, der sich fir die freiwillige Viertagewoche
entschieden hat, eingestellt werden.

Nicht beriicksichtigt werden:
- Teilzeitschulpflichtige;
- Arzte in Ausbildung zum Facharzt;
- Studenten,
- definitiv ernannte Personalmitglieder.
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6.1.1.2. Berechnung der Ermaliigung

Um den Betrag der Beitragsermafigung, auf die der Arbeitnehmer Anspruch hat, zu berechnen, sind
folgende Schritte zurlickzulegen:

- Bestimmung des Referenzmonatslohns des Arbeitnehmers;

- Bestimmung des Grundbetrags der ErmafRigung anhand des Referenzmonatslohns;

- Festlegung des ErmaRigungsbeitrags in Abhangigkeit des Leistungsbruchs des Arbeithehmers.

1. Bestimmung des Referenzmonatsiohns des Arbeitnehmers
S=(W/H)x U

Wobei:

- S = Referenzmonatsgehalt = der Lohn eines Arbeithnehmers, der wahrend des gesamten betreffenden
Kalendermonats Vollzeitleistungen erbringt.

- W = der Bruttolohn, der sich auf den betreffenden Kalendermonat bezieht und dem Arbeitnehmer
tatsachlich gezahlt wurde.

- Der Faktor W umfasst alle Entschadigungen, auf die — auf der Grundlage von Artikel 23 des Gesetzes
vom 29.06.1981 zur Festlegung der allgemeinen Grundsatze der sozialen Sicherheit fir Arbeitnehmer
und Artikel 19 des zur Ausfiihrung dieses Gesetzes verabschiedeten Koniglichen Erlasses vom
28.11.1969 - Sozialversicherungsbeitrage (das doppelte Urlaubsgeld fallt nicht unter den Lohnbegriff)
geschuldet werden, mit Ausnahme:

- der Entschadigungen, die Arbeitnehmern aufgrund der Kiindigung des Arbeitsvertrags gezahlt
werden;
- des einfachen Abgangsurlaubsgelds, das vom (friiheren) Arbeitgeber gezahlt wird, bei dem der
Arbeitnehmer aus dem Dienst scheidet;
- der Jahresendpramien (u. a. der Attraktivitatspramie fir Personalmitglieder o6ffentlicher
Krankenhauser).
Wenn die Jahresendpramie groéRer ist als der Faktor S, wird dieser Faktor um den Unterschied
zwischen der Jahresendpramie und dem Faktor S fiir den Monat, in welchem sie gezahlt wird,
erhoht.
Der Faktor W wird (bei einem neuen Arbeitgeber) um das einfache Urlaubsgeld erhoht, das (in der
Urlaubsregelung Privatsektor) durch den friiheren Arbeitgeber vorzeitig ausgezahit wurde.

- H = die Anzahl der vom Arbeitnehmer im betreffenden Monat geleisteten Arbeitsstunden.

U = die Anzahl der von einem Vollzeitarbeitnehmer im betreffenden Monat geleisteten Arbeitsstunden.
Unter ,Arbeitsstunden” werden die Stunden verstanden, die der Arbeitnehmer fiir den Arbeitgeber
ableistet und fir die er Lohn empfangt, ausgenommen der Stunden/Tage, die durch eine
Vertragsbruchentschadigung gedeckt sind.

- Die Bruchzahl W/h wird auf den nachsten Eurocent aufgerundet (0,005 EUR wird 0,01 EUR).

2. Bestimmung des Grundbetrags der Erméaiigung

Der Grundbetrag der ErmaRigung (Rp) wird je nach der Hohe des Referenzmonatslohns (S) berechnet.

Der Grundbetrag (Rp) ist abh&ngig von der Zone, in welcher sich der Referenzmonatslohn (S) des
Arbeitnehmers befindet. Hierzu werden die 3 folgenden Lohngrenzen verwendet: das garantierte
monatliche Mindesteinkommen (S0), das durchschnittliche monatliche Mindesteinkommen, erhéht um
251,03 EUR (S1) und 1.807,81 EUR (S2). Die Lohngrenzen sind an den Schwellenindex 103,14 (Basis
100 = 1996) gekoppelt und betragen derzeit 1.472,40 EUR (S0), 1.797,13 EUR (S1) bzw. 2.338,58 EUR
(S2).
- Betragt der Referenzmonatslohn nicht mehr als 1.472,40 EUR, dann entspricht der Grundbetrag der
ErmaRigung dem maximalen ErmaRigungsbetrag von 175 EUR.
- Betragt der Referenzmonatslohn mehr als 1.472,40 EUR, aber nicht mehr als 1.797,13 EUR, dann
wird der Grundbetrag der ErmaRigung gemaf folgender Formel berechnet:
R(p) = 175 - { a1 x (S — S0)}, wobei
al=a2+[32/(S1- S0)] und
a2 =143/ (S2 - S0).
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Die pauschale Ermafigung wird immer kleiner, je mehr sich der Referenzmonatslohn 1.797,13 EUR
nahert.

Betragt der Referenzmonatslohn mehr als 1.797,13 EUR, aber nicht mehr als 2.338,58 EUR, dann
wird der Grundbetrag der ErmaRigung gemaf folgender Formel berechnet:

R(p) = 143 - { a2 x (S — S0)} wobei

a2 =143/ (S2 - S0).

Die pauschale ErmafRigung wird immer kleiner, je mehr sich der Referenzmonatslohn 2.338,58 EUR
nahert.

Betragt der Referenzmonatslohn mehr als 2.338,58 EUR, dann entspricht der Grundbetrag der
ErmaRigung gleich null und der Arbeitnehmer hat keinen Anspruch auf einen Arbeitsbonus.

R(p) wird auf die nachste Einheit auf-/abgerundet, wobei 0,005 aufgerundet wird.

Die u. a. Tabelle gibt die Betrage wieder, die unter Berticksichtigung der Anpassung der Lohngrenzen an
die Entwicklung des Index der Verbraucherpreise ab 01.03.2012 anwendbar sind:

<=1.472,40 175

>1.472,40 und < =1.797,13 =175-[{143/(2.338,58 — 1.472,40) + 32/

(1.797,13 - 1.472,40)} x (S —1.472,40)] = = 175 -
[0,2636 x (S —1.472,40)]

>1.797,13 und < = 2.338,58 =143 - {143 /(2.338,58 - 1.472,40) x (S -

1.472,40)} = 143 - {0,1651 x (S - 1.472,40)}

> 2.338,58 0

3. Berechnung des ErmaRigungsbetrags der perstnlichen Beitrage

Der auf den Referenzmonatslohn (S) berechnete Grundbetrag der Ermafigung (Rp) muss je nach
Leistungen, die der Arbeitnehmer wahrend des betreffenden Kalendermonats erbracht hat, proportional
angepasst werden.

P=Rpx(H/U)

H = die Anzahl der vom Arbeitnehmer im betreffenden Monat geleisteten Arbeitsstunden.

U = die Anzahl der von einem Vollzeitarbeitnehmer im betreffenden Monat geleisteten Arbeitsstunden.
Der Leistungsbruch (U/H) wird auf die zweite Stelle nach dem Komma auf-/abgerundet, wobei 0,005
aufgerundet wird und stets eine Zahl zwischen 0 und 1 sein muss. Dieser Bruch gibt fir einen
Vollzeitarbeitnehmer mit vollstdndigen Leistungen als Ergebnis 1 und fiir einen Vollzeitarbeitnehmer
mit unvollstandigen Leistungen und flr einen Teilzeitarbeitnehmer eine Zahl zwischen 0 und 1.

P = der Betrag der ErmaRigung der personlichen Sozialversicherungsbeitrage, auf die der
Arbeitnehmer wahrend des betreffenden Kalendermonats Anspruch hat. Dieser Betrag wird auf
die néchste Einheit auf-/abgerundet, wobei 0,005 aufgerundet wird. Die Summe der ErmaRigung
darf 2012 den Betrag von 2.100 EUR (12 X 175 EUR) pro Kalenderjahr und Arbeitnehmer nicht
Uberschreiten.

Die ErmaRigung darf ebenso wenig den Betrag der geschuldeten persdnlichen
Sozialversicherungsbeitrdge des betreffenden Monats Uberschreiten.

Nur wenn die ErmaRigung aufgrund des Abzugs des einfachen Urlaubsgelds, das vom friiheren
Arbeitgeber vorzeitig ausgezahlt wurde, nicht in vollem Umfang angewandt werden kann, darf der
Betrag der Uberschreitung von den geschuldeten persénlichen Beitrdgen des folgenden Monats
abgezogen werden. Diese Ubertragung auf den folgenden Monat ist jedoch nur méglich, soweit sie
sich im gleichen Quartal befindet.

Diese ErmaRigung wird vom Arbeitgeber bei der Lohnzahlung berechnet. Wird der Lohn nicht
monatlich, sondern mit einer anderen als einer monatlichen Periodizitdt gezahlt, berechnet der
Arbeitgeber die ErmafRigung bei der letzten Zahlung, die sich auf diesen Monat bezieht. Fir
Arbeitnehmer mit mehreren Arbeitsvertragen innerhalb der Zeitspanne eines Kalendermonats wird
der Vorteil der gewéahrten ErmaRigung am Ende jedes Vertrags oder bei jeder Zahlung, die sich auf
diese Arbeitsvertrage bezieht, festgelegt.

08/01/2013 Administrative Anweisungen LSS - 6. 10
Beschaftigungsmassnahmen und Beitragsermassigungen



6.1.2. Umstrukturierung

Eine ErmaRigung der persdnlichen und Arbeitgeberbeitrdge zur Sozialversicherung wird Arbeithehmern
gewahrt,
- die von einem Privatunternehmen im Rahmen einer Umstrukturierung oder im Rahmen eines
Konkursverfahrens, einer Liquidation oder einer Unternehmensschlielfung entlassen wurden und
- anschlielend bei einem anderen Arbeitgeber ihren Dienst wieder antreten.
Als neuer Arbeitgeber gilt jeder andere Arbeitgeber des betreffenden Unternehmens in
Umstrukturierung.

Da auch die dem LSSPLV angeschlossenen Verwaltungen fir Arbeitnehmer, die zuvor von einem
Privatunternehmen im Rahmen einer Umstrukturierung entlassen wurden, als neue Arbeitgeber
auftreten koénnen, findet das ErmaRigungssystem fiir die im Rahmen einer Umstrukturierung entlassenen
Arbeitnehmer auch auf den Sektor der provinzialen und lokalen Verwaltungen Anwendung.
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6.1.2.1. Anwendungsbereich

Arbeitnehmer, die der Arbeitslosenversicherung, den beiden Sektoren (Entschadigungen und
Gesundheitspflege) der Kranken- und Invalidenversicherung und der Pensionsregelung des
Sozialversicherungssystems der Arbeitnehmer unterworfen sind, kommen im Rahmnen der
Umstrukturierung fir eine Ermafigung der personlichen Sozialversicherungsbeitrage in Betracht.

Das bedeutet, dass alle Arbeitnehmer der beim LSSPLV angeschlossenen provinzialen und lokalen
Verwaltungen diese ErmaRigung in Anspruch nehmen kénnen, sofern auf ihren Lohn ein persdnlicher
Beitrag von 13,07% geschuldet wird. Die Tatsache, dass die Verwaltung ggf. auf den Lohn des
Arbeitnehmers bereits eine ErmafRigung oder Befreiung von den Arbeitgeberbeitragen zur sozialen
Sicherheit in Anspruch nimmt, &ndert nichts an diesem Anspruch.

Demnach werden berticksichtigt:
- die normalen vertraglich angestellten Arbeitnehmer;
- Arbeitnehmer, die im Rahmen von Artikel 60, § 7 des OSHZ-Grundlagengesetzes beschéftigt sind;
- bezuschusstes Vertragspersonal,
- im Rahmen des Aktiva-Plans eingestellte Arbeitnehmer,
- im Rahmen des Berufsiibergangsprogramms eingestellte Arbeithnehmer;
- im Rahmen der Sozialeingliederungswirtschaft eingestellte Arbeitnehmer;
- im Rahmen eines Erstbeschaftigungsabkommens eingestellte Arbeitnehmer;
- Arbeitnehmer, die infolge einer Restrukturierung im Privatsektor eingestellt werden;
- Arbeitnehmer, die als Ersatz eines Arbeitnehmers, der sich fir die freiwillige Viertagewoche
entschieden hat, eingestellt werden.

Nicht beriicksichtigt werden:
- Teilzeitschulpflichtige;
- Arzte in Ausbildung zum Facharzt;
- Studenten,
- definitiv ernannte Personalmitglieder.
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6.1.2.2. Berechnung der Ermaliigung

Der im Rahmen einer Umstrukturierung entlassene Arbeitnehmer kann eine pauschale ErmaRigung der
persOnlichen Beitrage fur die soziale Sicherheit in Anspruch nehmen, wenn er nach seiner Entlassung
mittels einer Beschaftigungszelle von einem neuen Arbeitgeber wieder eingestellt wird.

Der betreffende Arbeitnehmer erhalt eine ErmaRigung der personlichen Sozialversicherungsbeitrage

in H6he von 133,33 EUR pro Monat fir die Periode ab der Erstanstellung, beginnend mit der
Gultigkeitsdauer der ErmaRigungskarte Umstrukturierungen, bis zum Ende des zweiten darauf folgenden
Quartals dauert.

Der Arbeitnehmer kann die Vorteile nur in Anspruch nehmen, wenn sein monatlicher Bruttolohn nicht
hdéher ist als:

- 4.080 EUR flr einen Arbeitnehmer, der zum Zeitpunkt der Einstellung mindestens 30 Jahre alt ist,

- 1.956,90 EUR fir einen Arbeitnehmer, der zum Zeitpunkt der Einstellung weniger als 30 Jahre alt ist.

Der Betrag 133,33 EUR gilt fuir einen Vollzeitarbeitnehmer mit vollstdndigen Leistungen. Fir
Vollzeitarbeitnehmer mit unvollstdndigen Leistungen und Teilzeitarbeithehmer muss der Betrag von
133,33 EUR mit dem Leistungsbruch des Arbeitnehmers in dem betreffenden Monat multipliziert werden.

Die ErmaRigung wird auf gleiche Weise berechnet wie der Arbeitsbonus, das heil’t die Ermaiigung der
personlichen Sozialversicherungsbeitrdge, die Arbeitnehmern mit niedrigem Lohn gewahrt wird (siehe
6.1.1.2.).

Die Kumulierung einer ErmaRigung der personlichen Sozialversicherungsbeitrage fiir die
Umstrukturierung mit dem Arbeitsbonus ist moglich, aber der kumulierte Betrag der ,Ermafigung
Umstrukturierung” und der ,ErmaRigung Arbeitsbonus*” darf die geschuldeten personlichen Beitrage
nicht Gberschreiten. In diesem Fall wird der Gesamtbetrag der auf die vom Arbeitnehmer geschuldeten
personlichen Sozialsicherheitsbeitrage begrenzten ErmafRigungen berschritten.
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6.1.2.3. Formalitaten

Das LfA stellt jedem im Rahmen einer Umstrukturierung entlassenen Arbeitnehmer unverziiglich

eine ,ErmaRigungskarte Umstrukturierungen® aus. Die Karte gilt ab dem Datum der Ankiindigung

der kollektiven Entlassung bis einschlieRlich zw6lf Monate nach dem Datum der Eintragung bei der
Beschaftigungszelle, je nachdem, ob der Arbeitnehmer im Rahmen einer Umstrukturierung oder infolge
von Konkurs, Liquidation oder Betriebseinstellung entlassen wurde.

Jeder Arbeitnehmer, der im Rahmen einer Umstrukturierung, eines Konkurses, einer Liquidation

oder einer Betriebseinstellung entlassen wurde, erhalt nur einmal eine ,ErmaRigungskarte
Umstrukturierungen®. Die Karte gilt bei jedem neuen Arbeitgeber. Wahrend der Gultigkeitsdauer kann der
Arbeitnehmer stets eine Kopie von dieser ,ErméaRigungskarte Umstrukturierungen® erhalten.

Nur fiir Arbeitnehmer, die wahrend der Giltigkeitsdauer der ,ErmaRigungskarte Umstrukturierungen®
eingestellt werden, kann eine ErmaRigung der Sozialversicherungsbeitrage gewahrt werden.
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6.2. Zielgruppenermassigungen
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6.2.1. Merkmale und Berechnungsweise
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6.2.1.1. Merkmale der Zielgruppenermafigung

Die Zielgruppenermafigung ist eine pauschale ErmafRigung der fir den Lohn des Arbeithnehmers
geschuldeten Sozialversicherungsbeitrage, die der Arbeitgeber fiir bestimmte Zielgruppen von
Vertragsarbeitnehmern wahrend des Quartals der Einstellung und einer Reihe von darauf folgenden
Quartalen in Anspruch nehmen kann.

Das einfache Abgangsurlaubsgeld, das ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer, der aus dem Dienst
ausscheidet, vorzeitig auszahilt, ist nicht Bestandteil der Lohnsumme, die fir die Berechnung der
Zielgruppenermafligung in Betracht gezogen wird. Bei dem neuen Arbeitgeber wird das einfache
Abgangsurlaubsgeld, das vom friilheren Arbeitgeber gezahlt wird, sehr wohl berticksichtigt.

Die Zielgruppenermafligung wird pro Beschaftigungszeile gewahrt. Der Grundbetrag der
Pauschalermafigung sowie die Dauer der Gewahrung richten sich nach den Bedingungen, die der
Arbeitnehmer und/oder der Arbeitgeber erfiillen.
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6.2.1.2. Berechnung der Pauschalermafligung

Im Rahmen der ZielgruppenermafRigungen wird dem Arbeitgeber fir den Betrag der
Sozialversicherungsbeitrage, der vom Lohn des Arbeitnehmers einbehalten wird, wahrend des Quartals
der Einstellung und einer Reihe darauf folgender Quartale eine Pauschalermafligung gewahrt.

1. Grundbetrag G

Der Grundbetrag der Pauschalermafligung (=G ) sowie die Dauer der Gewahrung richten sich nach den
vom Arbeitnehmer erfullten Bedingungen.

Die Zielgruppenermafigung wird pro Beschaftigungszeile gewahrt und berechnet. Der pauschale
ErmaRigungsbetrag wird auf 1.000 EUR oder 400 EUR pro Quartal fir einen Vollzeitarbeitnehmer mit
vollstandigen Quartalsleistungen festgelegt und wird im Falle von Teilzeitleistungen den Leistungen der
Beschaftigungszeile entsprechend angepasst.

Der Betrag der in einem Quartal (= Pg) endgiiltig gewahrten Zielgruppenermafligung wird
folgendermalen ermittelt:

Der Grundbetrag, den der Arbeitgeber in einem bestimmten Quartal fir eine Beschaftigung eines
Arbeitgebers erhalten kann, wird mit dem Leistungsbruch der Beschéftigung (= p) und mit dem festen
Multiplikator (= 1/ss) multipliziert.

2. Leistungsbruchzahl p

Der Leistungsbruch p wird fir die Beschaftigung berechnet, auf die sich die ErmaRigung bezieht. Der
ErmaRigungsbetrag wird auf der Grundlage des Leistungsbruchs proportional festgelegt

u=2Z/(13xU)

wobei
- Z = die Anzahl der tatsdchlich geleisteten Arbeitsstunden und der Stunden, die mit den Tagen
vorUbergehender Arbeitslosigkeit infolge ungiinstiger Witterung ubereinstimmen. Die durch eine
Vertragsbruchentschadigung gedeckten Tage kommen fir die Berechnung von Z nicht in Betracht.
- U = die durchschnittliche Anzahl der Stunden pro Woche der Referenzperson;

p wird bis auf die zweite Ziffer nach dem Komma gerundet, wobei 0,005 aufgerundet wird.

3. Fester Multiplikator 1/ss

Der feste Multiplikationsfaktor 1/ss ermdglicht es, in Abhangigkeit der geleisteten Arbeitsstunden von
einer strikten anteilsmaRigen ErmaRigung der Beitrage abzuweichen. Der Wert von 1/ss ist abhangig von
der Gesamtbeschaftigung des Arbeitnehmers bei ein und demselben Arbeitgeber wahrend eines Quartals
(= p(glob)). u(glob) ist gleich die Summe aller Beschaftigungsverhaltnisse (= y) des Arbeitnehmers bei ein
und demselben Arbeitgeber.

Anhand von p (glob) wird geprift, ob der Arbeithehmer im Laufe des Quartals gentigend Leistungen hat,
um einen Anspruch auf eine ErmaRigung zu erwerben.
- wenn p (glob) groRer oder gleich 0,275 und kleiner oder gleich 0,80 ist, dann ist 1/ss gleich 1,25;
- wenn p (glob) > 0,80 ist, dann ist 1/ss gleich 1/u(glob);
- wenn p (glob) kleiner als 0,275 ist, dann ist der feste Multiplikator 1/ss gleich 0. In diesem Fall wird
keine ErmaRigung gewahrt.

1/ss wird nie gerundet.

Ein Anspruch auf eine Zielgruppenermafligung setzt daher voraus, dass die tatsachlichen
Arbeitsbedingungen des Arbeitnehmers Uber ein Quartal mindestens 27,5 % der vollstandigen
Leistungen betragen. Diese Erfordernis gilt jedoch nicht fur Arbeitnehmer, die mit einem Arbeitsvertrag
eingestellt wurden, der mindestens eine Halbzeitstelle vorsieht.
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4. Gewahrte Zielgruppenermaligung (= Pg)

Der Betrag der einem Arbeitnehmer in einem Quartal gewahrten Zielgruppenermafigung entspricht:
Pg=Gxpux1/ss

Pg wird auf den Eurocent auf-/abgerundet, wobei 0,005 EUR auf 0,01 EUR aufgerundet wird. Pg darf nie
groRer als G sein.

Der Betrag Pg kann auf keinen Fall die 0. a. geschuldeten Arbeitgeberbeitrage zur Sozialversicherung
pro Beschaftigung des Arbeitnehmers lberschreiten. Bei der Festlegung der Beitrage wird das einfache
Abgangsurlaubsgeld des Privatsektors, das ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer vorzeitig zahlt, der aus
dem Dienst ausscheidet, nicht bertcksichtigt.
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6.2.1.3. Gewahrung der Zielgruppenermafligung

Der Betrag Pg wird von der Summe der Arbeitgeberbeitrage fir die soziale Sicherheit, die fiir die
Beschaftigung des Arbeitnehmers einbehalten werden, fiir folgende Regelungen abgezogen:

- die Regelung der Alters- und Hinterbliebenenpensionen fir Arbeitnehmer;

- die Arbeitslosenregelung;

- die Sektoren Gesundheitspflege und Entschadigungen der Kranken- und Invalidenversicherung;

- die Regelung der Familienbeihilfen;

- die Berufskrankheitsregelung;

- die Arbeitsunfallregelung des Privatsektors;

- den LohnméaRigungsbeitrag in Bezug auf oben genannte Grundbeitrage.

Die ErmaRigung wird jedoch nicht angewandt auf:

- den Arbeitslosenbeitrag von 1,60 %, der von Verwaltungen, die mindestens 10 Arbeithehmer
mit der Urlaubsregelung des Privatsektors beschéaftigen, geschuldet wird, und den Anteil des
LohnmaRigungsbeitrags (= 0,09 %), der sich darauf bezieht,

- den Arbeitgeberbeitrag von 0,05% zur Finanzierung von Initiativen in Bezug auf die Kinderbetreuung,

- den Arbeitgeberbeitrag von 0,01% zur Finanzierung des Asbestfonds.
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6.2.1.4. Kumulation von Ermafdigungen von Arbeitgeberbeitragen

Der Arbeitgeber kann fiir jeden Arbeitnehmer nur eine Zielgruppenermafigung beanspruchen. Falls
ein Arbeitnehmer fir mehr als eine Zielgruppenermafigung in Betracht kommt, entscheidet sich der
Arbeitgeber frei fir die glnstigste Zielgruppenermafigung.

Die Zielgruppenermafigung ist nicht kumulierbar mit anderen ErmaRigungen der Arbeitgeberbeitrage
(u. a. BeitragsermafRigungen beziiglich des bezuschussten Vertragspersonals, das im Rahmen

der freiwilligen Viertagewoche einen Ersetzungsvertrag erfillt). Dieses Kumulationsverbot gilt nicht

je Arbeitnehmer, sondern je Beschéaftigung. Beispiel: Fur einen Arbeitnehmer, der halbzeitlich als
bezuschusster Vertragsarbeitnehmer und halbzeitlich mit einem Erstbeschéftigungsvertrag beschéaftigt
ist, kann fur den Halbzeit-Erstbeschéaftigungsvertrag eine Zielgruppenerméfiigung junge Arbeitnehmer
gewahrt werden.

Die einzige Ausnahme vom Kumulationsverbot ist die ,Maribel Sozial“-ErmaRigung, die mit einer
Zielgruppenermafigung kombiniert werden kann.

Die Zielgruppenermafigung ist kumulierbar mit einer ErmaRigung der personlichen
Sozialversicherungsbeitrage.
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6.2.1.5. Arten der Zielgruppenermafigung

Die provinzialen und lokalen Verwaltungen kénnen zurzeit vier Arten der Zielgruppenermafiigung in
Anspruch nehmen:

- die ZielgruppenermaRigung fir Langzeitarbeitssuchende, die fiir Arbeitnehmer gewahrt wird, die im
Rahmen der Berufsiubergangsprogramme, des Aktiva-Plans und der Eingliederungssozialwirtschaft
(ESW) eingestellt wurden.

- die Zielgruppenermaligung fir junge Arbeitnehmer, die fiir gering qualifizierte Jugendliche gewahrt
wird, die mit einem Erstbeschaftigungsabkommen eingestellt wurden, und fir Jugendliche, die
wahrend einer Periode bis 31. Dezember des Kalenderjahres, in dem sie 18 Jahre alt werden,
eingestellt wurden;

- die ZielgruppenermaBigung fiir Arbeitnehmer, die im Rahmen einer Umstrukturierung eines
Privatunternehmens entlassen wurden;

- die Zielgruppenermafigung fir Mentoren.

Die vertraglichen Arbeitnehmer kommen fiir die vier Arten der Zielgruppenermafigung in Betracht, die
von den angeschlossenen Verwaltungen des LSSPLV beansprucht werden kénnen.

Die definitiv ernannten Personalmitglieder kénnen die Zielgruppenermafigung fir Arbeitnehmer, die
im Rahmen von Umstrukturierungen entlassen wurden, und die Zielgruppenermafigung fir Mentoren
beanspruchen.
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6.2.2. Zielgruppenermassigung fur
Langzeitarbeitssuchende — Activa-Plan

Die Zielgruppenermafigung fur Langzeitarbeitssuchende betrifft Arbeitnehmer, die im Rahmen des
Aktiva-Plans zur Férderung der Beschéaftigung von Langzeitarbeitssuchenden eingestellt wurden, der
in den Koniglichen Erlassen vom 19.12.2001 (Langzeitarbeitssuchende), vom 11.07.2002 (Berechtigte
im System der sozialen Eingliederung) und vom 14.11.2002 (Berechtigte mit Anspruch auf finanzielle
Sozialhilfe) geregelt wird.
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6.2.2.1. Betroffene Arbeitgeber

Folgende Arbeitgeber fallen in den Anwendungsbereich dieser Zielgruppenermafigung:
- die Gemeinden,
- die Interkommunalen Einrichtungen;
- die von Gemeinden abhangigen 6ffentliche Einrichtungen (u. a. die autonomen Gemeinderegien, die
Offentlichen Sozialhilfezentren und die Vereinigungen von Offentlichen Sozialhilfezentren);
- die lokalen Polizeizonen,;
- die Provinzen,
- die von Provinzen abhangigen 6ffentliche Einrichtungen (u. a. die autonomen Provinzialregien).

Die Flamische Gemeinschaftskommission, die Franzdsische Gemeinschaftskommission und

die den Regionen und Gemeinden unterstellten 6ffentlichen Einrichtungen (u. a. regionale
Wirtschaftseinrichtungen) kénnen die Vorteile des Aktiva-Plans und der Zielgruppenermafigung fur
Langzeitarbeitssuchende beanspruchen, ausgenommen der Arbeitnehmer, die im Rahmen eines
Berufslibergangsprogramms eingestellt werden.
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6.2.2.2. Betroffene Arbeithehmer

1. Eingestellte Arbeitssuchende

Mit den eingestellten Arbeitssuchenden (= Neueinstellung) sind nicht berufstatige Arbeitnehmer
gemeint, die wahrend einer bestimmten Periode bei der regionalen Dienststelle fir Arbeitsvermittiung
arbeitssuchend gemeldet sind.

Um fir den Aktiva-Plan in Betracht zu kommen, muss der Arbeithnehmer am Tag seines Dienstantritts
als nicht arbeitender Arbeitssuchender eingetragen sein und nachweisen kdnnen, dass er an einer
Mindestzahl von Tagen als solcher wahrend einer bestimmten Periode eingetragen war, die sich je nach
Lebensalter unterscheidet. Auf Grundlage dieser Parameter stellt das LfA eine Arbeitskarte mit dem
entsprechenden Code aus.

Mit einem Arbeitssuchenden gleichgesetzt werden:
- Vollarbeitslose, die als Vollzeitarbeithnehmer Arbeitslosengeld oder Eingliederungsentschadigungen

erhalten;

- Vollarbeitslose, die als freiwillige Teilzeitarbeitnehmer Arbeitslosengeld erhalten.

Einer Periode als Arbeitssuchender gleichgesetzte Perioden

Einer Periode als Arbeitssuchender werden gleichgesetzt:

1.

10.
11.
12.
13.

14.

die Perioden wéahrend einer Periode der Eintragung als Arbeitssuchender oder wahrend einer Periode
entschadigter Vollarbeitslosigkeit, die zur Zahlung einer Entschadigung der Pflichtversicherung im
Falle von Krankheit und Invaliditdt oder der Mutterschaftsversicherung gefihrt haben;

die Haftperioden wahrend einer Periode der Eintragung als Arbeitssuchender oder einer Periode
entschadigter Vollarbeitslosigkeit;

die Perioden der Beschéftigung als bezuschusstes Vertragspersonalmitglied;

die Perioden der Beschaftigung im Rahmen einer Eingliederungszeitarbeiter;

die Perioden der Beschéaftigung gemaf Artikel 60, § 7 des Grundlagengesetzes vom 08.07.1976 uber
offentliche Sozialhilfezentren;

die Perioden des Teilzeitunterrichts im Rahmen der Teilzeitschulpflicht;

die Perioden der dualen Ausbildung im Sinne des Koéniglichen Erlasses Nr. 495 vom 31.12.1986
zur Einfihrung eines Systems zur Verbindung von Arbeit und Ausbildung fir Jugendliche zwischen
18 und 25 Jahren und zur zeitweiligen Herabsetzung der fir diese Jugendlichen geschuldeten
Arbeitgeberbeitrage zur Sozialen Sicherheit;

die Periode einer Ausbildung oder Beschéftigung in den Projekten der Partnerschaftsabkommen
in der Region Brissel-Hauptstadt, sofern der Arbeithehmer keinen Abschluss einer hoheren
Sekundarausbildung besitzt;

die Perioden der Beschaftigung als schwer zu vermitteinder Arbeitssuchender in der
Sozialeingliederungswirtschaft, es sei denn, wahrend dieser Beschéftigung wurden die Vorteile des
Aktiva-Plans bereits gewahrt,

die Perioden entschadigter Vollarbeitslosigkeit;

die Perioden der Beschéftigung in einem Berufsubergangsprogramm;

die Perioden der Beschéaftigung an einem anerkannten Arbeitsplatz (Dienstleistungsstelle);

die Perioden der Berechtigung auf Soziale Eingliederung in Anwendung des Gesetzes vom 26.05.02
Uber das Recht auf soziale Eingliederung und die Perioden der Gewahrung einer finanziellen
Sozialhilfe an Personen mit auslandischer Staatsangehdrigkeit, die im Fremdenregister eingetragen
sind und aufgrund ihrer Staatsangehorigkeit keinen Anspruch auf das Recht auf soziale Eingliederung
geltend machen kénnen;

die durch eine ,WinWin“-Beschéaftigung abgedeckten Perioden, falls innerhalb der Periode von drei
Monaten nach Beendigung dieser Beschéaftigung eine Arbeitskarte beantragt wurde.

2. Beibehaltene Arbeithnehmer

Einer Einstellung werden Arbeitnehmer gleichgesetzt, die nach Ablauf einer der folgenden
Beschaftigungsperioden beibehalten werden:
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- die Perioden der Beschaftigung gemaf Artikel 60, § 7 des Grundlagengesetzes vom 08.07.1976 UGber
offentliche Sozialhilfezentren;

- die Perioden des Teilzeitunterrichts im Rahmen der Teilzeitschulpflicht;

- die Periode mit dualer Ausbildung im Sinne des Koniglichen Erlasses Nr. 495;

- die Perioden der Beschaftigung in einem Berufsiibergangsprogramm;

- die Perioden der Beschaftigung mit eingeschrankter Arbeitsfahigkeit.

3. Ausnahmen

Fir eine Aktivierung des Arbeitslosengeldes und eine Zielgruppenermafigung fir
Langzeitarbeitssuchende kommen NICHT in Betracht:

- Arbeitnehmer mit einem statutarischen Stand (definitiv ernannte Personalmitglieder und
Personalmitglieder auf probe im Hinblick auf eine definitive Ernennung);

- Arbeitnehmer, die als Mitglieder des Lehrpersonals in Lehranstalten eingestellt werden;

- Arbeitnehmer, die innerhalb von 30 Monaten nach Beendigung des vorigen Arbeitsvertrags wieder
eingestellt werden, wenn der Arbeitgeber fur diesen Arbeitnehmer und fir diese Beschéftigung die
Vorteile des Aktiva-Plans erhalten hat. Die Periode zwischen den Vertrdgen verlangert nicht die
Periode, in der die Vorteile gewahrt werden;

- Arbeitnehmer, die innerhalb von zwdlf Monaten nach Beendigung des vorigen Arbeitsvertrags, der
auf unbestimmte Zeit geschlossen worden war, wieder eingestellt werden, wenn der Arbeitgeber fiir
diesen Arbeitnehmer und fir diese Beschéaftigung die Vorteile des Einstellungsplans erhalten hat,
soweit die Beschaftigung nicht im Rahmen eines Berufsiibergangsprogramms erfolgte. Die Periode
zwischen den Vertragen verlangert nicht die Periode, in der die Vorteile gewahrt werden.
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6.2.2.3. Ermaligung der Sozialversicherungsbeitrage und
eventuelle Aktivierung des Arbeitslosengeldes

Wenn der Arbeitgeber einen Langzeitarbeitssuchenden einstellt, kann er unter bestimmten Bedingungen
die beiden folgenden Vorteile in Anspruch nehmen:
- eine ErmaRigung der Arbeitgeberbeitrage fir die soziale Sicherheit in Form einer
Zielgruppenermaligung fir Langzeitarbeitssuchende;
- einen Anteil am Nettolohn des Arbeitnehmers (iber eine Aktivierung des Arbeitslosengeldes, das der
Arbeitgeber vom Nettolohn des Arbeitnehmers abziehen darf.

Der Betrag und die Dauer der Zielgruppenermafigung und die Tatsache, dass ein Arbeitslosengeld
gewahrt wird sowie die Gewahrungsdauer desselben hdngen von folgenden drei Faktoren ab:
- dem Umstand, dass der Arbeithehmer zum Zeitpunkt des Dienstantritts noch keine 45 Jahre alt ist
oder bereits 45 Jahre alt ist;
- der Periode der Arbeitslosigkeit und den damit gleichgesetzten Perioden, die der Einstellung
vorausgehen;
- der Tatsache, dass der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des Dienstantritts entschadigter Vollarbeitsloser
ist oder nicht.

Als entschadigte Vollarbeitslose gelten:

- Vollarbeitslose, die als Vollzeitarbeithnehmer Arbeitslosengeld oder Eingliederungsentschadigungen
erhalten;

- Vollarbeitslose, die als freiwillige Teilzeitarbeitnehmer Arbeitslosengeld erhalten;

- die in einem Berufsiibergangsprogramm beschaftigten Arbeitnehmer;

- die an einem anerkannten Arbeitsplatz beschaftigten Arbeitnehmer (Dienstleistungsstelle);

- ausgenommen Arbeitnehmer, die entweder unter das System der Arbeitslosigkeit mit Betriebspramie
fallen oder die Zusatzentschadigung im Sinne des Koniglichen Erlasses vom 19.09.1980 Uber den
Anspruch auf Arbeitslosengeld und Zusatzentschadigungen fiir entlassene betagte Grenzganger oder
vollarbeitslose Grenzganger erhalten.

- Arbeitssuchende, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld wegen Langzeitarbeitslosigkeit ausgesetzt
wurde;

- Arbeitssuchende, die sich in den Arbeitsmarkt wiedereingliedern méchten und beweisen, dass sie
wahrend ihrer Berufslaufbahn mindestens 24 Monate oder einer gleichgesetzten Periode im Sinne
der Arbeitslosenregelung gearbeitet haben;

- Arbeitssuchende, die im Laufe des Monats der Einstellung oder der 24 der Einstellung
vorausgegangenen Monate eine selbstandige Tatigkeit ausgelbt und beendet haben.

- weniger als 25 Jahre alte Arbeitssuchende, die nicht mehr schulpflichtig sind und keine der Studien
absolviert haben, um einen Anspruch auf Eingliederungsentschadigungen zu erwerben.

1. Arbeitnehmer, die am Tag ihres Dienstantritts weniger als 45 Jahre
alt sind

Bei den weniger als 45-jahrigen Arbeithnehmern werden vier Kategorien unterschieden:

1. Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats der Einstellung und der 18 Kalendermonate davor
mindestens 12 Monate arbeitslos waren, wird wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 4
darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafligung von 1.000 EUR gewahrt.

Diese Arbeitnehmer haben keinen Anspruch auf Arbeitsunterstiitzung, wenn sie mindestens 25
Jahre alt sind. Dagegen haben Arbeitnehmer, die am Tag der Einstellung entschadigungsberechtigte
Arbeitslose und jinger als 25 sind, Anspruch auf eine Arbeitsunterstiitzung von héchstens 500 EUR
pro Kalendermonat wahrend des Monats der Einstellung und der flinfzehn darauf folgenden Monate.

2. Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 36 Kalendermonate davor
mindestens 24 Monate arbeitslos waren, wird wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 8
darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafligung von 1.000 EUR gewahrt.

Diese Arbeitnehmer haben, sofern sie zum Zeitpunkt des Dienstantritts entschadigte Vollarbeitslose
sind, wahrend des Monats des Dienstantritts und der 15 darauf folgenden Monate Anspruch auf ein
Arbeitslosengeld von maximal 500 EUR pro Kalendermonat.
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3. Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 54 Kalendermonate davor
mindestens 36 Monate arbeitslos waren, wird eine Zielgruppenermafigung in folgender Hoéhe
gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 8 darauf folgenden Quartale,

- 400 EUR wahrend der 4 darauf folgenden Quartale.
Diese Arbeitnehmer haben, sofern sie zum Zeitpunkt des Dienstantritts entschadigte Vollarbeitslose
sind, wahrend des Monats des Dienstantritts und der 23 darauf folgenden Monate Anspruch auf ein
Arbeitslosengeld von maximal 500 EUR pro Kalendermonat.

4. Fur Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 90 Kalendermonate davor
mindestens 60 Monate arbeitslos waren, wird eine Zielgruppenermafigung in folgender Hoéhe
gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 8 darauf folgenden Quartale,

- 400 EUR wahrend der 12 darauf folgenden Quartale.
Diese Arbeitnehmer haben, sofern sie zum Zeitpunkt des Dienstantritts entschadigte Vollarbeitslose
sind, wahrend des Monats des Dienstantritts und der 29 darauf folgenden Monate Anspruch auf ein
Arbeitslosengeld von maximal 500 EUR pro Kalendermonat.

2. Arbeitnehmer, die am Tag ihres Dienstantritts mindestens 45 Jahre

alt sind

1. Fidr Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 9 Kalendermonate davor

mindestens 6 Monate arbeitslos waren, wird eine Zielgruppenermafigung in folgender Hohe gewahrt:
- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 4 darauf folgenden Quartale,
- 400 EUR wahrend der 16 darauf folgenden Quartale.

Diese Arbeitnehmer haben keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld.

2. Fur Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 18 Kalendermonate davor
mindestens 12 Monate arbeitslos waren, wird wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 20
darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafigung von 1.000 EUR gewahrt.

Diese Arbeitnehmer haben keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld.

3. Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 27 Kalendermonate davor
mindestens 18 Monate arbeitslos waren, wird wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 20
darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafigung von 1.000 EUR gewahrt.

Diese Arbeitnehmer haben, sofern sie zum Zeitpunkt des Dienstantritts entschadigte Vollarbeitslose
sind, wahrend des Monats des Dienstantritts und der 29 darauf folgenden Monate Anspruch auf ein
Arbeitslosengeld von maximal 500 EUR pro Kalendermonat.

Falls der Arbeitnehmer nicht auf Vollzeitbasis beschaftigt ist, wird das Arbeitslosengeld von 500 EUR in
allen oben genannten Fallen auf einen Betrag verringert, berechnet auf der Grundlage der Anzahl der
geleisteten Stunden im Kalendermonat, fiir den ein Lohn geschuldet wird, geteilt durch das Vierfache
der Wochenarbeitszeit eines Vollzeitarbeitnehmers.
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6.2.2.4. Erweiterung des Aktiva-Plans fur spezifische Mallhahmen

Der Aktiva-Plan wird in bestimmten Fallen fir spezifische Gruppen von Langzeitarbeitssuchenden oder
zur Unterstlitzung zielgerichteter politischer Malnahmen erweitert und verstarkt:
- im Rahmen der lokalen Sicherheits- und Vorbeugungspolitik (Aktiva-Vorbeugungs- und
Sicherheitspolitik);
- bei Arbeit von kurzer Dauer (Aktiva—kurze Dauer).

1. Aktiva Vorbeugungs- und Sicherheitspolitik

Die lokalen Verwaltungen kénnen im Rahmen der lokalen Sicherheits- und Vorbeugungspolitik
zusétzliche Einstellungen vornehmen, wenn sie mit dem Minister des Innern eine Sicherheits-

und Vorbeugungsvereinbarung Gber eine mdglichst grole Prédsenz von Vorbeugungs- und
Sicherheitspersonal vor Ort abschlie3en. Das Ziel dieser Vereinbarungen ist eine Erhéhung der lokalen
Sicherheit durch eine Aufstockung der beruhigenden Prasenz entsprechend qualifizierten Personals.
Diese vertraglich angestellten Arbeitnehmer, die im Rahmen des Aktiva-Plans eingestellt werden,
ersetzen nach und nach die Stadtwachter mit LBA-Statut und fiihren einige zusatzliche Aufgaben im
Rahmen der Sicherheits- und Vorbeugungspolitik durch.

Die Einstellungen zur Unterstlitzung der lokalen Sicherheits- und Vorbeugungspolitik werden mit
folgenden Schwerpunkten vorgenommen:
- die Anwesenheit und Aufsicht beim Ausgang der Schulen;
- die Anwesenheit und Aufsicht in der Umgebung von und in Sozialsiedlungen;
- die Anwesenheit und Aufsicht auf 6ffentlichen Parkplatzen fir Pkw und Fahrrader;
- die Anwesenheit und Aufsicht in der Umgebung des oéffentlichen Verkehrs;
- die Starkung des Sicherheitsgefiihls durch die Uberwachung der Gemeindeinfrastruktur, das
Engagement fir Vorbeugungskampagnen oder die Sensibilisierung der Bevolkerung;
- Umweltschutz;
- die Feststellung von Verstofien, die ausschliellich durch administrative Sanktionen eingedammt
werden, in einem Bericht, der dem daflr zustandigen Beamten der Gemeinde Uberreicht wird.

Die lokale Verwaltung, die die Arbeitnehmer einstellen will, muss beim Minister des Innern eine
Antragsakte einreichen und zugleich folgende Bedingungen erfiillen:
- Die lokale Verwaltung sieht eine geeignete Grundausbildung des Arbeithehmers in Zusammenhang
mit dem FOD Inneres vor,
- Die lokale Verwaltung stellt dem Arbeitnehmer die vorschriftsmaflige Arbeitskleidung und andere
Arbeitsmittel zur Verfligung,
- Der Arbeitnehmer hat mindestens die Sekundarstufe erfolgreich abgeschlossen,
- Der Arbeitnehmer legt ein Leumundszeugnis vor,
- Es wird kein statutarisches oder vertraglich angestelltes Personalmitglied ersetzt, es sei denn,
der vertraglich angestellte Arbeithehmer wurde im Rahmen der lokalen Sicherheits- und
Vorbeugungspolitik eingestellt.

Die Zielgruppenermafigung fur Langzeitarbeitssuchende wird fur Arbeithehmer gewahrt, die sich im
Besitz einer glltigen Arbeitskarte befinden und zugleich eine Reihe von Bedingungen erflllen.

Fir Arbeitnehmer, die am Tag des Dienstantritts weniger als 25 Jahre alt sind, wird wahrend des Quartals
des Dienstantritts und der darauf folgenden 20 Quartale eine Zielgruppenermafigung von 1.000 EUR
gewahrt, wenn folgende Bedingungen erfillt sind:
- Der Arbeitnehmer ist am Dienstantrittsdatum Arbeitssuchender.
- Der Arbeitnehmer war wahrend mindestens 12 Monaten im Laufe des Monats des Dienstantritts und
der 18 Monate davor arbeitssuchend.

Ist der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt seines Dienstantritts entschadigter Arbeitsloser, so wird wahrend des
Monats des Dienstantritts und der 59 darauf folgenden Monate ein Arbeitslosengeld von héchstens 900
EUR pro Kalendermonat gezahlt.
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Fur Arbeitnehmer, die am Tag des Dienstantritts mindestens 25 Jahre, aber weniger als 45 Jahre
alt sind, wird wahrend des Quartals des Dienstantritts und der darauf folgenden 20 Quartale eine
Zielgruppenermafigung von 1.000 EUR gewahrt, wenn folgende Bedingungen erfillt sind:
- Der Arbeitnehmer ist am Dienstantrittsdatum Arbeitssuchender.
- Der Arbeitnehmer war wahrend mindestens 24 Monaten im Laufe des Monats des Dienstantritts und
der 36 Monate davor arbeitssuchend.

Ist der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt seines Dienstantritts entschadigter Arbeitsloser, so wird wahrend des
Monats des Dienstantritts und der 59 darauf folgenden Monate ein Arbeitslosengeld von héchstens 900
EUR pro Kalendermonat gezahlt.

Fir Arbeitnehmer, die am Tag des Dienstantritts weniger als 45 Jahre alt sind, wird eine
Zielgruppenermafigung von 1.000 EUR gewahrt, wenn folgende Bedingungen erfullt sind:
- Der Arbeitnehmer ist am Dienstantrittsdatum Arbeitssuchender.
- Der Arbeitnehmer war wahrend mindestens 6 Monaten im Laufe des Monats des Dienstantritts und
der 9 Monate davor arbeitssuchend.

Ist der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt seines Dienstantritts entschadigter Vollarbeitsloser, so wird wahrend
der gesamten Beschaftigungsperiode ein Arbeitslosengeld von hochstens 1.100 EUR pro Monat gezahlt.

Bei einer Nichtvollzeitbeschaftigung wird der Monatsbetrag der Arbeitsunterstiitzung erhalten, indem die
Anzahl der geleisteten Stunden im Kalendermonat, fur den ein Lohn geschuldet wird, durch das Vierfache
der Wochenarbeitszeit eines Vollzeitarbeitnehmers geteilt wird.

2. Arbeit von kurzer Dauer

Bei einem Arbeitsvertrag von weniger als 2 Monaten, gerechnet von Datum zu Datum, kann ein
Arbeitslosengeld gewahrt werden, dessen Hbéchstbetrag dadurch erhalten wird, dass 500 EUR mit einem
Bruch multipliziert wird, wobei
- der Zahler = die Anzahl der Stunden, fir die wahrend der durch den Arbeitsvertrag abgedeckten
Periode innerhalb des Kalendermonats Lohn geschuldet wird;
- der Nenner = 4,33 X die durchschnittliche Wochenarbeitszeit der Referenzperson (zuziglich der
bezahlten Ausgleichsstunden infolge einer Regelung zur Verkiirzung der Arbeitszeit).
Betragt das Ergebnis der Formel flr einen Kalendermonat mehr als 500 EUR, so wird der Betrag fur
diesen Monat auf das maximale Arbeitslosengeld von 500 EUR verringert.
Der Vorteil wird gewahrt, wenn der Arbeithnehmer wahrend der Giiltigkeitsdauer einer Arbeitskarte
eingestellt wurde. Werden wahrend der Giiltigkeitsperiode einer Arbeitskarte mehrere Arbeitsvertrage
von demselben oder verschiedenen Arbeitgebern abgeschlossen, muss keine neue Karte beantragt
werden.
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6.2.2.5. Arbeitskarte

Der Arbeitgeber kann fiir einen Arbeitnehmer, den er im Rahmen des Aktiva-Plans einstellt, die hierzu
vorgesehenen Vorteile nur erhalten, wenn er den Betreffenden wahrend der Giltigkeitsdauer einer
Arbeitskarte einstellt.

Uber diese Arbeitskarte bescheinigt das fiir den Wohnort des Arbeitssuchenden zusténdige
Arbeitslosigkeitsbiiro des Landesamts fir Arbeitsbeschaffung, dass der Arbeitssuchende die
Voraussetzungen fur eine Einstellung im Rahmen des Aktiva-Plans erfullt. Ein Code zeigt an, dass der
Betroffene am Tag vor seiner Einstellung als nicht arbeitender Arbeitssuchender eingetragen war und
dass er die erforderliche Anzahl Tage Eintragung wahrend einer Periode nicht erfullt.

Die Arbeitskarte vermerkt ausdriicklich die Periode, in welcher der Arbeitssuchende Anspruch auf
Arbeitslosengeld hat, sowie die Perioden und Pauschalbetrage einer Zielgruppenermafigung, auf die der
Arbeitgeber nach Einstellung eines Arbeitssuchenden Anspruch hat.

Die Arbeitskarte kann entweder vom Arbeitssuchenden selbst oder vom Arbeitgeber beantragt werden,
wenn der Arbeitssuchende zum Zeitpunkt des Dienstantritts keine gliltige Arbeitskarte besitzt.

Der Antrag der Arbeitskarte durch den Arbeitgeber wird nur bearbeitet, wenn er einzeln eingereicht wird
und die Identitat des Arbeitgebers und des Arbeithnehmers sowie der Wohnsitz des Arbeitnehmers, seine
Erkennungsnummer fir die soziale Sicherheit und das Datum seines Dienstantritts angegeben sind.

Der Antrag auf den Erhalt einer Arbeitskarte muss spatestens am 30. Tag nach dem Dienstantrittsdatum
beim zusténdigen Arbeitslosigkeitsburo erfolgen.

Wird der Antrag auf den Erhalt der Arbeitskarte auRerhalb dieser Frist gestellt, so wird die Periode, in der
das Arbeitslosengeld und/oder die Zielgruppenermafigung fir Langzeitarbeitssuchende gewahrt werden
kann, um eine Periode verringert, die am Tag des Dienstantritts beginnt und am letzten Tag des Quartals,
in dem die verspéatete Einreichung des Antrags der Arbeitskarte liegt, endet.

Die Arbeitskarte tragt als Beginndatum der Giiltigkeit:
- das Datum, an dem der Antrag eingereicht wird, wenn der Arbeitssuchende noch nicht eingestellt ist;
- das Datum des Dienstantritts, wenn der Arbeitssuchende bereits eingestellt ist.

Die Arbeitskarte ist sechs Monate lang fir jeden Dienstantritt glltig, der innerhalb der Glltigkeitsperiode
erfolgt.

Die Arbeitskarte kann um jeweils sechs Monate verlangert werden, sofern der Arbeitssuchende
nachweist, dass er am Datum der Einreichung eines neuen Antrags oder am Datum des Dienstantritts
wieder den Anforderungen entspricht.

Wenn der Arbeitssuchende im Laufe der Glltigkeitsperiode von drei Monaten das Alter von 25 Jahren
bzw. 45 Jahren erreicht, beschrankt sich die Giiltigkeit der Arbeitskarte bis auf den Tag vor dem Tag, an
dem der Arbeitssuchende das Alter von 25 Jahren bzw. 45 Jahren erreicht.

Wenn eine neue Arbeitskarte innerhalb der Gilltigkeitsperiode einer vorigen Arbeitskarte beantragt wird,
wird eine Arbeitskarte mit derselben Giiltigkeitsdauer wie die der vorigen Arbeitskarte ausgestellt.
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6.2.2.6. Auszahlung einer Arbeitsunterstutzung

Die Arbeitsunterstiitzung wird nur genehmigt, wenn folgende Voraussetzungen zugleich erfiillt werden:

1.

2.

3.

Fir den Arbeitssuchenden muss eine Arbeitskarte vom Arbeitslosenamt des Landesamtes fir
Arbeitsbeschaffung ausgestellt werden.

Der Arbeitnehmer muss zu Beginn seiner Beschaftigung bei seiner Zahlstelle einen
Unterstlitzungsantrag sowie ein Exemplar des Arbeitsvertrags einreichen;

Der Arbeitsvertrag muss Bestimmungen umfassen, aus denen hervorgeht, dass der Arbeitnehmer
gemal der eingereichten Arbeitskarte fiir die Gewahrung eines Arbeitslosengeldes in Betracht
kommt und dass der vom Arbeitgeber zu zahlende Nettolohn dadurch erhalten wird, dass das
Arbeitslosengeld vom Nettolohn des betrachteten Monats abgezogen wird.

Die Akte, die den Antrag auf Arbeitslosengeld beinhaltet, muss das Arbeitslosenamt innerhalb einer Frist
von vier Monaten nach dem Monat des Beginns des Beschéaftigung erreichen.

Bei verspatetem Zugang der vollstdndigen Akte kann der Arbeitgeber fir die Periode, die dem Monat des
verspateten Zugangs vorausgeht, das Arbeitslosengeld nicht von dem von ihm zu zahlenden Nettolohn
abziehen.

Der Arbeitgeber tberreicht dem Arbeitnehmer, der das Arbeitslosengeld beantragt, nach Ablauf
jedes Monats aus eigenem Antrieb einen Entschadigungsbeleg als Ersatz fiir die Kontrollkarte. Der
Arbeitnehmer muss diesen Entschadigungsbeleg bei seiner Zahlstelle abgeben.

Der Betrag der Arbeitsunterstitzung ist auf den Nettolohn begrenzt, auf den der Arbeitnehmer fiir den
betreffenden Monat Anspruch hat. Die Arbeitsunterstitzung wird als umfassender Bestandteil der
Entlohnung des Arbeitnehmers betrachtet.
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6.2.2.7. Ubersichtstabelle fir Langzeitarbeitssuchende — Aktiva-
Plan

AKTIVA-PLAN — WENIGER ALS 45-JAHRIGE

Referenzperiode |1 + 18 Monate 1 + 36 Monate 1 + 54 Monate 1+ 90 Monate
ZGV =1.000 EUR |1 + 4 Quartale 1 + 8 Quartale 1 + 8 Quartale 1 + 8 Quartale
ZGV =400 EUR |/ / 4 Quartale 12 Quartale
Aktivierung = 500 |1 + 15 Monate, 1+ 15 Monate 1+ 23 Monate 1+ 29 Monate
EUR falls unter 25 Jahre

AKTIVA-PLAN — MINDESTENS 45-JAHRIGE

Referenzperiode 1+ 9 Monate 1+ 18 Monate 1+ 27 Monate
ZGV =1.000 EUR 1 + 4 Quartale 1 + 20 Quartale 1+ 20 Quartale
ZGV =400 EUR 16 Quartale / /

Aktivierung = 500 EUR |/ / 1+ 29 Monate

AKTIVA-PLAN — VORBEUGUNGS- UND SICHERHEITSPERSONAL

Arbeitssuchend mindestens 1 Jahre mindestens 2 Jahre mindestens 6 Monate

Referenzperiode 1+ 18 Monate 1 + 36 Monate 1+ 9 Monate

ZGV =1.000 EUR 1 + 20 Quartale 1 + 20 Quartale alle Quartale

Aktivierung = 900 EUR |1 + 59 Quartale 1 + 59 Quartale /

Aktivierung = 1100 EUR |/ / alle Quartale
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6.2.3. Zielgruppenermassigung fur
Langzeitarbeitssuchende —
Berufstibergangsprogramm

Der Konigliche Erlass vom 09.06.1997 zur Ausfiihrung von Artikel 7, § 1, Absatz 3, m des
Erlassgesetzes vom 28.12.1944 Uber die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer betreffend die
Berufslibergangsprogramme zielt darauf ab, das System der Arbeitslosenunterstitzungen durch die
EinfUihrung von Berufsiibergangsprogrammen aktiver einzusetzen. Die Berufsubergangsprogramme
haben zum Ziel, die Eingliederungschancen von Langzeitarbeitslosen und -arbeitssuchenden auf dem
Arbeitsmarkt durch Berufserfahrung zu erhéhen.

Fir die im Rahmen dieser Programme beschaftigten Arbeitslosen erhalten die Arbeitgeber folgende
finanzielle Vorteile:
- eine Beteiligung der Foderalbehorde;
- eine Pramie der betroffenen Region und/oder der betroffenen Gemeinschaft;
- eine ErmaRigung der Arbeitgeberbeitrage fiir die soziale Sicherheit in Form einer
Zielgruppenermafigung fur Langzeitarbeitssuchende.

Die Berufsiibergangsprogramme muissen von dem fiir Beschéftigung zustandigen Regionalminister
nach den Regeln, Bedingungen und Modalitédten durch die betroffene Region festgelegt werden. Die
allgemeinen Grundséatze dieser Programme wurden im Zusammenarbeitsabkommen vom 04.03.1997
zwischen dem Foderalstaat und den Regionen betreffend die Berufsiibergangsprogramme festgelegt.
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6.2.3.1. BerufsUbergangsprogramm in der Flamischen Region

In der Fldmischen Region kénnen — infolge des Beschlusses der Flamischen Regierung vom 10.07.2008
zur Berufserfahrung — Berufserfahrungsprojekte eingerichtet werden, die fiir eine Zielgruppenermafigung
im Rahmen eines Berufsiibergangsprogramms in Betracht kommen.

Die Berufserfahrungsprojekte bestehen aus zwei parallelen Teilbereichen:

- einer Periode der ,Berufserfahrung® an einem oder mehreren Arbeitsplatzen, an denen der
Arbeitssuchende bei der Arbeit begleitet wird;

- einer Periode der ,Eingliederung®, die auf die Entwicklung der allgemeinen Fahigkeiten des
Arbeitssuchenden im Hinblick auf die Mobilitat bei der Arbeitssuche abzielt; hierzu gehért auch eine
Follow-up-Malinahme, bei der sechs Monate nach dem Ende des Berufserfahrungsprojekts dem
Zielgruppenarbeitnehmer administrative Unterstitzung gewahrt wird.

1. Betroffene Arbeitgeber

Folgende, dem LSSPLV angeschlossene Verwaltungen kdnnen Berufserfahrungsprojekte anbieten:
- Gemeinden und von Gemeinden abhangige o6ffentliche Einrichtungen,

die Gemeindeverbande,

die von Vereinigungen abhangigen o6ffentlichen Einrichtungen,

OSHZ oder Vereinigungen von OSHZ;

Provinzen und von Provinzen abhangigen 6ffentliche Einrichtungen,

die Flamische Gemeinschaftskommission.

2. Betroffene Arbeitnehmer

Arbeitnehmer, die im Rahmen eines Berufsiibergangsprogramms eingestellt werden, die so genannten
LZielgruppenarbeitnehmer®, missen eine der folgenden Bedingungen erfillen:
- am Tag vor ihrem Dienstantritt mindestens 24 Monate ohne Unterbrechung entschadigter
Vollarbeitsloser gewesen ,
- am Tag vor ihrem Dienstantritt mindestens 12 Monate ohne Unterbrechung arbeitssuchend gemeldet
sein und
- das Eingliederungseinkommen erhalten oder
- Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe haben.

Mit einer Periode entschadigter Vollarbeitslosigkeit werden gleichgesetzt:

- die Perioden wahrend einer Periode der Vollarbeitslosigkeit, die zur Zahlung einer Leistung kraft
der Rechtsvorschriften der Pflichtversicherung im Falle von Krankheit oder Invaliditat oder kraft der
Mutterschaftsversicherung gefuhrt haben;

- die Perioden der Vollarbeitslosigkeit, die durch Urlaubsgeld abgedeckt sind;

- die Haft- und Gefangnisperioden wahrend einer Periode entschadigter Vollarbeitslosigkeit,

- die Perioden des Auslandsaufenthalts eines Arbeithehmers, der mit einem Belgier zusammenlebt, der
im Rahmen der Stationierung der belgischen Streitkrafte tatig ist,

- die Perioden der Anwesenheit wegen des Wehrdienstes, des Einzugs zum Wehrdienst und des
Dienstes als Wehrdienstverweigerer aus Gewissensgriinden;

- die Perioden der Berufseingliederungszeit im Sinne von Artikel 36, §1, erster Absatz, 4°, des Erlasses
vom 25.11.1991, nach Beendigung des Studiums oder Erlangen des Diploms;

- die Perioden der Beschaftigung in Anwendung von Artikel 60, § 7, des Gesetzes vom 08.07.1976
sowie die Perioden des Anspruchs auf das Existenzminimum oder gleichgesetzte Perioden, die dieser
Beschaftigungsperiode unmittelbar vorausgehen;

- die Perioden der Beschaftigung in einem Berufsubergangsprogramm mit Recht auf Unterstitzung;

- die Perioden der Beschaftigung im Rahmen eines anerkannten Arbeitsplatzes, in deren Verlauf der
Arbeitnehmer die Leistung im Sinne von Artikel 8, § 1 des Kdniglichen Erlasses vom 08.08.1997 Uber
die Wiedereingliederung der Langzeitarbeitslosen erhielt (maximal 12 Monate);

- andere unterbrechende Ereignisse, insbesondere die Perioden, in denen der Arbeitnehmer durch
einen Arbeitsvertrag mit einer Gesamtdauer von héchstens 4 Monaten gebunden ist.

3. Gewahrungsbedingungen
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Damit Arbeitgeber die Vorteile in Verbindung mit einem Berufsiibergangsprogramm erhalten kénnen, sind
folgende Bedingungen zu erflllen:

1. Die Zielgruppenarbeitnehmer miissen im nichtkommerziellen Sektor Tatigkeiten austiben. Dies sind
Tatigkeiten, die kollektiven gesellschaftlichen Bedirfnissen entsprechen, die durch den reguldaren
Arbeitskreislauf nicht oder nicht umfassend befriedigt werden kénnen.

2. Die Zielgruppenarbeitnehmer werden mindestens auf einer halben Stelle mit einem befristeten
Arbeitsvertrag von héchstens 12 Monaten beschaftigt. Wenn der Zielgruppenarbeitnehmer auf dem
Arbeitsmarkt nicht vermittelbar ist, kann die Frist unter bestimmten Bedingungen auf maximal 18
Monate verlangert werden.

3. Die Beschaftigung des/der Zielgruppenarbeitnehmer muss zusatzlich im Verhaltnis zur
durchschnittlichen Anzahl der eigenen Personalmitglieder, ausgedrtickt in Vollzeitdquivalenten, sein,
die der Arbeitgeber in den vier Quartalen vor dem Antrag eingestellt hatte.

Bei der Berechnung werden bertcksichtigt:
- das definitiv ernannte Personal und das Vertragspersonal;
- Jugendliche, die mit einem Erstbeschaftigungsabkommen eingestellt wurden.

4. Gewéahrte Vorteile

Das Berufslibergangsprogramm tbernimmt fiir jeden betroffenen Arbeithehmer monatlich das Gehalt und
die ganze oder teilweise Befreiung von den Arbeitgeberbeitrdgen zur sozialen Sicherheit zu Lasten des
Betrags:

- des durch die fdderale Behérde gewahrten Anteils,

- der gewahrten Regional- und /oder Gemeinschaftspramie,

- der Zielgruppenermalfigung fir Langzeitarbeitssuchende im Rahmen des Akiva-Plans.

a. Beteiligung der Foderalbehdtrde

Die féderale Behdrde beteiligt sich in Form einer Pauschalentschadigung, die der Arbeitgeber vom
Nettolohn des Arbeithnehmers abziehen darf.

Diese Pauschalentschadigung wird vom LfA gezahlt und ,Eingliederungsunterstiitzung“ genannt, wenn
der Arbeitnehmer am Tag vor seinem Dienstantritt wahrend mindestens 24 Monaten entschadigter
Vollarbeitsloser war.

Diese Pauschalentschadigung betragt monatlich:
- 250 EUR, wenn der Arbeithehmer mindestens fir die Halfte der Arbeitszeit beschaftigt ist;
- 325 EUR, wenn der Arbeitnehmer mindestens auf 4/5-Basis beschéftigt ist.

Die monatlichen Betradge erhéhen sich um 50 EUR, wenn der Arbeitnehmer vor seiner Beschaftigung im
Rahmen der lokalen Beschéaftigungsagenturen Tatigkeiten ausgelbt hat.

Wenn der eingestellte Arbeitnehmer normalerweise in einer Gemeinde wohnt, in der die Arbeitslosigkeit
20% Uber der durchschnittlichen Arbeitslosigkeit der Fldamischen Region liegt, so betragt die monatliche
Entschadigung:

- 435 EUR bei einer Beschéftigung, die mindestens einer Halbzeitstelle entspricht;

- 545 EUR bei einer Beschaftigung, die mindestens einer 4/5-Stelle entspricht.

Der Betrag der Eingliederungsentschadigung, des abgesenkten Eingliederungseinkommens oder der
abgesenkten finanziellen Sozialhilfe beschrankt sich auf jeden Fall auf den Nettolohn, auf den der
Zielgruppenarbeitnehmer fiir den betreffenden Kalendermonat Anspruch hat.

Die Entschadigung wird als Bestandteil des Lohns des Arbeitnehmers betrachtet, fiir den
Sozialversicherungsbeitrage berechnet werden.

b. Pramie der FldAmischen Region

Der Arbeitgeber erhalt vom flamischen regionalen 6ffentlichen Dienst flr einen Zielgruppenarbeitnehmer
eine Lohnpramie in Héhe von:
- maximal 8.950 EUR pro Jahr bei einer Beschéaftigung, die mindestens einer Halbzeitstelle entspricht;
- maximal 14.320 EUR pro Jahr bei einer Beschaftigung, die mindestens einer 4/5-Stelle entspricht;
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- maximal 17.900 EUR pro Jahr bei einer Vollzeitbeschaftigung.

Der Betrag der Lohnpramie entwickelt sich auf gleiche Weise und in gleichem Malde wie der
Gesundheitsindex.

Zusatzlich zur Lohnpramie kann der Arbeitgeber noch folgende Pramien erhalten:
- eine Betreuungspramie in Hohe von maximal 25% der Lohnpramie, um Zielgruppenarbeitnehmern
die notwendige Begleitung und Ausbildung bereitzustellen;
- eine zusatzliche Betreuungspramie fur jeden eingestellten Zielgruppenarbeitnehmer;
- eine Eingliederungsentschadigung;
- eine Nachsorgeentschadigung fir jeden Zielgruppenarbeitnehmer.

Die Pramien und Entschadigungen werden von der Flamischen Subventionsstelle fir Beschaftigung und
Sozialwirtschaft des Ministeriums der Flamischen Gemeinschaft gezahilt.

Ein aus dem Dienst ausgeschiedener Zielgruppenarbeitnehmer kann bei Fortzahlung der gewahrten
Pramie ersetzt werden, wenn dieser Austausch innerhalb von 6 Monaten ab dem Dienstantrittsdatum des
zu ersetzenden Arbeitnehmers gestellt wird.

5. ErmafRigung der Arbeitgeberbeitrage zur sozialen Sicherheit

Der vollstandige Betrag der dem Zielgruppenarbeithehmer gewéahrten Entschadigung, einschliel3lich
der Eingliederungsunterstiitzung, des abgesenkten Eingliederungseinkommens oder der abgesenkten
finanziellen Sozialhilfe wird als Lohn betrachtet, fir den Sozialversicherungsbeitrage berechnet werden.

Jedoch erhalt der Arbeitgeber fir die Zielgruppenarbeitnehmer, die er im Rahmen eines
Berufserfahrungsprojekts einstellt, eine ErmaRigung der Arbeitgeberbeitrage zur sozialen
Sicherheit. Fir diese Arbeitnehmer erhalt der Arbeitgeber namlich eine Zielgruppenermafligung fir
Langzeitarbeitssuchende.

- Firweniger als 25 Jahre alte Arbeitnehmer, die keinen Abschluss einer héheren Sekundarausbildung
besitzen und seit mindestens 9 Monaten ohne Unterbrechung Wartegeld- oder Arbeitslosengeld
beziehen, sowie fir weniger als 45 Jahre alte Arbeitnehmer, die seit mindestens 12 Monaten
ohne Unterbrechung Eingliederungsentschadigungen beziehen, wird eine Zielgruppenermafigung in
folgender Hohe gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 4 darauf folgenden Quartale,
- 400 EUR wahrend der 4 darauf folgenden Quartale.

- FUr weniger als 45 Jahre alte Arbeithehmer, die seit mindestens 24 Monaten ohne Unterbrechung
Arbeitslosengeld beziehen, wird eine Zielgruppenermafligung in folgender Héhe gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 8 darauf folgenden Quartale.

- FUr mindestens 45 Jahre alte Arbeitnehmer, die seit mindestens 12 Monaten ohne Unterbrechung
Eingliederungsentschadigungen beziehen, wird eine Zielgruppenermaligung in folgender Hohe
gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 4 darauf folgenden Quartale,
- 400 EUR wahrend der 8 darauf folgenden Quartale.

- FUr mindestens 45 Jahre alte Arbeitnehmer, die seit mindestens 24 Monaten ohne Unterbrechung
Arbeitslosengeld beziehen, wird eine Zielgruppenermafligung in folgender Héhe gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 12 darauf folgenden Quartale.

Die Arbeitnehmerbeitrdge zur sozialen Sicherheit werden jedoch geschuldet.

6. Zuverfigungstellung eines Arbeitnehmers

Ein Arbeitgeber kann einen Arbeithehmer wahrend einer Periode der Beschéaftigung in einem
Berufsuibergangsprogramm fur maximal sechs Monate einem Dritten tberlassen.

7. Kontrolle

Die Kontrolle der Erflillung der Berufserfahrungsprojekte erfolgt durch die Flamische Subventionsstelle fir
Beschaftigung und Sozialwirtschaft des Ministeriums der Flamischen Gemeinschaft und durch den VDAB.
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8. UbergangsmafRnahmen

Ein Zielgruppenarbeitnehmer, der vor dem 01.01.2009 einen Arbeitsvertrag abgeschlossen hat und

eine Pramie von der Flamischen Region auf Basis des Beschlusses der Flamischen Regierung vom
17.06.1997 zur Angleichung der verschiedenen Systeme erhalt, hat weiterhin Anspruch auf diese Pramie
wahrend des vollstandigen Berufserfahrungsprojekts.

9. Weitere Informationen

Eine Broschiire (und die Antragsformulare) des Flamischen Berufsiibergangsprogramms (=
Berufserfahrungsprojekte) finden Sie auf der Portalsite fur Beschéftigung und Wirtschaft (http://
www.werk.be/) .

Informationen Uber das Verfahren erhalten Sie auRerdem bei der Flamischen Subventionsstelle
fir Beschaftigung und Sozialwirtschaft des Ministeriums der Flamischen Gemeinschaft tber die
(gebihrenfreie) Rufnummer 0800/141.87 (Gecofoon) oder beim Projektberater Ihrer Region.
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6.2.3.2. BerufsUbergangsprogramm in der Region Brussel-
Hauptstadt

Das Berufsiibergangsprogramm in der Region Briissel-Hauptstadt ist anwendbar durch

- die Ordonnanz vom 18.12.1997 uber die Genehmigung des Zusammenarbeitsabkommens vom
04.03.1997 zwischen Foderalstaat und den Regionen betreffend Berufsiibergangsprogramme,

- die Ordonnanz vom 29.10.1998 Uber die Genehmigung des Zusammenarbeitsabkommens vom
15.05.1998 zur Anderung des Zusammenarbeitsabkommens vom 04.03.1997 zwischen Féderalstaat
und den Regionen betreffend Berufsiibergangsprogramme,

- den Erlass der Regierung der Region Brissel-Hauptstadt vom 29.01.1998 zur Ausfihrung der
Ordonnanz vom 27.11.1997 Uber die Genehmigung des Zusammenarbeitsabkommens und vom
04.03.1997 zwischen Fdderalstaat und den Regionen betreffend Berufsiibergangsprogramme.

1. Betroffene Arbeitgeber

Berufslibergangsprogramme kénnen durch alle dem LSSPLV angeschlossenen Arbeitgeber der Region
Briissel-Hauptstadt entwickelt werden.

Die Berufsiibergangsprogramme kénnen nur im nichtkommerziellen Sektor entwickelt werden. Unter dem
nichtkommerziellen Sektor werden die Sektoren verstanden, die zugleich folgende Bedingungen erfiillen:
- sie sind gemeinnitzig;
- sie verfolgen keinen Erwerbszweck;
- sie entsprechen einem kollektiven Bedurfnis der Gesellschaft, das durch den regularen Arbeitsmarkt
nicht oder ungeniigend erfillt wird.

2. Betroffene Arbeitnehmer

Arbeitnehmer, die in den Anwendungsbereich der Berufsiibergangsprogramme fallen, missen zum
Zeitpunkt der Einstellung folgende Bedingungen kumulativ erfillen:

1. Arbeitsloser oder Arbeitssuchender sein:

- entweder entschadigter Vollarbeitsloser sein, der Eingliederungsentschadigungen bezieht und
seit mindestens 12 Monaten arbeitssuchend gemeldet ist,

- oder (entschadigter) Vollarbeitsloser sein, der seit mindestens 24 Monaten Arbeitslosengeld
bezieht (in diesem Zusammenhang haben die Arbeitslosen Dienste im Rahmen der lokalen
Beschaftigungsagenturen erbracht),

- oder Arbeitssuchender sein, der seit mindestens 12 Monaten ein Eingliederungseinkommen
erhalt,

- oder ein junger als 25 Jahre alter Arbeitssuchender sein und

- seit mindestens 9 Monaten entschadigter Vollarbeitsloser sein und
Eingliederungsentschadigungen oder Arbeitslosengeld erhalten oder

- seit mindestens 9 Monaten ein Wiedereingliederungseinkommen erhalten,

2. keinen Abschluss, kein Zeugnis oder kein Brevet der hdheren Sekundarstufe besitzen. Soweit das
Berufsiibergangsprogramm dies rechtfertigt, kbnnen die zustédndigen Minister der Regierung der
Region Brissel-Hauptstadt andere Qualifikationsniveaus zulassen.

Empfanger von Sozialhilfe, die im Fremdenregister eingetragen sind, werden mit den Berechtigten
des Eingliederungseinkommens gleichgesetzt.

Mit einer Periode entschadigter Vollarbeitslosigkeit werden gleichgesetzt:

- die Perioden wahrend einer Periode entschadigter Vollarbeitsloser, die zur Zahlung einer Leistung
kraft der Rechtsvorschriften der Pflichtversicherung im Falle von Krankheit oder Invaliditat oder kraft
der Mutterschaftsversicherung gefuhrt haben;

- die Perioden der Vollarbeitslosigkeit, die durch Urlaubsgeld abgedeckt sind;

- die Haft- und Gefangnisperioden wahrend einer Periode entschadigter Vollarbeitslosigkeit;

- die Perioden des Auslandsaufenthalts eines Arbeithehmers, der mit einem Belgier zusammenlebt, der
im Rahmen der Stationierung der belgischen Streitkrafte tatig ist;

- die Perioden der Anwesenheit wegen des Wehrdienstes, des Einzugs zum Wehrdienst und des
Dienstes als Wehrdienstverweigerer aus Gewissensgriinden;
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- die Perioden der Berufseingliederungszeit im Sinne von Artikel 36, §1, erster Absatz, 4°, des Erlasses
vom 25.11.1991, nach Beendigung des Studiums oder Erlangen des Diploms;

- die Perioden der Beschaftigung in Anwendung von Artikel 60, §7, des OSZH-Grundlagengesetzes
vom 08.07.1976 sowie die Perioden des Anspruchs auf das Existenzminimum oder gleichgesetzte
Perioden, die dieser Beschaftigungsperiode in Anwendung des oben genannten Artikel 60, § 7,
unmittelbar vorausgehen;

- die Perioden der Beschaftigung in einem Berufsiibergangsprogramm mit Recht auf Unterstiitzung;

- die Perioden der Beschéaftigung im Rahmen eines anerkannten Arbeitsplatzes, in deren Verlauf der
Arbeitnehmer die Leistung im Sinne von Artikel 8, § 1 des Kdniglichen Erlasses vom 08.08.1997;

- andere unterbrechende Ereignisse, insbesondere die Perioden, in denen der Arbeitnehmer durch
einen Arbeitsvertrag mit einer Gesamtdauer von héchstens 4 Monaten gebunden ist.

3. Gewahrungsbedingungen

Damit Arbeitgeber die Vorteile in Verbindung mit einem Berufsiibergangsprogramm erhalten kénnen, sind
folgende Bedingungen zu erflllen:

- ausschlieBlich Einstellungen im nichtkommerziellen Sektor vornehmen.

- Unter dem nichtkommerziellen Sektor werden die Sektoren verstanden, die zugleich folgende
Bedingungen erfillen:

- sie sind gemeinnitzig;

- sie verfolgen keinen Erwerbszweck;

- sie entsprechen einem kollektiven Bedurfnis der Gesellschaft, das durch den regularen
Arbeitsmarkt nicht oder ungentigend erfullt wird.

- sich dazu verpflichten, zuséatzliche Arbeitsplatze im Verhéltnis zum Durchschnitt der Anzahl der
Arbeitnehmer, ausgedriickt in Vollzeitadquivalenten, die der Arbeitgeber in den 4 Quartalen vor dem
Antrag eingestellt hatte, zu schaffen. Es muss sich um zuséatzliche Arbeitsplatze handeln in Bezug auf:

- die regularen Arbeitsplatze,
- das Praktikum fur Jugendliche und gleichgesetzte Mallinahmen,
- die mittels Inanspruchnahmerechte subventionierten Arbeitsplatze.

- sich dazu verpflichten, im Rahmen der Berufsiibergangsprogramme zusétzliche Arbeitsplatze
zu schaffen im Verhaltnis zum Durchschnitt der Anzahl der Arbeitnehmer, ausgedriickt in
Vollzeitaquivalenten, die in den Wiederbeschéftigungsprogrammen eingestellt sind, fir welche die
Regionen Inanspruchnahmerechte erhalten.

4. Antrag

Arbeitgeber, die Arbeitnehmer im Rahmen der Berufsiibergangsprogramme einstellen wollen, richten
ihren Antrag an Actiris.

Actiris schlieRt nach Genehmigung durch die fiir Beschaftigungspolitik und Haushalt zustandigen Minister
der Region Brussel-Hauptstadt mit dem Arbeitgeber einen Vertrag ab.

5. Praktische Modalitaten

a. Modalitaten betreffend den Arbeitsvertrag und die Beschaftigungsperiode

Actiris prasentiert die Bewerber, die in Berufsiibergangsprogrammen eingestellt werden kénnen, unter
Beruicksichtigung der Arbeitslosigkeitsstruktur in der Region Brissel-Hauptstadt.

Die Arbeitgeber verpflichten sich dazu, Arbeitnehmer mit einem befristeten Arbeitsvertrag mindestens auf
Basis einer Halbzeitstelle einzustellen.

Das Zusammenarbeitsabkommen vom 15.05.1998 legt die maximale Beschaftigungsdauer im Rahmen
des Berufsiibergangsprogramms auf 2 Jahre fest.

Die maximale Beschaftigungsdauer wird auf 3 Jahre verlangert fir Arbeitnehmer, die zuvor im Rahmen
der lokalen Beschaftigungsagenturen Leistungen erbracht hatten, und fiir Arbeitnehmer, die in einer
Gemeinde mit einer Arbeitslosigkeit von mindestens 20% Uber dem regionalen Durchschnitt bleiben.

Der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer setzen einen schriftlichen Arbeitsvertrag in 4 Ausfertigungen auf,
dessen Muster Actiris erstellt hat. Eine Ausfertigung ist fir Actiris und eine fir das LfA bestimmt.
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Die Einstellungen missen innerhalb von 6 Monaten nach Zustellung des Beschlusses zur Anerkennung
des Programms erfolgen.

Fir die Projekte, die eine Beschéaftigung in Phasen erfordern, beginnen die Einstellungsfristen erst mit
dem im Anerkennungsbeschluss genannten Datum.

Im Falle einer Ersetzung muss die Einstellung innerhalb von 6 Monaten nach dem Dienstaustritt des zu
ersetzenden Arbeitnehmers erfolgen.

Ein Arbeitgeber kann einen Arbeithehmer wahrend einer Beschaftigungsperiode in einem
Berufslibergangsprogramm fuir maximal neun Monate einem Dritten tberlassen, der ebenfalls als
Arbeitgeber im Rahmen der Regelung der Berufsiibergangsprogramme in Betracht kommt.

b. Modalitaten betreffend die Entlohnung

Im Rahmen des Berufstibergangsprogramms beschéaftigte Arbeitnehmer erhalten eine Besoldung und
eine Jahresendzulage, deren Bedingungen mindestens denen der Vertragspersonalmitglieder, die beim
gleichen Arbeitgeber eingestellt sind, entsprechen.

Fir sie gilt die gleiche Urlaubsregelung wie fiir diese Vertragspersonalmitglieder.

6. Beteiligung der Behdrden

Das Berufslibergangsprogramm tbernimmt fiir jeden betroffenen Arbeithehmer monatlich das Gehalt und
die ganze oder teilweise Befreiung von den Arbeitgeberbeitrdgen zur sozialen Sicherheit zu Lasten des
Betrags:

- des durch die fdderale Behérde gewahrten Anteils,

- der gewahrten Regional- und /oder Gemeinschaftspramie,

- der Zielgruppenermalfigung fir Langzeitarbeitssuchende im Rahmen des Akiva-Plans.

a. Beteiligung der Foderalbehdrde

Die féderale Behdrde beteiligt sich in Form einer Pauschalentschadigung, die der Arbeitgeber vom
Nettolohn des Arbeithnehmers abziehen darf.

Diese Pauschalentschadigung wird:

- vom LfA gezahlt und ,Eingliederungsunterstiitzung“ genannt, wenn der Arbeitnehmer am Tag vor
seinem Dienstantritt wahrend mindestens 24 Monaten entschadigter Vollarbeitsloser war,

- vom OSHZ gezahlt und ,abgesenktes Eingliederungseinkommen® oder ,abgesenkte finanzielle
Sozialhilfe* genannt, wenn der Arbeithehmer am Tag vor seinem Dienstantritt als Arbeitssuchender
eingetragen war und mindestens 12 Monate Anspruch auf ein Eingliederungseinkommen oder die
finanzielle Sozialhilfe hatte.

Diese Pauschalentschadigung betragt monatlich:
- 250 EUR, wenn der Arbeithnehmer mindestens fir die Halfte der Arbeitszeit beschaftigt ist;
- 325 EUR, wenn der Arbeithnehmer mindestens auf Basis einer 4/5-Stelle beschéftigt ist.
Die monatlichen Betrage erhéhen sich um 50 EUR, wenn der Arbeitnehmer vor seiner Beschaftigung
im Rahmen der lokalen Beschaftigungsagenturen Tatigkeiten ausgetibt hat.

Wenn der eingestellte Arbeitnehmer normalerweise in einer Gemeinde wohnt, in der die Arbeitslosigkeit
20% Uber der durchschnittlichen Arbeitslosigkeit der Flamischen Region liegt, so betragt die monatliche
Entschadigung:

- 435 EUR bei einer Beschaftigung, die mindestens einer Halbzeitstelle entspricht;

- 545 EUR bei einer Beschaftigung, die mindestens einer 4/5-Stelle entspricht.

Der Betrag der Eingliederungsentschadigung, des abgesenkten Eingliederungseinkommens oder der
abgesenkten finanziellen Sozialhilfe beschrankt sich auf jeden Fall auf den Nettolohn, auf den der
Zielgruppenarbeitnehmer fiir den betreffenden Kalendermonat Anspruch hat.

Die Entschadigung wird als Bestandteil des Lohns des Arbeitnehmers betrachtet, fir den
Sozialversicherungsbeitrage berechnet werden.

b. Pramie der Region Brussel-Hauptstadt
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Die Regionen, ggf. im Verein mit den Gemeinschaften oder den Gemeinschaftskommissionen,
investieren in die Berufslibergangsprogramme mindestens genauso viel wie der Féderalstaat.

Der Betrag der Pramie wird aufgrund der tatsachlichen Beschéaftigung berechnet. Nur tatsachlich
geleistete Arbeitstage und gleichgesetzte Tage verleihen den Anspruch auf die Pramie. Der Betrag der
Prémie wird vom Minister im Verhaltnis zur Vertragsdauer, den Lohnkosten und der Arbeitsregelung
festgelegt.

Alle Auskinfte im Zusammenhang mit der Berechnung der Regionalpramie erhalten Sie bei den
Dienststellen von Actiris.

c. ErmaRigung der Arbeitgeberbeitrdge zur sozialen Sicherheit

Der vollstandige Betrag der dem Zielgruppenarbeitnehmer gewahrten Entschadigung, einschliel3lich
der Eingliederungsunterstitzung, des abgesenkten Eingliederungseinkommens oder der abgesenkten
finanziellen Sozialhilfe wird als Lohn betrachtet, fir den Sozialversicherungsbeitrage berechnet werden.

Jedoch erhalt der Arbeitgeber fir die Zielgruppenarbeitnehmer, die er im Rahmen eines
Berufsiibergangsprogramms der Region Brissel-Hauptstadt einstellt, eine ErmaRigung der
Arbeitgeberbeitrage zur sozialen Sicherheit. Flr diese Arbeitnehmer erhalt der Arbeitgeber namlich eine
Zielgruppenermalfigung fir Langzeitarbeitssuchende.

1.

Far weniger als 25 Jahre alte Arbeitnehmer, die keinen Abschluss einer hdheren Sekundarausbildung
besitzen und seit mindestens 9 Monaten ohne Unterbrechung Wartegeld- oder Arbeitslosengeld
beziehen, sowie fur weniger als 45 Jahre alte Arbeithehmer, die seit 12 Monaten ohne Unterbrechung
Eingliederungsentschadigungen beziehen, wird eine Zielgruppenermaligung in folgender Hohe
gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 4 darauf folgenden Quartale,

- 400 EUR wahrend der 4 darauf folgenden Quartale.
Fir weniger als 45 Jahre alte Arbeitnehmer, die seit mindestens 24 Monaten ohne Unterbrechung
Arbeitslosengeld beziehen, wird eine Zielgruppenermafligung in folgender Héhe gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 8 darauf folgenden Quartale.
Fiar mindestens 45 Jahre alte Arbeitnehmer, die seit mindestens 12 Monaten ohne Unterbrechung
Eingliederungsentschadigungen beziehen, wird eine Zielgruppenermaligung in folgender Hohe
gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 4 darauf folgenden Quartale,

- 400 EUR wahrend der 8 darauf folgenden Quartale.
Fiar mindestens 45 Jahre alte Arbeitnehmer, die seit mindestens 24 Monaten ohne Unterbrechung
Arbeitslosengeld beziehen, wird eine Zielgruppenermafligung in folgender Héhe gewahrt:

- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der 12 darauf folgenden Quartale.

Die Arbeitnehmerbeitrage zur sozialen Sicherheit werden jedoch geschuldet.

7. Aufsicht

Die Arbeitgeber missen dem LfA den Nachweis erbringen, dass die von ihnen im Rahmen des
Berufsiibergangsprogramms beschaftigten Arbeitnehmer zuséatzlich eingestellt wurden. Wird

diese Voraussetzung nicht erfiillt, so sind die Arbeitgeber verpflichtet, dem LfA einen pauschalen
Schadenersatz zu zahlen und die erhaltenen Subventionen an die Subventionsbehérden zuriickzuzahlen.

Actiris kontrolliert die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und muss innerhalb von 3 Monaten
nach dem Quartal, in dem der Arbeitgeber im Rahmen der Berufsiibergangsprogramme Arbeitnehmer
einstellte, eine Kopie der Quartalsmeldung zur sozialen Sicherheit erhalten.
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6.2.4. Zielgruppenermaldigung fur
Langzeitarbeitssuchende —
Eingliederungssozialwirtschaft (ESW)

Der Konigliche Erlass vom 03.05.1999 zur Ausfiihrung von Artikel 7, § 1, Absatz 3, m, des
Erlassgesetzes vom 28.12.1944 Uber die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer betreffend die
Eingliederung von sehr schwer zu vermittelnden Arbeitslosen regelt die Eingliederungssozialwirtschaft,
die auch ,ESW* genannt wird. Diese BeschaftigungsmafRnahme hat zum Ziel, die Eingliederung

von Langzeitarbeitssuchenden auf dem Arbeitsmarkt zu fordern. Sie sieht einerseits die Gewahrung
einer Lohnsubvention fiir den Arbeitgeber und andererseits eine Zielgruppenermafigung der
Arbeitgeberbeitrage zur sozialen Sicherheit vor.
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6.2.4.1. Anwendungsbereich Arbeitgeber

Initiativen der sozialen Eingliederungswirtschaft kdnnen organisiert werden durch:
- die offentlichen Sozialhilfezentren;
- die anderen lokalen und provinzialen Verwaltungen, die
- ein Eingliederungsunternehmen griinden, das vom Minister der Beschéaftigung und Arbeit und
vom Minister der Sozialen Angelegenheiten anerkannt wird;
- Nahbereichsdienste griinden, die gemal den Bestimmungen von Artikel Vibis des Erlasses der
Flamischen Regierung vom 08.09.2000 anerkannt werden;
- lokale Initiativen der Dienstleistungswirtschaft entwickeln, die kraft der Bestimmungen des
Kapitels Il des Erlasses der Flamischen Regierung vom 22.12.2006 anerkannt sind.

Um die Zielgruppenermafigung fir Langzeitarbeitssuchende beanspruchen zu kdnnen, missen die
Arbeitgeber erst eine Bescheinigung erhalten, aus der hervorgeht, dass sie in den Anwendungsbereich
der EWS fallen. Diese Bescheinigung wird innerhalb einer Frist von 45 Tagen vom Generaldirektor

der Generaldirektion Beschéftigung und Arbeitsmarkt des FOD Beschéftigung, Arbeit und Soziale
Konzertierung ausgestellt. Auf der Grundlage dieser Bescheinigung kann die Verwaltung mit der
Arbeitsverwaltung VDBA oder Actiris Kontakt aufnehmen, die Kandidaten, die die Bedingungen der
Eingliederungssozialwirtschaft erfillen, weiterleiten wird.
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6.2.4.2. Anwendungsbereich Arbeitnehmer.

Fir eine Beschéaftigung im Rahmen der Regelung der Sozialeingliederungswirtschaft mit Zuerkennung
einer pauschalen Zielgruppenermafigung und einer Lohnsubvention kommen unter bestimmten
Bedingungen in Betracht:

a. Eingestellte Arbeitnehmer (= Neueinstellungen), die am Tag des Dienstantritts
- am Dienstantrittsdatum entschadigte Vollarbeitslose, Berechtigte im System der sozialen
Eingliederung oder Berechtigte mit Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe sind

UND
- keinen Abschluss Uber eine hohere Sekundarausbildung besitzen.

b. Beibehaltende Arbeitnehmer (= Fortsetzung der Beschaftigung), die nach Ablauf einer
Beschaftigungsperiode kein Diplom oder Abschlusszeugnis der Oberstufe des Sekundarunterrichts
besitzen:

- in einem Berufsiibergangsprogramm

- gemal Artikel 60, § 7 des Grundlagengesetzes vom 08.07.1976 Uber 6ffentliche Sozialhilfezentren

- als bezuschusstes Vertragspersonalmitglied

- an einem anerkannten Arbeitsplatz (Dienstleistungsstelle).
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6.2.4.3. Vorteile in Verbindung mit der Einstellung von
Langzeitarbeitssuchenden

Stellt der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer im Rahmen der Regelung der Sozialeingliederungswirtschaft
ein, kann er unter bestimmten Bedingungen die beiden folgenden Vorteile nutzen:
- eine ErmaRigung der Arbeitgeberbeitrage fir die soziale Sicherheit in Form einer
Zielgruppenermaligung fir die Sozialeingliederungswirtschaft,
- einen Anteil am Nettolohn des Arbeitnehmers Uber eine Wiedereingliederungsunterstiitzung des LfA
oder eine finanzielle Beteiligung des OSHZ, die der Arbeitgeber vom Nettolohn des Arbeitnehmers
abziehen darf.

Der Betrag und die Dauer der Gewéahrung der Zielgruppenermafligung und der Lohnsubvention hdngen
von den folgenden drei Faktoren ab:

- dem Umstand, dass der Arbeithehmer zum Zeitpunkt des Dienstantritts noch keine 45 Jahre alt ist
oder bereits 45 Jahre alt ist;

- dem Umstand, dass der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des Dienstantritts ein entschadigter
Vollarbeitsloser, ein Berechtigter im System der sozialen Eingliederung oder ein Berechtigter mit
Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe ist;

- der Periode als entschéadigter Vollarbeitsloser, Berechtigter im System der sozialen Eingliederung
und/oder Berechtigter mit Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe und gleichgesetzter Perioden, die der
Einstellung vorausgehen.

Gleichgesetzte Perioden

Folgende Perioden werden mit einer Periode als entschadigter Vollarbeitsloser, Berechtigter im System

der sozialen Eingliederung und Berechtigter mit Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe gleichgesetzt:

1. die Perioden, die im Laufe einer Periode der Vollarbeitslosigkeit zur Zahlung einer Unterstiitzung
in Sachen Pflichtversicherung im Falle von Krankheit oder Invaliditdt oder kraft der
Mutterschaftsversicherung gefuhrt haben;
die Haft- und Gefangnisperioden wahrend einer Periode entschadigter Vollarbeitslosigkeit,
die Perioden der Beschaftigung in einem Berufsibergangsprogramm;
die Perioden der Beschaftigung gemaf Artikel 60, § 7 des Grundlagengesetzes vom 08.07.1976 Gber
offentliche Sozialhilfezentren;
die Perioden entschadigter Vollarbeitslosigkeit;
die Perioden der Berechtigung auf soziale Eingliederung in Anwendung des Gesetzes vom 26.05.2002
Uber das Recht auf soziale Eingliederung;

7. die Perioden der Gewahrung einer finanziellen Sozialhilfe an Personen mit auslandischer
Staatsangehdrigkeit, die im Fremdenregister eingetragen sind und aufgrund ihrer Staatsangehdrigkeit
keinen Anspruch auf das Recht auf soziale Eingliederung geltend machen kénnen;

8. die Perioden der Beschaftigung als bezuschusstes Vertragspersonalmitglied;

9. die Perioden der Vollarbeitslosigkeit, der sozialen Eingliederung oder der finanziellen Sozialhilfe, die

durch Urlaubsgeld abgedeckt sind;

10. die Perioden des Einzugs in den Wehrdienst wahrend einer Periode der Vollarbeitslosigkeit;

11. die Perioden der Beschéaftigung an einem anerkannten Arbeitsplatz (Dienstleistungsstelle);

12. die Perioden der Berufseingliederungszeit, die den Anspruch auf Eingliederungsentschadigungen

verleihen.

PoDn

2

Wenn der Arbeitgeber flr einen Arbeithnehmer bereits die Vorteile einer Zielgruppenermafigung fur
Langzeitarbeitssuchende beansprucht hat und diesen innerhalb einer Periode von dreif3ig Monaten
nach Beendigung des vorigen Arbeitsvertrags wieder einstellt, werden die Beschéaftigungen als eine
einzige Beschaftigung betrachtet. Die Periode, die zwischen den Arbeitsvertrdgen liegt, verlangert die
Periode, wahrend derer die oben genannten Vorteile gewahrt werden, nicht.

Wenn dagegen der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer wieder einstellt, fir den er bereits eine
Zielgruppenermalfigung fur ,Langzeitarbeitssuchende — Eingliederungssozialwirtschaft* beansprucht hat,
werden die Beschaftigungen nur dann als eine einzige Beschéftigung betrachtet, wenn der Dienstantritt
innerhalb einer Periode von zwdlf Monaten nach Beendigung der vorigen Beschaftigung erfolgt.
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1. Arbeitnehmer, die am Tag ihres Dienstantritts weniger als 45 Jahre
alt sind

a. Arbeitnehmer, die am Tag ihres Dienstantritts entschadigte Vollarbeitslose sind

1.

Fiar Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 18 Kalendermonate
davor mindestens 12 Monate entschadigte Vollarbeitslose waren, wird wahrend des Quartals des
Dienstantritts und der 10 darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafigung von 1.000 EUR pro
Quartal und eine Wiedereingliederungsunterstiitzung von maximal 500 EUR gewahrt.

2. Fur Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 36 Kalendermonate
davor mindestens 24 Monate entschadigte Vollarbeitslose waren, wird wahrend des Quartals des
Dienstantritts und der 20 darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafigung von 1.000 EUR pro
Quartal und eine Wiedereingliederungsunterstiitzung von maximal 500 EUR gewahrt.

b. Arbeitnehmer, die am Dienstantrittsdatum Berechtigte im System der sozialen
Eingliederung sind

1.

Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 9 Kalendermonate davor
mindestens 6 Monate Berechtigte im System der sozialen Eingliederung waren, wird wahrend des
Quartals des Dienstantritts und der 10 darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafligung von
1.000 EUR pro Quartal und eine finanzielle Beteiligung des OSHZ von maximal 500 EUR pro
Kalendermonat gewahrt.

Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 18 Kalendermonate davor
mindestens 12 Monate Berechtigte im System der sozialen Eingliederung waren, wird wahrend
des Quartals des Dienstantritts und der 20 darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafigung
von 1.000 EUR pro Quartal und eine finanzielle Beteiligung des OSHZ von maximal 500 EUR pro
Kalendermonat gewabhrt.

c. Arbeitnehmer, die am Dienstantrittsdatum Berechtigte mit Anspruch auf
finanzielle Sozialhilfe sind

1.

Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 9 Kalendermonate davor
mindestens 6 Monate Berechtigte mit Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe waren, wird wahrend des
Quartals des Dienstantritts und der 10 darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafligung von
1.000 EUR pro Quartal und eine finanzielle Beteiligung des OSHZ von maximal 500 EUR pro
Kalendermonat gewabhrt.

Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 18 Kalendermonate davor
mindestens 12 Monate Berechtigte mit Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe waren, wird wahrend
des Quartals des Dienstantritts und der 20 darauf folgenden Quartale eine Zielgruppenermafigung
von 1.000 EUR pro Quartal und eine finanzielle Beteiligung des OSHZ von maximal 500 EUR pro
Kalendermonat gewabhrt.

Wenn die zusténdige regionale Dienststelle fir Arbeitsvermittlung nach Ablauf der vorgenannten 10
oder 20 Quartale der Ansicht ist, dass der Arbeitnehmer noch stets nicht imstande ist, sich in den
regularen Arbeitsmarkt zu integrieren, wird die Dauer der Gewahrung der Zielgruppenermafigung und
der LfA-Wiedereingliederungsleistung oder OSHZ-Beteiligung um eine neue Periode von héchstens 10
beziehungsweise hochstens 20 Quartalen verlangert.

Die zustandige regionale Dienststelle fur Arbeitsvermittlung informiert je nach Fall das Landesamt flr
Arbeitsbeschaffung oder das betreffende 6ffentliche Sozialhilfezentrum.

2. Arbeitnehmer, die am Tag ihres Dienstantritts mindestens 45 Jahre
alt sind

a. Arbeitnehmer, die am Tag ihres Dienstantritts entschéadigte Vollarbeitslose sind

Far Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 9 Kalendermonate
davor mindestens 6 Monate entschadigte Vollarbeitslose waren, wird wahrend der vollen
Beschéftigungsperiode eine Zielgruppenermaligung von 1.000 EUR pro Quartal und eine
Wiedereingliederungsunterstitzung von maximal 500 EUR pro Kalendermonat gewahrt.

08/01/2013 Administrative Anweisungen LSS - 6. 47
Beschaftigungsmassnahmen und Beitragsermassigungen



b. Arbeitnehmer, die am Dienstantrittsdatum Berechtigte im System der sozialen
Eingliederung sind

Fir Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 9 Kalendermonate davor
mindestens 6 Monate Berechtigte im System der sozialen Eingliederung waren, wird wahrend der vollen
Beschaftigungsperiode eine Zielgruppenermafigung von 1.000 EUR pro Quartal und eine finanzielle
Beteiligung des OSHZ von maximal 500 EUR pro Kalendermonat gewahrt.

c. Arbeitnehmer, die am Dienstantrittsdatum Berechtigte mit Anspruch auf
finanzielle Sozialhilfe sind

Fur Arbeitnehmer, die im Laufe des Monats des Dienstantritts und der 9 Kalendermonate davor
mindestens 6 Monate Berechtigte mit Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe waren, wird wahrend der vollen
Beschaftigungsperiode eine Zielgruppenermafligung von 1.000 EUR pro Quartal und eine finanzielle
Beteiligung des OSHZ von maximal 500 EUR pro Kalendermonat gewahrt.
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6.2.4.4. Zu erledigende Formalitaten und Betrag der
Lohnsubvention

1. Hohe des Lohnzuschusses

Die Verwaltung zahlt Arbeithehmern, die den Anspruch auf die Zielgruppenermafigung fir
Eingliederungssozialwirtschaft erwerben, den vollen Nettolohn, auf den sie Anspruch haben. Jedoch
erhalt sie fir den ESW-Arbeithehmer entweder eine Wiedereingliederungsunterstiitzung vom LfA oder
eine finanzielle Beteiligung des 6ffentlichen Sozialhilfezentrums.

Diese Wiedereingliederungsunterstiitzung oder finanzielle Beteiligung des OSHZ betragt héchstens 500
EUR pro Kalendermonat, wenn der Arbeithehmer vollzeitbeschaftigt ist.

Wenn der Arbeitnehmer nicht vollzeitbeschéaftigt ist, wird der Hochstbetrag der monatlichen
Wiedereingliederungsunterstitzung oder monatlichen finanziellen Beteiligung durch Multiplikation
von 750 EUR mit dem vertraglich wochentlich vorgesehenen Beschaftigungsbruch in der
Teilzeitbeschaftigung erreicht. Das Ergebnis dieser Formel wird auf 500 EUR begrenzt.

Der Betrag der Wiedereingliederungsunterstiitzung oder finanziellen Beteiligung wird auf den Nettolohn
begrenzt, auf den der Arbeitnehmer fiir den betreffenden Kalendermonat Anspruch hat, und wird in der
DmfAPPL mit einem spezifischen Code angegeben.

2. FUr die Wiedereingliederungsentschadigung zu erledigende
Formalitaten

Die Verwaltung besorgt dem Arbeitnehmer eine Kopie der vom FOD BASK ausgestellten Bescheinigung
im Sinne von Punkt 1.

Der Arbeitnehmer muss zu Beginn seiner Beschaftigung bei seiner Zahlstelle einen Antrag auf
Wiedereingliederungsentschadigung einreichen. Dem Antrag ist die Bescheinigung des FOD BASK und
eine Ausfertigung des Arbeitsvertrags beizufiigen. Der Antrag auf Wiedereingliederungsentschadigung
muss das Arbeitslosigkeitsblro innerhalb einer Frist von vier Monaten nach dem Monat des Beginns der
Beschaftigung erreichen.

Nach Ablauf jedes Kalendermonats muss die Verwaltung fir den ESW-Arbeitnehmer einen
Entschadigungsbeleg vorlegen. Dieser Entschadigungsbeleg muss vom Arbeitnehmer oder der
Verwaltung bei der zustéandigen Zahlstelle eingereicht werden.

3. Fur die Zielgruppenermafigung zu erledigende Formalitaten

Das LfA leitet dem LSSPLYV die Daten der Arbeitnehmer zu, die das Recht auf eine
Zielgruppenermafligung fir die Sozialeingliederungswirtschaft eréffnen.

Das OSHZ, das eine finanzielle Beteiligung fiir einen Berechtigten mit Anspruch auf Sozialhilfe
oder einen Berechtigten mit Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe gewahrt, der im Rahmen der
Sozialeingliederungswirtschaft eingestellt wird, muss das regionale LfA-Blro davon mittels eines
Musterbriefs des OPD Sozialeingliederung in Kenntnis setzen.
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6.2.5. Zielgruppenermaldigung flr junge
Arbeitnehmer — Geringqualifizierte mit einem
Erstbeschaftigungsabkommen

Die ZielgruppenermafBigung fiir junge Arbeitnehmer wird fiir gering qualifizierte Jugendliche gewabhrt, die
am letzten Tag des Quartals weniger als 26 Jahre alt sind.
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6.2.5.1. Fur ein Erstbeschaftigungsabkommen in Betracht
kommende Jugendliche

Im Rahmen eines Erstbeschéaftigungsabkommens kénnen beschaftigt werden: Jugendliche, die
unmittelbar vor ihrer Einstellung weniger als 26 Jahre alt sind. Ein Jugendlicher kann im Rahmen eines
Erstbeschéaftigungsabkommens bis zum letzten Tag des Quartals eingestellt werden, in dessen Verlauf
der oben genannte Jugendliche 26 Jahre alt wird.

Jugendliche, die im Rahmen eines Erstbeschéftigungsabkommens eingestellt werden, werden ,neue
Arbeitnehmer” genannt. Neue Arbeitnehmer missen keine Bedingungen in Bezug auf den erreichten
Abschluss erfiillen, aber der Arbeitgeber kann die Zielgruppenermafigung fur junge Arbeitnehmer nur fir
gering qualifizierte Jugendliche erhalten.
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6.2.5.2. Beschaftigungsverpflichtung des Arbeitgebers

1. Gesetzliche Verpflichtung

Die Verpflichtung, Jugendliche im Rahmen eines Erstbeschaftigungsabkommens einzustellen,
unterscheidet sich je nachdem, ob es sich um einen Arbeitgeber des 6ffentlichen Sektors oder einen
Arbeitgeber des Privatsektors handelt.

Die o6ffentlichen Arbeitgeber, zu denen die provinzialen und lokalen Verwaltungen gehéren, die am 30.
Juni des vorangegangenen Jahres mindestens 50 Arbeitnehmer im Dienst hatten, sind verpflichtet,
eine Reihe zusétzlicher neuer Arbeithnehmer in der Gré3enordnung von 1,5 % des Personalbestands
einzustellen, der wahrend des zweiten Quartals des vorausgegangenen Jahres, in Vollzeitdquivalenten
ausgedrickt, beschéaftigt war.

Der Personalbestand und die Anzahl der neuen Arbeitnehmer werden auf der Grundlage der
Vollzeitdquivalent-Bruchzahlen (VZA-Bruchzahlen) der Arbeitnehmer festgelegt. Die lokalen und
provinzialen Verwaltungen stellen in globalen Projekten, die auf gesellschaftliche Bedrfnisse reagieren,
die ,neuen Arbeitnehmer” an erster Stelle ein.

Die Einstellung neuer Arbeitnehmer entspricht einer zusatzlichen Beschaftigung und darf nicht durch die
Entlassung von Personal ausgeglichen werden. Unter Ausgleich fiir die Einstellung neuer Arbeitnehmer
durch die Entlassung von Personal ist jede Entlassung zu verstehen, die in einer Periode stattfindet,

die zwei Monate vor dem Dienstantritt eines neuen Arbeitnehmers beginnt und mit der Beendigung

des von ihm abgeschlossenen Erstbeschaftigungsabkommens endet, es sei denn, es handelt sich um
Kindigungsgriinde, die mit der Einstellung des neuen Arbeitnehmers nicht im Zusammenhang stehen.

Die lokalen Verwaltungen, die an einen Sanierungsplan oder einen Verwaltungsplan gebunden sind,
der den Abbau von Personal vorsieht und durch die zustédndige Regionalregierung genehmigt ist, sowie
die lokalen Verwaltungen, die sich in finanziellen Schwierigkeiten befinden, kdnnen unter den durch den
Minister der Beschaftigung festgelegten Bedingungen von den oben genannten Verpflichtungen ganz
oder teilweise entbunden werden. Die Befreiung kann fir eine Periode von hdchstens acht Quartalen
gewahrt werden.

Ein Arbeitgeber wird von einem Drittel seiner Beschaftigungsverpflichtung befreit, wenn er eine Reihe von
Praktikumsplatzen angeboten hat, die bestimmt sind fir:
- Lehrlinge des vollzeitlichen technischen oder beruflichen Sekundarunterrichts,
- Arbeitssuchende unter 26 Jahren, die eine Berufsausbildung besuchen,
- unter 26 Jahre alte Kursteilnehmer des Erwachsenenunterrichts,
- unter 26 Jahre alte Kursteilnehmer, die eine von der zustandigen Gemeinschaft anerkannte
Ausbildung besuchen.
Um die teilweise Befreiung zu erhalten, muss der Arbeitgeber beim Minister der Beschaftigung einen
Antrag einreichen. Die Befreiung kann fiir eine Periode von hdéchstens vier Quartalen gewahrt werden.

Falls der Arbeitgeber seiner gesetzlichen Verpflichtung zur Einstellung von Jugendlichen in einem
Erstbeschaftigungsabkommen nicht nachkommt, muss er eine Ausgleichsentschadigung von 75 EUR
zahlen. Diese Entschadigung wird multipliziert mit:

- der Anzahl der Kalendertage, an denen die vorgeschriebene Anzahl der Jugendlichen nicht beschéaftigt
wurde, und/oder die Anzahl der Kalendertage, an denen die Einstellung von Jugendlichen durch die
Entlassung von Personal ausgeglichen wurde;

- die Anzahl der Jugendlichen, die nicht beschéaftigt wurden, und/oder die Anzahl der Arbeitnehmer, die
entlassen wurden, um die Einstellung von Jugendlichen auszugleichen.

Diese Ausgleichsentschadigung wird auf ein Sonderkonto der Kasse fur die Arbeitsbeschaffung
eingezahlt, das innerhalb der FOD Beschéaftigung, Arbeit und soziale Konzertierung eingerichtet wurde.

2. Berechnung der Beschaftigungsverpflichtung

Um zu Uberprifen, dass der 6ffentliche Arbeitgeber seine Beschaftigungsverpflichtung erfiillt hat, sind
zwei Berechnungen vorzunehmen:
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1. die Berechnung des Personalbestands im zweiten Quartal des vorangegangenen Jahres;
2. Berechnung der Anzahl der neuen Arbeitnehmer (= Jugendliche bis einschlie3lich des letzten Tages
des Quartals, in dem sie 26 Jahre alt werden).

Auf der Grundlage dieser Berechnungen wird ermittelt, ob der Anteil der neuen Arbeitnehmer 1,5% des
Personalbestands des Arbeitgebers im zweiten Quartal des Vorjahres erreicht.

a. Berechnung des Personalbestands

Der Personalbestand besteht aus den Arbeithehmern, fiir die der Arbeitgeber einen Beitrag oder mehrere
Beitrage im Sinne von Artikel 38, § 2, 3 und 3bis des Gesetzes vom 29.06.81 zur Festlegung der
allgemeinen Grundsatze der sozialen Sicherheit fur Arbeitnehmer schuldet.

Zum Personalbestand gehdren jedoch nicht:
- das Personal des Unterrichtswesens;
- Jugendliche, die bis einschlieRlich des letzten Tages des Quartals, in dem sie 26 Jahre alt werden,
mit einem Erstbeschaftigungsabkommen eingestellt wurden.

Der Personalbestand des zweiten Quartals des Vorjahres wird in Vollzeitaquivalenten (VZA) berechnet
und entspricht der Summe der Vollzeitdquivalenten-Briiche (= VZA-Briche), die fiir jeden Arbeithehmer
berechnet werden.

Der VZA-Bruch wird fiir jeden einzelnen Arbeitnehmer fiir das Quartal und fiir jede Beschéftigung
berechnet.

Der VZA-Bruch wird nach folgender Formel berechnet:
(Z1): (UxE)

wobei

- Z1 =die Anzahl der flr die Beschaftigung angegebenen Stunden. Dies betrifft die Anzahl der Stunden
fur folgende Tage:

- Anzahl der Arbeitstage (Leistungscode 1), ausgenommen der Tage, die durch eine
Vertragsbruchentschadigung (Lohncode 130 und 132) gedeckt sind;

- die gleichgesetzten Tage (Leistungscodes 10, 11, 21, 22, 23, 24, 25, 50, 51, 52, 60, 70, 71, 72, 73
und 74);

- U = die durchschnittliche Anzahl der Stunden pro Woche der Referenzperson,;

- E =13 (= Anzahl der Wochen in dem Quartal).

Die Summe der VZA-Briiche aller Beschéaftigungen eines Arbeitnehmers kann nie gréRer als 1 sein.
Dieser Bruch ergibt fiir einen Vollzeitarbeitnehmer mit vollstandigen Leistungen als Ergebnis 1 und fir
einen Vollzeitarbeitnehmer mit unvollstdndigen Leistungen sowie fir einen Teilzeitarbeitnehmer eine
Zahl zwischen 0 und 1. Die Auf-/Abrundung des VZA-Bruchs erfolgt bis auf die zweite Ziffer nach dem
Komma, wobei 0,005 aufgerundet wird.

b. Berechnung der Anzahl der neuen Arbeitnehmer

Auch die Anzahl der neuen Arbeitnehmer wird dadurch ermittelt, dass der oben genannte VZA-Bruch,
nach Arbeitnehmern in dem Quartal aufgeschlisselt, zusammengezahit wird.

Fir die Berechnung der Anzahl der neuen Arbeitnehmer werden nicht nur die mit einem
Erstbeschaftigungsabkommen eingestellten Jugendlichen bertcksichtigt, sondern ALLE - vertraglichen
und definitiv ernannten — Jugendlichen, deren Beschéaftigung sozialversicherungspflichtig ist, und dies
bis einschlieRlich des letzten Tages des Quartals, in dem sie 26 Jahre alt werden. Studenten, fiir deren
Beschaftigung ein Solidaritatsbeitrag erhoben wird und gering qualifizierte Jugendliche, die gemafl dem
Solidaritatspakt zwischen den Generationen im gewinnorientierten Sozialsektor beschéaftigt sind, werden
dagegen nicht mitgerechnet.

Die VZA-Bruchzahlen werden fiir die beiden folgenden Kategorien von Jugendlichen doppelt
angerechnet:
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a.Personen auslandischer Herkunft

Mit Person auslandischer Herkunft ist jede Person gemeint, die nicht die Staatsangehérigkeit eines
Staates hat, der zur Européischen Union gehért, oder jede Person, von der mindestens ein Elternteil
diese Staatsangehdérigkeit nicht hat oder zum Todeszeitpunkt nicht hatte, oder die Person, von der
mindestens zwei der GroRReltern diese Staatsangehdrigkeit nicht haben oder zum Todeszeitpunkt nicht
hatten. Der Nachweis kann durch eine eidesstattliche Erklarung des betreffenden Jugendlichen erbracht
werden.

b. Personen mit einer Behinderung

Eine Person mit einer Behinderung ist eine Person, die als solche beim ,Vlaams Fonds voor Sociale
Integratie van Personen met een Handicap® eingetragen ist und den Nachweis dartber erbringt, indem
sie dem Arbeitgeber eine Bescheinigung der Einrichtung vorlegt, aus der diese Eintragung hervorgeht.

Ab 01.04.2010 z&hlen die VZA-Bruchzahlen von Jugendlichen mit einem Erstbeschaftigungsabkommen
Typ Il und Typ lll ebenfalls doppelt.
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6.2.5.3. Arten von Erstbeschaftigungsabkommen

Das Erstbeschaftigungsabkommen kann drei Formen haben:

1. ein Arbeitsvertrag Giber mindestens eine Halbzeitstelle (Typ eins);

2. eine Kombination eines Teilzeitarbeitsvertrags (mindestens Halbzeitstelle) mit einer vom
Jugendlichen besuchten Ausbildung, ab dem Tag, an dem der Jugendliche mit der Erfillung des
Arbeitsvertrags beginnt (Typ zwei);

3. Alle von den zustandigen Regional- oder Gemeinschaftsbehdrden eingerichtete, subventionierte oder
anerkannte Arten oder Formen von Unterricht, Kursen, Ausbildungen oder Schulungen kénnen von
dem Jugendlichen im Rahmen dieses Typs des Erstbeschaftigungsabkommens besucht werden. Die
Ausbildung muss auf jahrlicher Basis im Durchschnitt mindestens 240 Stunden umfassen.

Bei einem Erstbeschaftigungsabkommen ,Typ zwei“ muss der Arbeitgeber den Nachweis
besitzen, dass der Jugendliche tatsachlich fir die Kurse, Ausbildung oder Schulung angemeldet
ist oder tatsadchlich eine Berufsausbildung besucht. Dieser Nachweis kann in Form einer
Anmeldungsbestatigung erfolgen, die vom Verantwortlichen fur die Unterrichts-, Ausbildungs- oder
Bildungsanstalt ausgestellt wird, oder eines Vertrags Gber die betriebliche oder berufliche Ausbildung,
der von dem zustandigen offentlichen Dienst beglaubigt wird. Am Ende jedes Quartals muss
der Jugendliche dem Arbeitgeber eine Bescheinigung vorlegen, aus der hervorgeht, dass er den
Unterricht, die Kurse, die Ausbildung oder Schulung regelmafig besucht.

Wurde  der  Arbeitsvertrag auf  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen, kann  das
Erstbeschaftigungsabkommen ,Typ zwei“ verlangert werden, um gescheiterten Jugendlichen die
Chance zu geben, den vollstédndigen Zyklus der begonnen Ausbildung erfolgreich zu beenden.

Das Erstbeschaftigungsabkommen , Typ zwei“ endet mit dem Ablauf des Arbeitsvertrags, spatestens
am Ende des Quartals, in dem der Jugendliche 26 Jahre alt wird.

Aus dem Erstbeschaftigungsabkommen »T1YP zwei“ wird automatisch ein
Erstbeschaftigungsabkommen , Typ eins®, wenn die Ausbildung endet oder aus der Bescheinigung
hervorgeht, dass der Jugendliche die Kurse, Ausbildung oder Schulung nicht regelmafig besucht.
Dies ist der Fall, wenn der Jugendliche wahrend eines bestimmten Quartals mehr als 20% der Anzahl
der Stunden, die er normalerweise im Laufe des Quartals die Kurse, Ausbildung oder Schulung
besucht, abwesend ist. Die Versetzung in ein Erstbeschaftigungsabkommen ,Typ eins“ erfolgt am
ersten Tag des Quartals nach dem Quartal, in dem die Kurse, Ausbildung oder Schulung enden oder
die Jugendlichen die Kurse, Ausbildung oder Schulung nicht regelmafig besucht haben.

4. ein Vertrag fur sozialberufliche Eingliederung oder ein anderer, durch den Kdnig festgelegter
Ausbildungs- oder Eingliederungsvertrag (Typ drei).

Keine der drei oben genannten Typen des Erstbeschéftigungsabkommens kann aus einem
Arbeitsvertrag zwischen einem Jugendlichen und einem Arbeitgeber bestehen, der im Rahmen von
Berufslibergangsprogrammen oder von Systemen der bezuschussten Vertragspersonalmitglieder bei den
lokalen Verwaltungen oder bestimmten 6ffentlichen Behdrden abgeschlossen wurde.

Der Jugendliche kann mit Lohnfortzahlung wahrend der ersten 12 Monate der Ausfiihrung seines
Erstbeschaftigungsabkommens abwesend sein, um Jobangebote wahrzunehmen.

Hat er wahrend dieser Periode eine andere Stelle gefunden, kann er das Erstbeschéaftigungsabkommen
mit einer Kiindigungsfrist von sieben Tagen ab dem Tag nach der Zustellung beenden.

Mit einem Erstbeschéaftigungsabkommen ,Typ eins® oder ,Typ zwei“ eingestellte Arbeithehmer erhalten
eine normale Entlohnung. Damit ist der Einstiegslohn gemeint, der einem Personalmitglied mit derselben
Berufsqualifikation gewahrt wird, die aus dem Abschluss oder Zeugnis hervorgeht. Auf Teilzeitbasis
eingestellte Arbeithehmer haben Anspruch auf diesen Lohn im Verhaltnis zu der Dauer der im Rahmen
des Erstbeschaftigungsabkommens geleisteten Arbeit.

Das Erstbeschaftigungsabkommen , Typ eins® kann festlegen, dass der Arbeitgeber héchstens in den
ersten zwolf Monaten der Ausfiihrung dieses Vertrags einen Teil des Lohns fiir die Ausbildung des neuen
Arbeitnehmers verwendet. In diesem Fall hat der neue Arbeitnehmer wahrend dieser Periode Anspruch
auf einen Lohn in Héhe des oben genannten Lohns, abziglich des Teils, der fiir eine Ausbildung
verwendet wird, wobei dieser héchstens 10 % des Lohns betragen kann und der Lohn niedriger sein
muss als das garantierte durchschnittliche monatliche Mindesteinkommen.
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6.2.5.4. Modalitaten: Arbeitskarte

Ein Arbeitgeber kann eine Zielgruppenermaligung fir junge Arbeitnehmer nur beanspruchen, wenn der
Jugendliche wahrend der Gilltigkeitsdauer einer Arbeitskarte eingestellt wird und auf der Arbeitskarte
vermerkt ist, dass der Jugendliche gering qualifiziert ist (siehe 6.2.2.5.).

Mittels einer Arbeitskarte bescheinigt das Arbeitslosenamt des Landesamtes flr Arbeitsbeschaffung, das
fur den Hauptwohnort des betroffenen Jugendlichen zustéandig ist, dass der Jugendliche die Bedingungen
fur die Einstellung durch ein Erstbeschaftigungsabkommen erflllt.

Auf der Arbeitskarte sind der Name, Vorname und die Erkennungsnummer fiir die Soziale Sicherheit
des Jugendlichen sowie das Beginn- und Enddatum der Giiltigkeit der Arbeitskarte und das Datum der
Antragstellung der Arbeitskarte angegeben.

Gegebenenfalls bescheinigt sie, dass der Jugendliche gering oder sehr gering qualifiziert ist und/oder
dass der Jugendliche eine Person auslandischer Herkunft oder eine Person mit einer Behinderung ist.

Die Beantragung der Arbeitskarte wird fur unzulassig erklart, wenn sie vor dem 1. Januar des Jahres
erfolgt, in dem der Jugendliche 19 Jahre alt wird oder zu einem Zeitpunkt, zu dem der Jugendliche noch
eine schulische Ausbildung mit einem unvollstandigen Lehrplan im Tagesunterricht absolviert.

Wenn die Beschaftigung des Jugendlichen vor dem 1. Januar des Jahres erfolgt, in dem der Jugendliche
19 Jahre alt wird und ab diesem Datum fortgesetzt wird, kann nur der Arbeitgeber eine Arbeitskarte
beantragen, die sich auf die Bescheinigung des neu eingestellten Arbeitnehmers bezieht. Der Antrag

der Arbeitskarte durch den Arbeitgeber wird nur bearbeitet, wenn er einzeln eingereicht wird und

die Identitat des Arbeitgebers und des Arbeithehmers sowie der Wohnsitz des Arbeitnehmers, seine
Erkennungsnummer fir die soziale Sicherheit und das Datum seines Dienstantritts angegeben sind.

Der Antrag auf den Erhalt der Arbeitskarte muss spéatestens am 31. Januar des Jahres, in dem der neue
Arbeitnehmer 19 Jahre alt wird, beim zustandigen Arbeitslosigkeitsbiiro eingereicht werden.

Wird der Antrag auf den Erhalt der Arbeitskarte auRerhalb dieser Frist gestellt, so wird die Periode, in der
das Arbeitslosengeld und/oder die Zielgruppenermafligung fur Langzeitarbeitssuchende gewahrt werden

kann, um eine Periode verringert, die am Tag des Dienstantritts beginnt und am letzten Tag des Quartals,
in dem die verspatete Einreichung des Antrags der Arbeitskarte liegt, endet.

Fir die Gewahrung der Zielgruppenermaigung wird der Jugendliche, der zum Zeitpunkt des Antrags
der Arbeitskarte die Bedingungen erflllt, einem Jugendlichen gleichgestellt, der diese Bedingungen zum
Zeitpunkt der Einstellung erfullt.
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6.2.5.5. Ermaligung der Arbeitgeberbeitrage zur sozialen
Sicherheit

Der Arbeitgeber kann die Zielgruppenermafigung fiir junge Arbeitnehmer fiir Jugendliche erhalten, die:
- am Tag der Einstellung weniger als 26 Jahre alt ist;
- und zugleich mindestens gering qualifiziert sind.

Der Arbeitgeber kann die Zielgruppenermafligung fiir junge Arbeitnehmer in einem bestimmten Quartal
nur beanspruchen, wenn er wahrend dieses Quartals seiner gesetzlichen Verpflichtung zur Einstellung
von Jugendlichen im Rahmen einer Erstbeschaftigung nachkommt. Fir Arbeitgeber des 6ffentlichen
Sektors und damit auch der lokalen und provinzialen Verwaltungen beinhaltet dies die Verpflichtung,
Jugendliche mit einem Erstbeschéftigungsvertrag in einem Umfang von 1,5% ihres Personalbestands im
zweiten Quartal des vorigen Kalenderjahres einzustellen.

1. Ermagigung fur Jugendliche mit geringer Qualifikation

Die Zielgruppenermafigung fir junge Arbeitnehmer wird vorerst gering qualifizierten Jugendlichen
gewabhrt. Es handelt sich um Jugendliche ohne Abschluss Uber eine hohere Sekundarausbildung.

Dem Arbeitgeber wird eine Zielgruppenermafigung fir junge Arbeitnehmer gewahrt in Héhe von:
- 1.000 EUR fir das Quartal des Dienstantritts und die 7 darauf folgenden Quartale,
- 400 EUR fir die Gbrigen Quartale, in denen der Jugendliche eingestellt wird.

Als Dienstantrittsdatum gilt der 1. Januar des Jahres, in dem der Jugendliche 19 wird, wenn er bereits vor
diesem Datum eingestellt wurde.

Die Zielgruppenermafigung endet am letzten Tag des Quartals, in dem der Jugendliche 26 Jahre alt
wird.

Die Zielgruppenermafigung fur jugendliche Arbeitnehmer mit geringer Qualifikation wird nur gewahrt,
wenn der neue Arbeitnehmer in der vierteljahrlichen Sozialversicherungsmeldung richtig angegeben wird
und die Arbeitskarte bescheinigt, dass der Jugendliche ein Jugendlicher mit geringer Qualifikation ist.

2. ErmaRigung fir sehr gering qualifizierte Jugendliche und gering
qualifizierte Jugendliche auslandischer Herkunft oder mit einer
Behinderung

Die Zielgruppenermafigung fur junge Arbeitnehmer wird ebenfalls fir die beiden folgenden Kategorien
von jungen Arbeitnehmern gewahrt:
- sehr gering qualifizierte Jugendliche,
- gering qualifizierte Jugendliche, die
- entweder auslandischer Herkunft
- oder behindert sind.

Mit ,sehr gering qualifizierten Jugendlichen[g sind Jugendliche gemeint, die hdchstens ein Zeugnis der
zweiten Stufe des Sekundarunterrichts (3. oder 4. Klasse) oder héchstens ein Zeugnis des technischen
Sekundarunterrichts oder Berufsunterrichts mit beschranktem Stundenplan besitzen.

Arbeitgeber, die einen gering qualifizierten Jugendlichen auslandischer Herkunft oder mit
einer Behinderung oder einen sehr gering qualifizierten Jugendlichen im Rahmen eines
Erstbeschaftigungsabkommens einstellen, erhalten eine Zielgruppenermafigung fir junge Arbeitnehmer
in H6he von:

- 1.000 EUR fir das Quartal des Dienstantritts und die 15 darauf folgenden Quartale;

- 400 EUR fir die Gbrigen Quartale, in denen der Jugendliche eingestellt wird.

Die Zielgruppenermafigung endet am letzten Tag des Quartals, in dem der Jugendliche 26 Jahre alt
wird.
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Die Zielgruppenermafigung wird nur gewahrt, wenn der Jugendliche auf der vierteljahrlichen
Sozialversicherungsmeldung richtig angegeben und wahrend der Gilltigkeitsdauer einer
Erstbeschaftigungskarte eingestellt wurde, in der bescheinigt wird, dass der Jugendliche sehr gering
qualifiziert ist ODER dass der Jugendliche gering qualifiziert und zugleich entweder auslandischer
Herkunft oder behindert ist.

3. Aktiva-Start

Eine Aktivierung der Arbeitslosengelder kann fir eine Reihe dieser Jugendlichen erhalten werden, die
mit einem Erstbeschéaftigungsabkommen eingestellt wurden. eine Arbeitsunterstiitzung von héchstens
350 EUR pro Kalendermonat zu Lasten der LfA wird gewahrt, sofern am Tag des Dienstantritts folgende
Bedingungen erfillt werden:

der Arbeitnehmer ist jiinger als 26 Jahre;

der Arbeitnehmer ist als Arbeitssuchender eingetragen und steht dem Arbeitsmarkt vollzeitlich zur
Verfugung,

der Arbeitnehmer ist nicht mehr schulpflichtig;

der Arbeitnehmer besucht keine Schule mehr im Tagesunterricht,

der Arbeitnehmer wird mit einem Erstbeschaftigungsvertrag auf Vollzeitbasis eingestellt, der fiir eine
Dauer von mindestens 6 Monaten, gerechnet von Tag zu Tag, abgeschlossen wird;

die Beschéaftigung mit einem Erstbeschaftigungsvertrag muss in einer Periode beginnen oder
fortgesetzt werden, die friilhestens nach dem Ende der Schulpflicht oder nach Beendigung der
Schulzeit im Tagesunterricht beginnt und spatestens 21 Monate danach endet;

der Arbeitnehmer ist entweder ein sehr gering qualifizierter Jugendlicher oder ein gering qualifizierter
Jugendlicher auslandischer Herkunft oder ein gering qualifizierter Jugendlicher mit einer Behinderung;
der Arbeitnehmer war in den 12 Monaten vor dem Dienstantritt nicht im Rahmen einer aktivierten
Sozialleistung (aktiviertes Arbeitslosengeld, aktiviertes Eingliederungseinkommen oder aktivierte
finanzielle Sozialhilfe im Rahmen des Aktiva-Plans, des Berufsiibergangsprogramms oder der
Eingliederungssozialwirtschaft) beschéaftigt.

Der Betrag des Arbeitslosengeldes ist auf den Nettolohn begrenzt, auf den der Arbeitnehmer flr den
betreffenden Kalendermonat Anspruch hat.

Das Arbeitslosengeld wird fiir den Monat des Dienstantritts und die 5 darauf folgenden
Kalendermonate gewahrt. Die Gewahrung des Arbeitslosengeldes ist jedoch auf die durch das
Erstbeschaftigungsabkommen gedeckte Periode beschrankt, falls sie vor Ablauf der Periode von 6
Monaten endet.

Das Arbeitslosengeld kann nur einmal pro Arbeithehmer gewahrt und nicht zusammen mit einer anderen
Aktivierungsleistung in Anspruch genommen werden. Das Arbeitslosengeld kann einem Arbeitnehmer,
die im Rahmen von Artikel 60, § 7 des OSHZ-Grundlagengesetzes beschéftigt ist, gewahrt werden.

Um das Arbeitslosengeld zu erhalten, muss beim LfA innerhalb von 30 Tagen nach Dienstantritt eine
Arbeitskarte beantragt werden.
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6.2.5.6. Vor dem 01.01.2004 abgeschlossene
Erstbeschaftigungsabkommen

Ein vor dem 01.01.2004 eingestellter ,neuer Arbeitnehmer® wird als ein im Rahmen eines
Erstbeschéaftigungsabkommens eingestellter Jugendlicher betrachtet, sofern folgende Voraussetzungen
erfillt sind:
- das Erstbeschaftigungsabkommen wurde gemaf den vor dem 01.01.2004 geltenden Bedingungen
und Modalitaten abgeschlossen.
- eine Kopie des Erstbeschaftigungsabkommens vor dem 31.12.2003 wird dem Generaldirektor der
Verwaltung der Beschaftigung des FOD BASK (iberreicht.

Das vor dem 01.01.2004 abgeschlossene Erstbeschaftigungsabkommen endet:

- wenn das Abkommen, das Gegenstand des Erstbeschéaftigungsabkommens ist, endet;

- nach Ablauf der im Erstbeschaftigungsabkommen vor dem 01.01.2004 genannten Periode.
Wenn der unbefristete oder befristete Arbeitsvertrag aber nach der anfanglich vorgesehenen
Erstbeschéaftigungsperiode fortbesteht und der Jugendliche vor Ablauf des Abkommens
noch nicht 26 Jahre alt ist, behédlt der Arbeitsvertrag automatisch die Eigenschaft eines
Erstbeschaftigungsabkommens bis zum letzten Tag des Quartals, in dem der Jugendliche 26 Jahre
alt wird.
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6.2.6. Zielgruppenermaldigung flr junge Arbeitnehmer
— Minderjahrige

Fir minderjahrige Jugendliche, die wahrend der Teilzeitlehrpflicht mit einem Arbeitsvertrag eingestellt
werden, findet die Regelung der Alters- und Hinterbliebenenpensionen fir Arbeitnehmer bis zum 31.12.
des Kalenderjahres, in dem sie 18 Jahre alt werden, keine Anwendung. Ab dem darauf folgenden Jahr (=
Kalenderjahr, in dem sie 19 Jahre alt werden) sind die Jugendlichen voll sozialversicherungspflichtig.

Arbeitgebern, die einen Minderjahrigen einstellen, wird eine Zielgruppenermaigung von 1.000
EUR gewabhrt. Eine Beitragsermafigung wird dem Arbeitgeber fiir jeden Jugendlichen gewahrt,
den er bis zum 4. Quartal des Kalenderjahres einstellt, in dem sein Arbeitnehmer 18 Jahre alt
wird. Die Zielgruppenermafigung wird unabhangig davon gewahrt, ob die Jugendlichen mit einem
Erstbeschaftigungsabkommen eingestellt werden.

Keine Arbeitskarte wird bendtigt fir Jugendliche, die im Laufe des Kalenderjahres noch nicht 19 Jahre
als sind. Spatestens am 31. Januar des Jahres, in dem der Jugendliche 19 Jahre alt wird, muss der
Arbeitgeber beim LfA eine Arbeitskarte beantragen, um ab dem ersten Quartal des Jahres, in dem der
Jugendliche 19 Jahre alt wird, die Zielgruppenermafigung fir junge Arbeitnehmer in Anspruch nehmen
zu koénnen.
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6.2.7. Zielgruppenermassigung zur Umstrukturierung

Eine ErmaRigung der persdnlichen Beitrdge zur sozialen Sicherheit (siehe 6.1.2.) und eine
Zielgruppenermafligung wird Arbeitnehmern gewahrt,
- die von einem Privatunternehmen im Rahmen einer Umstrukturierung oder im Rahmen eines
Konkursverfahrens, einer Liquidation oder einer Unternehmensschlielfung entlassen wurden und
- anschlielend bei einem anderen Arbeitgeber ihren Dienst wieder antreten.

Als neuer Arbeitgeber gilt jeder andere Arbeitgeber des betreffenden Unternehmens in Umstrukturierung.

Da auch die dem LSSPLV angeschlossenen Verwaltungen fir Arbeitnehmer, die zuvor von einem
Privatunternehmen im Rahmen einer Umstrukturierung entlassen wurden, als neue Arbeitgeber
auftreten kénnen, kann das ErmaRigungssystem fiir die im Rahmen einer Umstrukturierung entlassenen
Arbeitnehmer auch auf den Sektor der provinzialen und lokalen Verwaltungen Anwendung finden.
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6.2.7.1. Ermafigung der Arbeitgeberbeitrage zur sozialen
Sicherheit

Verwaltungen, die einen Arbeitnehmer einstellen, der zuvor infolge einer Umstrukturierung entlassen
wurde, erhalten eine ZielgruppenermaBigung fur Umstrukturierungen, wenn sie diese Arbeitnehmer
mittels einer Beschaftigungszelle einstellen.

Wenn der Arbeitnehmer bei seiner Einstellung weniger als 45 Jahre alt ist, betrégt die Ermafigung:
- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der vier darauf folgenden Quartale,

Wenn der Arbeitnehmer bei seiner Einstellung mindestens 45 Jahre alt ist, betragt die Ermaigung:
- 1.000 EUR wahrend des Quartals des Dienstantritts und der vier darauf folgenden Quartale,
- 400 EUR wahrend der 16 darauf folgenden Quartale.

Als Quartal des Dienstantritts gilt das Quartal, in dem der Arbeitnehmer wahrend der Giiltigkeitsperiode
der ,ErmaRigungskarte Umstrukturierungen® zum ersten Mal bei dem betreffenden Arbeitgeber
beschéaftigt wird.

Ein Arbeitgeber kann die Zielgruppenermafigung fur Umstrukturierungen nur beanspruchen, wenn der
Referenzquartalslohn des eingestellten Arbeitnehmers nicht héher ist als:
- 12.240 EUR flr einen Arbeitnehmer, der zum Zeitpunkt der Einstellung mindestens 30 Jahre alt ist,
- 5.870,71 EUR fir einen Arbeitnehmer, der zum Zeitpunkt der Einstellung weniger als 30 Jahre alt ist.

Der Referenzquartalslohn umfasst das einfache Abgangsurlaubsgeld (in der Urlaubsregelung des
Privatsektors), das vom friiheren Arbeitgeber gezahlt wird.
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6.2.7.2. Erhohte Vorteile fur Ausbilder und Betreuer

Eine von der Gemeinschaft anerkannte provinziale oder kommunale Unterrichtsanstalt, die einen
Arbeitnehmer, der im Rahmen einer Umstrukturierung im Privatsektor entlassen wurde, als Ausbilder
oder Betreuer einstellt, kann zusatzliche Vorteile beanspruchen, sofern
- der Arbeitnehmer mindestens 45 Jahre alt ist oder den Nachweis erbringt, dass er innerhalb von 10
Jahren vor der Einstellung mindestens 5 Jahre als Lohnempfénger in dem Sektor gearbeitet hat, auf
den sich die Ausbildung bezieht;
- der Arbeitnehmer im Besitz einer ErmaRigungskarte Umstrukturierungen ist;
- die Haupttatigkeit des Arbeitnehmers die Bereitstellung einer Ausbildung ist.

Die Vorteile setzen sich zusammen aus:

- einer Erfahrungszulage von maximal 1.100 EUR pro Monat von Seiten des LfA wahrend des Monats
der Einstellung und der 23 darauffolgenden Monate;

- einer Zielgruppenermafligung von hochstens 1.000 EUR pro Quartal wéhrend des Quartals der
Einstellung und der 7 darauffolgenden Quartale.
Als Quartal des Dienstantritts gilt das Quartal, in dem der Arbeithehmer wéahrend der
Gultigkeitsperiode der ,ErmafRigungskarte Umstrukturierungen® zum ersten Mal bei dem betreffenden
Arbeitgeber beschaftigt wird.

Die Erfahrungszulage wird als Lohn betrachtet und unterliegt Sozialversicherungsbeitragen.

Die Zielgruppenermafigung fur Ausbilder und Betreuer kann nur gewahrt werden, wenn der
Arbeitnehmer bei Beginn seiner Beschéaftigung eine Erfahrungszulage erhalten hat.

Um Anspruch auf die Erfahrungszulage und die Zielgruppenermafligung erheben zu kénnen, muss der
neue Arbeitgeber einen Ausbildungsvertrag mit dem Minister der Beschéaftigung abschlieen. Der Antrag
unterliegt besonderen Bedingungen (in Bezug auf die Erhéhung der Anzahl Ausbildungen, der Anzahl
Unterrichtsstunden und der Anzahl der Personen, die die Ausbildung besuchen, die Nichtbeschéaftigung
von Ausbildern anstelle von vertraglichem oder definitiv ernanntem Personal). Der Antrag ist durch

ein Einschreiben an die Generaldirektion Beschéftigung und Arbeitsmarkt, FOD BASK, Rue Ernest
Blerotstraat 1, 1070 Brissel, zu richten. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dieser Dienststelle jahrlich
bestimmte Angaben zu Ubermitteln.

Falls der FOD BASK den Ausbildungsvertrag aufgrund eines Riickgangs der Anzahl der Ausbildungen,
der Anzahl der Unterrichtsstunden oder der Anzahl der Ausbildungsteilnehmer friihzeitig beendet,
annulliert das LSSPLYV die Beitragsermafigungen fir die 5 Quartale vor dem Datum des Ablaufs des
Ausbildungsvertrags.

Fir Arbeitnehmer, die am Tag ihrer Einstellung als Ausbilder mindestens 45 Jahre alt sind, kann der
Arbeitgeber nach Ablauf der ersten acht Quartale, in denen die Zielgruppenermafigung fir Ausbilder und
Betreuer gewahrt wird, fir die acht folgenden Quartale eine Zielgruppenermafiigung Umstrukturierung
beanspruchen, sofern die Bedingung des Referenzlohns erfiillt wird.

Da sich der eingestellte Ausbilder im Besitz einer ErmaRigungskarte Umstrukturierungen befindet, kommt
er fur die ErmaRigung der persdnlichen Sozialversicherungsbeitrédge in H6he von 133,33 EUR pro Monat
in Betracht.

Die Vorteile werden nur gewahrt, falls der Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber vor dem 01.01.2012
eingestellt worden ist und die Ausbildungsvertrage in jedem Fall automatisch am 01.01.2014 enden.
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6.2.7.3. Formalitaten

Das LfA stellt jedem im Rahmen einer Umstrukturierung, eines Konkursverfahrens, einer Liquidation
oder einer BetriebsschlieRung entlassenen Arbeithnehmer unverziglich eine ,Ermafigungskarte
Umstrukturierungen® aus. Die Karte gilt ab dem Datum der Ankiindigung der kollektiven Entlassung

bis einschliellich zwdIf Monate oder sechs Monate nach dem Datum der Eintragung bei der
Beschaftigungszelle, je nachdem, ob der Arbeitnehmer im Rahmen einer Umstrukturierung oder infolge
von Konkurs, Liquidation oder Betriebseinstellung entlassen wurde.

Jeder Arbeitnehmer, der im Rahmen einer Umstrukturierung, eines Konkurses, einer Liquidation

oder einer Betriebseinstellung entlassen wurde, erhalt nur einmal eine ,ErmaRigungskarte
Umstrukturierungen®. Die Karte gilt bei jedem neuen Arbeitgeber. Wahrend der Gultigkeitsdauer kann der
Arbeitnehmer stets eine Kopie von dieser ,ErmaRigungskarte Umstrukturierungen® erhalten.

Nur fiir Arbeitnehmer, die wahrend der Giltigkeitsdauer der ,ErmaRigungskarte Umstrukturierungen®
eingestellt werden, kann lhre Verwaltung eine ErmafRigung der Sozialversicherungsbeitrage erhalten.
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6.2.8. Zielgruppenermaldigung fur Mentoren

Eine ZielgruppenermaRigung fir Mentoren wird fur einen Arbeitnehmer gewahrt, der Praktika betreut und
die Ausbildung gewahrleistet von:
- Lehrlingen oder Lehrern aus dem technischen und beruflichen Sekundarunterricht,
- Arbeitssuchenden unter 26 Jahren, die eine Berufsausbildung besuchen,
- unter 26 Jahre alte Kursteilnehmern des Erwachsenenunterrichts,
- unter 26 Jahre alte Kursteilnehmern, die eine von der zustédndigen Gemeinschaft anerkannte
Ausbildung besuchen.

Unter ,die Betreuung von Praktika gewahrleisten” und ,die Ubernahme der Ausbildung” wird ,die
Betreuung von maximal 5 Personen wahrend mindestens 400 Stunden pro Jahr” verstanden.

Ein Arbeitnehmer wird als Mentor betrachtet, wenn
- er Uber mindestens funf Jahre Berufserfahrung in dem Beruf verfiigt, der als Praktikum oder
Ausbildung gelehrt wird,
- er Uber ein Zeugnis verfiigt, aus dem hervorgeht, dass er eine Mentorausbildung erfolgreich besucht
hat, oder eine Beurteilung zur Bestatigung seiner Kompetenzen als Mentor vorweisen kann.

Ein Arbeitgeber, der die ZielgruppenermafRigung fur Mentoren in Anspruch nehmen méchte, muss sich
dazu verpflichten, Praktika oder Ausbildungen zu organisieren und Mentoren mit der Durchfiihrung oder
der Betreuung von Praktika oder Ausbildungen zu betrauen. Die Verpflichtung ergibt sich aus einem
Vertrag, der folgende Merkmale aufweist:

- Der Vertrag wird abgeschlossen mit der Unterrichts- oder Ausbildungseinrichtung, unter deren Aufsicht
Praktika oder Ausbildungen organisiert werden, mit einem regionalen Dienst fur Arbeitsvermittlung
und Berufsausbildung oder einer Einrichtung fiir den Erwachsenenunterricht;

- der Vertrag umfasst ausdricklich das Beginn- und Enddatum der Verpflichtung; das Beginn- und
Enddatum entspricht jeweils dem ersten und dem letzten Tag eines Quartals;

- die Dauer des Vertrages betragt nicht mehr als 12 Monate;

- der Vertrag umfasst die Anzahl der Jugendlichen und Lehrkréfte, die ein Praktikum besuchen kénnen;

- der Arbeitgeber, der bereits zuvor eine Zielgruppenermafligung fiir Mentoren erhielt, bestatigt durch
eine mit Datum und Unterschrift versehene Erkldrung, dass er seinen friheren Verpflichtungen
tatsachlich nachgekommen ist.

Eine Zielgruppenermafigung fir Mentoren kann ein Arbeitgeber nur dann beanspruchen, wenn er der
Generaldirektion Beschéftigung und Arbeitsmarkt des FOD BASK folgende Belege iiberreicht:

- eine Kopie des Arbeitsvertrags,

- ein Verzeichnis der beschaftigten Mentoren,

- fir jeden Mentor den Nachweis Uber die erforderliche minimale praktische Erfahrung,

- fir jeden Mentor eine Kopie des Zeugnisses Uber die besuchte Mentorausbildung.

Der Betrag der Zielgruppenermafigung entspricht 400 EUR pro Quartal und wird wahrend der
Gultigkeitsdauer des Vertrages oder flir maximal vier Quartale gewahrt.

Die Anzahl der Mentoren, fir die der Arbeitgeber eine ErmaRigung beantragen kann, ist auf das kleinste
Ergebnis folgender Bruchzahlen beschrankt:
- die Anzahl Lehrlinge, Lehrer oder Kursteilnehmer / 5, auf die gréfRere Einheit aufgerundet;
- (Anzahl Stunden Besuch der Ausbildung) / 400, auf die kleinere Einheit abgerundet.
Wenn der Vertrag weniger als zwdlf Monate dauert, entspricht der Zahler das Hundertfache der Anzahl
der Quartale innerhalb der Laufzeit des Vertrags.
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6.3. Andere Ermaldigungen der
Arbeitgeberbeitrage zur sozialen Sicherheit
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6.3.1. Neuverteilung der Arbeit im 6ffentlichen Sektor

Das Gesetz vom 10.04.1995 uber die Neuverteilung der Arbeit im 6ffentlichen Sektor umfasst zwei
spezifische Mallnahmen zur Neuverteilung der Arbeit, in deren Zusammenhang der Lohnverlust teilweise
ausgeglichen wird, ndmlich das vorzeitige Ausscheiden fir die Halfte der Arbeitszeit und die freiwillige

Viertagewochenregelung.
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6.3.1.1. Vorzeitige Ausscheiden fur die Halfte der Arbeitszeit

1. Vorschriften und Verfahren

Mit dieser MalRnahme erhalt das definitiv ernannte Personal das Recht, ab 55 Jahren bis spatestens
zum Datum ihrer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand fur die Halfte der Arbeitszeit zu arbeiten.
Dazu missen sie mindestens drei Monate vor Beginn des Urlaubs bei ihrem Arbeitgeber einen Antrag
einreichen.

Mit Halbzeitbeschaftigung ist eine Arbeitsregelung gemeint, bei der das Personalmitglied im Laufe
eines Monats die Halfte der Leistungen einer Vollzeitstelle erbringen muss. Die Verteilung der
Leistungen erfolgt in vollen oder halben Tagen nach Ricksprache mit dem Vorgesetzten. Wahrend
der Periode, in der keine Leistungen erbracht werden, kann das Personalmitglied keine Tatigkeit mit
Gewinnerzielungsabsicht austben.

Wenn zwei Personalmitglieder im selben 6ffentlichen Dienst von diesem Recht Gebrauch machen,
kénnen sie durch ein zusatzliches statutarisches Personalmitglied ersetzt werden. Diese Ersetzung ist
jedoch nicht gesetzlich vorgeschrieben.

Ein definitiv ernanntes Personalmitglied kann das vorzeitige Ausscheiden fur die Halfte der Arbeitszeit mit
einer Kiindigungsfrist von drei Monaten beenden, es sei denn, die Verwaltung genehmigt eine kirzere
Frist. Das Personalmitglied, das die Regelung verlassen hat, kann jedoch keinen neuen Antrag mehr fir
ein vorzeitiges Ausscheiden fir die Halfte der Arbeitszeit einreichen und auch nicht mehr dem System
erneut beitreten.

2. Betroffene Arbeitgeber

Folgende Arbeitgeber fallen in den Anwendungsbereich dieser Regelung:
- die Provinzen, einschlieflich der Provinzialregien und der autonomen Provinzialregien,
- die Gemeinden, einschlieRlich der Gemeinderegien und der autonomen Gemeinderegien,
die Gemeindeverbande,
die OSHZ;
die Vereinigungen von OSHZ,
die lokalen Polizeizonen.

Die Regelung wird nach Genehmigung eines kollektiven Antrags wirksam. Unter kollektivem Antrag
versteht man einen Antrag, der von der betroffenen Region im Namen einer oder mehrerer der
genannten lokalen oder provinzialen Verwaltungen eingereicht wird.

Um der Regelung beizutreten, muss eine Verwaltung einen Antrag bei der Region einreichen, die
daraufhin dem foderalen Minister der Beamtenangelegenheiten einen kollektiven Antrag einreichen wird.
Der Antrag ist vom (foéderalen) Ministerrat zu genehmigen und durch Kéniglichen Erlass umzusetzen.

Die flamischen Verwaltungen, die noch nicht in den Zustandigkeitsbereich des Gesetzes vom 10.04.1995
fallen, kdnnen bei der Agentur fir innere Angelegenheiten der Flamischen Region keinen Antrag mehr
einreichen.

Die Brisseler Behoérden richten den Antrag an Herrn Michel Van der Stichele, Directeur-generaal,
Bestuur plaatselijke besturen, Ministerie van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest, Kruidtuinlaan 20, 1035
Brussel.

3. Betroffene Personalmitglieder

Vorzeitig fur die Halfte der Arbeitszeit ausscheiden kdnnen die definitiv ernannten Personalmitglieder ab
einem Alter von 55 Jahren bis spatestens zum Datum ihrer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand.

Mit dem Personal dieser Arbeitgeber gleichgesetzt sind die definitiv ernannten Personalmitglieder:
- der lokalen Polizei,
- der Feuerwehr,
- der Gemeinde- und Provinzialregien.
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Nicht zu diesem Personal gehdren das Lehrpersonal der Gemeinde- und Provinzanstalten, da die
Gemeinschaften fiir die Regelung des Statuts dieses Personals zustandig sind.

4. Gewdahrte Vorteile

Personalmitglieder, die vom Recht auf das vorzeitige Ausscheiden fir die Halfte der Arbeitszeit Gebrauch
machen, erhalten:

- das Gehalt fur die Leistungen in der Halfte der Arbeitszeit. Von diesem Gehalt fir die Leistungen in
der Halfte der Arbeitszeit werden Sozialversicherungsbeitrage einbehalten.

- eine monatliche Préamie zu Lasten des Arbeitgebers als Ausgleich des Lohnverlusts. Der
entsprechende Betrag wird von jeder Verwaltung festgelegt und belauft sich auf mindestens 198,32
EUR und hdéchstens 295,99 EUR. Von dieser Pramie werden keine Sozialversicherungs- und
Pensionsbeitrage einbehalten.

Die Abwesenheitsperiode wird aulierdem als Urlaub betrachtet und mit einem Zeitraum aktiven Dienstes
gleichgesetzt. Die Anspriiche auf Gehaltserhéhung und Beférderung bleiben erhalten, es sei denn, dass
die Beférderung voraussetzt, dass eine Stelle frei ist.

Die provinzialen und lokalen Verwaltungen, die dem solidarischen Pensionsfonds des LSSPLV
angeschlossen sind, missen im Hinblick auf das finanzielle Gleichgewicht dieser Pensionsregelungen
Pensionsbeitrage zahlen:

- fir das Gehalt, das Personalmitgliedern, die sich fiir das vorzeitige Ausscheiden fir die Halfte
der Arbeitszeit entscheiden, tatsachlich gezahlt wird, das heil’t die Halfte des Gehalts, das sie als
Vollzeitbeschaftigte erhalten haben,

- fir das Gehalt des eventuellen Vertreters.

5. Anwendbarkeit in der Zeit

Das Recht auf vorzeitiges Ausscheiden fir die Halfte der Arbeitszeit und die Befreiung von
Sozialversicherungsbeitragen der monatlichen Pramie als Ausgleich des Lohnverlusts waren gultig bis
31.12.2011. Die Regelungen des vorzeitigen Ausscheidens fir die Halfte der Arbeitszeit bleiben bis zum
Ende ihrer Laufzeit gliltig.

Fir Personalmitglieder, die bei einer Verwaltung beschéaftigt sind, fir die die ausfihrliche Regelung noch
nicht anwendbar erklart wurde, gilt Folgendes:

- die Dauer der MalRnahme ist auf hochstens flinf Jahre beschrankt,

- die Wahl des Systems ist unumkehrbar.

Auf die Periode des vorzeitigen Ausscheidens fiir die Halfte der Arbeitszeit folgt unmittelbar

die Pensionierung, ohne dass das Personalmitglied erneut Vollzeitleistungen wahlen kann. Die
Beschrankungen gelten fiir alle Personalmitglieder, unabhangig davon, ob sie vor oder nach dem
03.09.2007 der Regelung fiir das vorzeitige Ausscheiden fir die Halfte der Arbeitszeit beigetreten sind
oder nicht.

Falls die ausflihrliche Regelung auf eine Verwaltung fir anwendbar erklart wird, gilt dies sowohl fiir

die Personalmitglieder, die diese Regelung bereits beanspruchen, als auch fir alle neue Antrage.
Personalmitglieder, die die Regelung des vorzeitigen Ausscheidens fir die Halfte der Arbeitszeit bereits
beanspruchen, kénnen daher diese MalRnahme auch langer als flinf Jahre beanspruchen und diese
Regelung auch aufgeben.
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6.3.1.2. Freiwillige Viertagewoche

1. Verfahren

Auf Vollzeitbasis beschaftigte Personalmitglieder, die ihre Méglichkeiten zur Reduzierung ihrer
Arbeitsleistungen im Rahmen der Laufbahnunterbrechung ausgeschoépft haben oder darauf keinen
Anspruch geltend machen kénnen, haben das Recht, ihre Vollzeitleistungen in eine 4/5-Beschaftigung
umzuwandeln. Die Leistungen werden in 4 Werktagen pro Woche erbracht.

Der betreffende Arbeitgeber kann dieses Recht auch anderen Personalmitgliedern zuerkennen.

Wenn zwei Personalmitglieder im selben 6ffentlichen Dienst von diesem Recht Gebrauch machen,
kénnen sie durch einen Arbeitslosen ersetzt werden. Diese Ersetzung ist jedoch nicht gesetzlich
vorgeschrieben. Dieser Arbeitslose wird mit einem Vollzeitarbeitsvertrag oder einem Teilzeitarbeitsvertrag
eingestellt.

Mit ,Arbeitslosen“ sind gemeint:

entschadigte Vollarbeitslose;

Berechtigte mit Anrecht auf Eingliederungseinkommen oder Sozialhilfe,

Behinderte, die eine einkommensersetzende Beihilfe erhalten,

Vertragspersonal, das im Rahmen eines Ersetzungsvertrags durch den betreffenden Arbeitgeber
beschéftigt ist.

2. Betroffene Arbeitgeber

Folgende Arbeitgeber kénnen diese Regelung anwenden:

- die Provinzen, einschlieflich der Provinzialregien und der autonomen Provinzialregien,
die Gemeinden, einschliel3lich der Gemeinderegien und der autonomen Gemeinderegien,
die Gemeindeverbéande,
die OSHZ;
die Vereinigungen von OSHZ,
die lokalen Polizeizonen.

Die Regelung wird nach Genehmigung eines kollektiven Antrags wirksam. Unter kollektivem Antrag
versteht man einen Antrag, der von der betroffenen Region im Namen einer oder mehrerer der
genannten lokalen oder provinzialen Verwaltungen eingereicht wird.

Um der Regelung beizutreten, muss eine Verwaltung einen Antrag bei der Region einreichen, die
daraufhin dem foderalen Minister der Beamtenangelegenheiten einen kollektiven Antrag einreichen wird.
Der Antrag ist vom (féderalen) Ministerrat zu genehmigen und durch Koniglichen Erlass umzusetzen.

Die flamischen Verwaltungen, die noch nicht in den Zustandigkeitsbereich des Gesetzes vom 10.04.1995
fallen, kdnnen bei der Agentur fir innere Angelegenheiten der Flamischen Region keinen Antrag mehr
einreichen.

Die Brisseler Behoérden richten den Antrag an Herrn Michel Van der Stichele, Directeur-generaal,
Bestuur plaatselijke besturen, Ministerie van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest, Kruidtuinlaan 20, 1035
Brussel.

3. Betroffene Personalmitglieder

Sowohl das statutarische als auch das Vertragspersonal, das auf Vollzeitbasis arbeitet, kann diese
Regelung der freiwilligen Viertagewoche nutzen.

4. Gewahrte Vorteile

Personalmitglieder, die ihre Leistungen auf 4/5 ihrer normalen Vollzeitleistungen reduzieren, erhalten:
- das Gehalt, das fir die verringerten Leistungen geschuldet wird. Von diesem Gehalt werden
Sozialversicherungsbeitrage einbehalten.
- einen monatlichen Gehaltszuschlag, der umfassender Bestandteil des Gehalts ist und der mindestens
49,58 EUR und hochstens 80,57 EUR betragt; Der Gehaltszuschlag ist an den Schwellenindex von
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117,19 gekoppelt, und die Grenzbetrage entsprechen seit 68,06 EUR bzw. 110,61 EUR. Von diesem
Gehaltszuschlag werden Sozialversicherungsbeitrage einbehalten.

Dagegen entfallt fir vertraglich angestellte Personalmitglieder, die als Ersatz der Personalmitglieder
eingestellt werden, die von ihrem Anspruch auf Reduzierung ihrer Leistungen auf 4/5 Gebrauch machen,
die Zahlung folgender Arbeitgeberbeitrage zur sozialen Sicherheit:

- die Beitrdge im Sinne von Artikel 38, § 3, 1° bis 7° und 9° des Gesetzes vom 29.06.1981,

- der Beitrag im Rahmen der Regelung der Familienbeihilfen,

- der Beitrag im Rahmen der Berufskrankheitsregelung,

- der LohnmaRigungsbeitrag.

Nur die personlichen Sozialversicherungsbeitrdge und der Beitrag von 0,05% zum FKAD sowie der
Beitrag von 0,01% zum Asbestfonds werden nach wie vor einbehalten.

Fir Vertragspersonalmitglieder wird die Erflillung des Arbeitsvertrags wahrend der Abwesenheit
ausgesetzt. Sie bewahren jedoch ihr Recht auf eine Gehaltserhéhung.

Fir statutarische Personalmitglieder wird die Abwesenheitszeitraum als Urlaub betrachtet und dem
aktiven Dienst gleichgesetzt.

Das statutarische Personalmitglied, das sich fur die freiwillige Viertagewoche entscheidet, behalt seine
Pensionsanspriiche in der bestehenden Gesetzgebung bei. Die Summe der Perioden, in denen das
Personalmitglied im gesamten Zeitraum seiner Laufbahn abwesend ist, wird bei der Pensionsberechnung
beriicksichtigt, sofern diese nicht mehr als 20 % der tatsachlich geleisteten Dienste betragt.

Fir die lokalen Verwaltungen, die dem solidarischen Pensionsfonds des LSSPLV angeschlossen

sind, muss der Arbeitgeber im Hinblick auf das finanzielle Gleichgewicht dieser Pensionsregelungen
Pensionsbeitrage fir das Gehalt, das dem Personalmitglied, das 4/5 der Leistungen erbringt, sowie fir
die gewahrte Pramie zahlen.

Fir die lokalen Verwaltungen, die einer Vorsorgeeinrichtung angeschlossen sind oder Gber ihre eigenen
Pensionskasse verfligen, regelt das Gesetz, dass auch sie die Einkinfte fir die Zahlung der Pensionen
sicherstellen missen, jedoch ohne genauen Hinweis, wie dies geschehen muss.

5. Anwendbarkeit in der Zeit

Das Recht auf die freiwillige Viertagewoche und die Befreiung von der Zahlung des Arbeitgeberbeitrags
zur sozialen Sicherheit fUr vertraglich angestellte Personalmitglieder, die als Ersatz der
Personalmitglieder eingestellt werden, die von ihrem Anspruch auf Reduzierung ihrer Leistungen auf 4/5
Gebrauch machen, war bis 31.12.2011 giiltig.

Die Arbeitgeber konnten festlegen, dass die Perioden der freiwilligen Viertagewoche von Amts wegen

ab 01.01.2012 auslaufen. Ungeachtet dieser Bestimmung bleiben die Regelungen, die am 31.12.2011
glltig waren, bis zum Ende ihrer Laufzeit bestehen. Jede Verwaltung kann auch unabhangig die Mindest-
und Hoéchstdauer einer Periode der freiwilligen Viertagewoche sowie die Kiindigungsmaoglichkeiten des
Personalmitglieds festlegen.
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6.3.2. Beschaftigung aufgrund von Artikel 60, 87 des
OSHZ-Gesetzes
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6.3.2.1. Alilgemeines

Wenn eine Person den Nachweis fiir eine Beschaftigungsperiode liefern muss, um den vollstandigen
Vorteil bestimmter sozialer Leistungen genie3en zu kénnen oder um die Berufserfahrung zu verbessern,
kénnen die OSHZ kraft Artikel 60, § 7 des OSHZ-Grundlagengesetzes vom 08.07.1976 Empfanger eines
Eingliederungseinkommens und/oder Empfanger einer finanziellen Sozialhilfe mit einem Arbeitsvertrag
einstellen. Die Beschaftigungsperiode aufgrund von Artikel 60, § 7 beschrankt sich auf die Periode, die
notwendig ist, um der beschéaftigten Person umfassenden Anspruch auf Sozialleistungen zu gewahren.

Die OSHZ sind fiir diese Arbeitnehmer von den Arbeitgeberbeitrdgen zur sozialen Sicherheit véllig befreit.
Die durch diese Befreiung frei gewordenen finanziellen Mittel sind von den OSHZ fiir die Durchfiihrung
einer Beschaftigungspolitik und die Organisation der Betreuung und Schulung, die den von Artikel-60
betroffenen Personen angeboten werden, zu verwenden.
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6.3.2.2. Betroffene Arbeitgeber

In den Anwendungsbereich dieser MaRnahme fallen nur OSHZ.
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6.3.2.3. Betroffene Arbeithnehmer

Das OSHZ kann die Befreiung von den Arbeitgeberbeitrégen fiir folgende Personen erhalten, die von ihm
im Rahmen von Artikel 60, § 7, des OSHZ-Gesetzes eingestellt werden:

- Personen mit Anspruch auf ein Eingliederungseinkommen im Sinne des Gesetzes vom 26.05.2002
Uber das Recht auf soziale Eingliederung (= Personen mit belgischer Staatsangehdrigkeit sowie
Auslander, die beim Bevdlkerungsregister gemeldet sind);

- Im Fremdenregister eingetragene Auslander, die Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe haben und im
Besitz einer Aufenthaltserlaubnis fiir unbegrenzte Dauer sind;

- Im Fremdenregister eingetragene Auslander, die Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe haben und nicht
im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis fiir unbegrenzte Dauer sind;

Ausgeschlossen sind:
- bezuschusstes Vertragspersonal,
- im Rahmen des zwischendepartementalen Haushaltsfonds eingestellte Arbeithehmer,
- Asylsuchende.
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6.3.2.4. Befreiung von Sozialversicherungsbeitragen

Fir die betreffenden Arbeitnehmer werden keine Arbeitgeberbeitrage zur sozialen Sicherheit geschuldet.

Der Beitrag fur die Gewerkschaftspramie wird jedoch fur die am 31. Marz des Referenzjahres
beschéftigten Arbeithehmer geschuldet.
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6.3.2.5. Verwendung der frei gewordenen Mittel

Die zusatzlichen Finanzmittel, die durch die Befreiung von den Arbeitgeberbeitrdgen verfligbar werden,
sind in vollem Umfang fiir die Beschaftigungspolitik des OSHZ, einschlieRlich der sozialberuflichen
Bildung, auf folgende Weise zu verwenden:

- OSHZ, die am 1. Januar des vorletzten Jahres als Arbeitgeber im Rahmen von Artikel 60, § 7, des oben
genannten Gesetzes weniger als 10 Personen beschaftigten, missen alle durch die Befreiung von
den Arbeitgeberbeitragen frei gewordenen finanziellen Mittel fir Einstellungen mittels gleich welcher
Beschaftigungsformel und/oder ergdnzenden beschéaftigungsbezogenen Schulung verwenden, die fiir
Berechtigte eines Eingliederungseinkommens oder finanzieller Sozialhilfe zugénglich sind.

- Die OSHZ, die am 1. Januar des vorletzten Jahres als Arbeitgeber im Rahmen von Artikel 60,
§ 7 mindestens 10 Personen beschéftigten, sind gehalten, die durch die Befreiung von den
Arbeitgeberbeitragen frei gewordenen finanziellen Mittel in der unten genannten Reihenfolge zu
verwenden:

- nach Prioritat:

- entweder fiir die Einstellung auf Vollzeitbasis von mindestens einem Betreuer fiir die im
Rahmen von Artikel 60, § 7, beschaftigten Personen,

- oder die Einstellung auf Vollzeitbasis eines Personalmitglieds des OSHZ fiir diese Aufgabe,
ausgeglichen durch eine neue Einstellung in einer Vollzeitregelung,

- Saldo der finanziellen Mittel, die in vollem Umfang fur Einstellungen mittels gleich welcher
Beschéaftigungsformel und/oder erganzenden beschéaftigungsbezogenen Schulung verwendet
werden, die fur Berechtigte eines Eingliederungseinkommens oder finanzieller Sozialhilfe
zuganglich sind.

< 10 Personen alle frei gewordenen
Finanzmittel

mindestens 10 ja Saldo der frei

Personen gewordenen

Finanzmittel nach
Einstellung des
Betreuers
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6.3.2.6. Drittbenutzer

OSHZ, die im Rahmen von Artikel 60, § 7 Berechtigte eines Eingliederungseinkommens oder finanzieller
Sozialhilfe mit einem Arbeitsvertrag eingestellt haben, kénnen diese folgenden Drittbenutzern lberlassen:
- einer Gemeinde (der des OSHZ oder einer anderen),
- einer GoE oder einer Interkommunalen mit einer sozialen, kulturellen oder 6kologischen Zielsetzung,
- ein anderes OSHZ,
- einer Gesellschaft mit sozialer Zielsetzung,
- einer OSHZ-Vereinigung;
- einem o6ffentlichen Krankenhaus, das von Rechts wegen dem LSS oder dem LSSPLV angeschlossen
ist,
- einem anderen Partner (z. B. Privatunternehmen), der mit dem OSHZ einen Vertrag abgeschlossen
hat.

Die Bedingungen und die Dauer der Uberlassung sind schriftlich festzulegen und vom (")S__HZ, dem
Benutzer und dem Arbeitnehmer zu unterzeichnen. Das Dokument muss vor Beginn der Uberlassung
fertiggestellt sein und dem Sozialhilferat zur Kenntnisnahme vorgelegt werden.

Das OSHZ bleibt stets der rechtliche Arbeitgeber des Arbeitnehmers, der einem Drittbenutzer (iberlassen
wurde.
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6.3.2.7. Gewahrungsbedingungen

Um die Befreiung von der Lohnsteuer beanspruchen zu kénnen, muss das OSHZ:
- in der Quartalsmeldung der sozialen Sicherheit die genaue Identitat des Arbeitnehmers, fir den die
Befreiung gewahrt wird, angeben,
- den Nachweis erbringen, dass dieser Arbeitnehmer unter den in Artikel 33 des Gesetzes vom
22.12.1995 angegebenen Bedingungen eingestellt wurde. Der Nachweis ist dem Inspektionsdienst
zur Verfigung zu stellen.

Das OSHZ muss zudem einen Sozialarbeiter benennen, der fiir die Betreuung der beschéftigten
Personen bei ihren im Rahmen von Artikel 60, § 7, erbrachten Arbeitsleistungen zustandig ist.
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6.3.2.8. Kontrolle

Der Inspektionsdienst der Verwaltungsdirektion fiir Sozialhilfe des FOD Soziale Sicherheit tiberwacht die
Verwendung der frei gewordenen zusatzlichen Finanzmittel.
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6.3.3. Bezuschusstes Vertragspersonal in lokalen
Verwaltungen

Die Regelung des bezuschussten Vertragspersonals in den lokalen Verwaltungen wurde durch den
Kdniglichen Erlass Nr. 474 vom 28.10.1986 zur Einrichtung eines Systems fir staatlich bezuschusstes
Vertragspersonal (BVA) bei gewissen lokalen Behdrden errichtet. Gemal diesem Koéniglichen Erlass
kdénnen die lokalen Verwaltungen Vertragspersonal einstellen, das durch eine Pramie bezuschusst wird
und dessen Vergutung von bestimmten Arbeitgeberbeitragen befreit ist.
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6.3.3.1. Betroffene Arbeitgeber

Fir die Beschéaftigung von bezuschusstem Vertragspersonal in lokalen Verwaltungen und die Gewéahrung
der daraus entstehenden Vorteile kommen in Betracht:

- die Gemeinden,

- die autonomen Gemeinderegien in der Wallonischen und Fldmischen Region,

- die Gemeindeverbande ohne wirtschaftliche Zielsetzung,

- die Provinzen,

- die autonomen Provinzialregien und die provinzialen Entwicklungsgesellschaften in der Flamischen

Region,

- die OSHZ;

- die Vereinigungen von OSHZ und die interkommunalen Sozialhilfezentren;

- die lokalen Polizeizonen.
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6.3.3.2. Betroffene Arbeithnehmer

Die Kategorien von Arbeitslosen, die als bezuschusstes Vertragspersonal eingestellt werden kénnen,
waren ursprunglich in Artikel 5, §1, des Koniglichen Erlasses Nr. 474 verzeichnet.

Durch das Sondergesetz vom 08.08.1988 zur Reform der Institutionen sind die Flamische Region,

die Wallonische Region und die Region Brissel-Hauptstadt ermachtigt worden, auf ihrem jeweiligen
Hoheitsgebiet die Personen zu bestimmen, die fur die Austibung einer Beschaftigung als bezuschusstes
Vertragspersonal in Betracht kommen. Die regionalen Behorden haben davon Gebrauch gemacht, um
den Zugang zum Statut des bezuschussten Vertragspersonals auf neue Kategorien von Arbeitslosen und
Arbeitssuchenden zu erweitern.

Diese Erweiterung geschieht durch folgende Regelung:

- fir die Flamische Region: der Erlass der Flamischen Regierung vom 27.10.1993 zur Ausflihrung
des vorgenannten Koniglichen Erlasses Nr. 474 vom 28.10.1986 zur Einrichtung eines Systems fir
staatlich bezuschusstes Vertragspersonal bei gewissen lokalen Behoérden;

- fir die Region Brissel-Hauptstadt: der Erlass der Regierung der Region Briissel-Hauptstadt vom
05.02.1998 zur Festlegung der Kriterien fiir die Vergabe von Zuschiissen fiir lokale Verwaltungen, die
bezuschusstes Vertragspersonal einstellen;

- fir die Wallonische Region: das Dekret des Wallonischen Regionalrates vom 25.04.2002 Uber
Zuschlsse zur Férderung der Einstellung von nicht erwerbstatigen Arbeitssuchenden durch die
lokalen, regionalen und Gemeinschaftsbehdrden durch bestimmte Arbeitgeber im nichtkommerziellen
Sektor, Unterrichtswesen und kommerziellen Sektor und der zu dessen Ausfiihrung verabschiedete
Erlass der Wallonischen Regierung vom 19.12.2002.
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6.3.3.3. Gewahrte Vorteile

Die lokalen Verwaltungen erhalten fir das bezuschusste Vertragspersonal:
- eine Pramie des regionalen o6ffentlichen Dienstes, die einen wichtigen Teil der Lohnkosten darstellt;
- eine Befreiung von den Arbeitgeberbeitrdgen zur sozialen Sicherheit, mit Ausnahme:
- des LohnmaRigungsbeitrags,
- des Beitrags von 0,05% zugunsten des FKAD,
- des Beitrags von 0,01% zugunsten des Asbestfonds.

Das LSSPLYV zahlt fir Rechnung des regionalen 6ffentlichen Dienstes die Préamie fir bezuschusstes
Vertragspersonal in der Region Brissel-Hauptstadt sowie flr bezuschusstes Vertragspersonal in der
Flamischen Region, die im Rahmen einer Kontingentvereinbarung eingestellt werden.

Fir bezuschusstes Vertragspersonal in der Wallonischen Region sowie fiir bezuschusstes
Vertragspersonal in der Flamischen Region, die im Rahmen einer Projektvereinbarung eingestellt
werden, zahlt das LSSPLV die Pramie nicht. Die Zahlung der Pramie erfolgt durch den regionalen
offentlichen Dienst.
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6.3.4. Bezuschusstes Vertragspersonal in dffentlichen
Verwaltungen

Das Programmgesetz vom 30.12.1988 hat die Regelung des bezuschussten Vertragspersonals auf eine
Reihe anderer Kategorien von beim LSSPLV angeschlossenen Arbeitgebern ausgedehnt. Dies betrifft
die Regelung des bezuschussten Vertragspersonals bei einigen Behérden (mit Ausnahme der lokalen
Verwaltungen im Sinne des Kdniglichen Erlasses Nr. 474).
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6.3.4.1. Betroffene Arbeitgeber

Folgende dem LSSPLV angeschlossene Arbeitgeber kommen fiir die Beschaftigung von bezuschusstem
Vertragspersonal in 6ffentlichen Verwaltungen und die Gewahrung der daraus entstehenden Vorteile in
Betracht:
- die regionalen Entwicklungsgesellschaften und die regionalen Wirtschaftsrate;
- die Feuerwehr- und Notdienstservice und die Agentur fir stadtische Sauberkeit, die beide von der
Region Brissel-Hauptstadt abhangen,
- die Flamische Gemeinschaftskommission und die Franzdsische Gemeinschaftskommission.
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6.3.4.2. Betroffene Arbeithehmer

Die Kategorien von Arbeitslosen, die als bezuschusstes Vertragspersonal eingestellt werden kénnen,
waren ursprunglich in Artikel 97, §1, des Programmgesetzes vom 30.12.1988 verzeichnet.

Durch das Sondergesetz vom 08.08.1988 zur Reform der Institutionen sind die Flamische Region,

die Wallonische Region und die Region Brissel-Hauptstadt ermachtigt worden, auf ihrem jeweiligen
Hoheitsgebiet die Personen zu bestimmen, die fur die Austibung einer Beschaftigung als bezuschusstes
Vertragspersonal in Betracht kommen. Die regionalen Behorden haben davon Gebrauch gemacht, um
den Zugang zum Statut des bezuschussten Vertragspersonals auf neue Kategorien von Arbeitslosen und
Arbeitssuchenden zu erweitern.

Diese Erweiterung geschieht durch folgende Regelung:

- fir die Flamische Region: der Erlass der Flamischen Regierung vom 27.10.1993 zur
Verallgemeinerung der Regelung des bezuschussten Vertragspersonals;

- fir die Region Brissel-Hauptstadt: der Erlass der Regierung der Region Briissel-Hauptstadt vom
05.02.1998 zur Festlegung der Kriterien fiir die Vergabe von Zuschiissen fiir lokale Verwaltungen, die
bezuschusstes Vertragspersonal einstellen;

- fir die Wallonische Region: das Dekret des Wallonischen Regionalrates vom 25.04.2002 Uber
Zuschlsse zur Férderung der Einstellung von nicht erwerbstatigen Arbeitssuchenden durch die
lokalen, regionalen und Gemeinschaftsbehdrden durch bestimmte Arbeitgeber im nichtkommerziellen
Sektor, Unterrichtswesen und kommerziellen Sektor und der zu dessen Ausfiihrung verabschiedete
Erlass der Wallonischen Regierung vom 19.12.2002.
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6.3.4.3. Gewahrte Vorteile

Die betroffenen Arbeitgeber erhalten fir das bezuschusste Vertragspersonal:
- eine Pramie des regionalen o6ffentlichen Dienstes, die einen wichtigen Teil der Lohnkosten darstellt;
- eine Befreiung von den Arbeitgeberbeitragen zur sozialen Sicherheit, mit Ausnahme
- des Beitrags fir den Sektor Familienbeihilfen,
- des Beitrags fir den Sektor Berufskrankheiten;
- des Beitrags von 0,05% zugunsten des FKAD,
- des Beitrags von 0,01% zugunsten des Asbestfonds.
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6.3.5. Arbeitsunfahigkeit infolge einer Berufskrankheit
und vorbeugende Entfernung aus dem Berufsrisiko
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6.3.5.1. Allgemeines

Der Fonds fiir Berufskrankheiten ist berechtigt, Opfern von Berufskrankheiten aus den provinzialen
und lokalen Verwaltungen, die dem LSSPLV angeschlossen sind, die im Gesetz vom 03.07.1967 Uber
den Schadenersatz fiir Arbeitsunfélle, Wegeunfalle und Berufskrankheiten im 6ffentlichen Sektor (=
Berufskrankheitsregelung fiir den 6ffentlichen Sektor) vorgesehenen Vorteile zu gewahren.

Der Fonds flr Berufskrankheiten gewahrt nicht nur Beteiligungen an den Entschadigungen fiir
Personalmitglieder, die tatsachlich von einer Berufskrankheit betroffen sind, die dazu fuhrt, dass

das Personalmitglied sich in einem Zustand der zeitweiligen Arbeitsunféhigkeit oder bleibenden
Arbeitsunféhigkeit befindet. In beiden Fallen kann die Arbeitsunfahigkeit teilweise oder vollstandig sein.
Auch Personalmitgliedern, die aufgrund der Gefédhrdung durch eine Berufskrankheit aus einer
schédlichen Arbeitsumgebung vorbeugend entfernt werden, gewéhrt der Fonds Beteiligungen.
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6.3.5.2. Betroffene Arbeitgeber

Alle beim LSSPLV angeschlossenen provinzialen und lokalen 6ffentlichen Verwaltungen fallen in den
Anwendungsbereich der Berufskrankheitsregelung fiir den 6ffentlichen Sektor.
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6.3.5.3. Betroffene Arbeithnehmer

Die Berufskrankheitsregelung fir den 6ffentlichen Sektor gilt fiir
- definitiv Ernannte,
- Personalmitglieder auf Probe, zeitweilige Personalmitglieder, vertraglich angestellte
Personalmitglieder,
- bezuschusstes Vertragspersonal.

Die Berufskrankheitsregelung des 6ffentlichen Sektors findet dagegen keine Anwendung auf freiwillige
Feuerwehrleute, nicht geschitzte lokale Mandatstrager, Tageseltern und Kiinstler, die das Sozialstatut
erhalten.
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6.3.5.4. Entschadigungen bei Arbeitsunfahigkeit infolge einer
Berufskrankheit und einer vorbeugende Entfernung aus dem
Berufsrisiko

Bei einer zeitweiligen Arbeitsunfahigkeit hat

- ein definitiv ernanntes Personalmitglied in der Regel Anspruch auf Lohnfortzahlung wahrend der
vollstdndigen Dauer der voriibergehenden Arbeitsunféhigkeit infolge einer Berufskrankheit;

- ein vertragliches Personalmitglied wahrend eines bestimmten Zeitraums Anspruch auf garantierten
Lohn zu Lasten der Verwaltung und erhalt daraufhin eine jahrliche Entschadigung von mindestens
90% des durchschnittlichen Tageslohns.
Die Verwaltung zahlt dem Personalmitglied das Gehalt, den Garantielohn oder die tagliche
Entschadigung und kann danach die ausgezahlten Betrage vom Fonds fiir Berufskrankheiten in Hohe
von 90% des durchschnittlichen Tageslohns zurtickfordern.

Bei einer bleibenden Arbeitsunfahigkeit wird eine Pension aufgrund der jahrlichen Entlohnung, auf die
das Opfer zum Zeitpunkt der Feststellung der Berufskrankheit Anspruch hat, festgelegt.

Die Verwaltung kann die dem Personalmitglied gezahlte Pension vom Fonds fur Berufskrankheiten
jahrlich zurtckfordern.

Muss das Personalmitglied wegen drohender Berufskrankheit seine Téatigkeit in der schadlichen
Arbeitsumgebung voriibergehend einstellen und kann es nicht flir andere Auftrdge eingesetzt werden,
erhalt es wahrend der Dauer der vorbeugenden Entfernung die gleiche Entschadigung wie jene, die
Arbeitnehmern zuerkannt wird, die infolge einer Berufskrankheit voriibergehend arbeitsunfahig sind.
Die Verwaltung kann auch diese Entschadigungen vom Fonds fiir Berufskrankheiten in Hohe von 90%
des durchschnittlichen Tageslohns des Personalmitglieds zurlickfordern.

Wenn das Personalmitglied zeitweilig von seiner Arbeitsstelle entfernt und fiir andere Auftrage eingesetzt
wird (Stellenwechsel), wird seine Entlohnung in vollem Umfang fortgezahlt. Es gibt keine Beteiligung des
Fonds firr Berufskrankheiten.
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6.3.5.5. Geschuldete Sozialversicherungsbeitrage

Hat das Personalmitglied in Anwendung der Regelung zur Entschadigung fiir Berufskrankheiten
Anspruch auf eine Entschadigung wegen zeitweiliger Arbeitsunfahigkeit, ist es fir den Zeitraum, fir den
diese Entschadigung geschuldet wird, zur Zahlung von Sozialversicherungsbeitragen verpflichtet.

Die Entschadigungen aufgrund der zeitweiligen Arbeitsunfahigkeit, die einem Opfer einer Berufskrankheit
oder einem durch eine Berufskrankheit gefahrdeten Personalmitglied gezahlt werden, unterliegen nur
personlichen Beitrdgen zur sozialen Sicherheit. Es werden keine Arbeitgeberbeitrage zur sozialen
Sicherheit geschuldet.

Far die definitiv Ernannten sind flr diese Entschadigungen aber persénliche und Arbeitgeberbeitrédge zu
zahlen.

Die Pension wegen bleibender Arbeitsunfahigkeit unterliegt keinen personlichen und
Arbeitgeberbeitrdgen zur sozialen Sicherheit.
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6.3.5.6. Fernhaltung einer schwangeren Arbeitnehmerin

Vertraglich angestellten Personalmitgliedern, die vollstandig aus der Arbeitsumgebung entfernt werden,
zahlt das LIKIV Uber die Krankenkasse taglich eine Entschadigung von 78,237 % des durchschnittlichen
Tageslohns. Diese taglich gezahlte Entschadigung wird fir den Zeitraum zwischen dem Beginn der
Schwangerschaft und dem Beginn der 6 Wochen vor dem errechneten Entbindungstermin oder der 8
Wochen davor bei Mehrlingsschwangerschaft gewahrt. Die Entschadigung ist von Beitragen zur sozialen
Sicherheit befreit.

Far definitiv ernannte Personalmitglieder, die aus der Arbeitsumgebung entfernt werden, wird das Gehalt
durch den Arbeitgeber fortgezahlt. Das Gehalt unterliegt personlichen und Arbeitgeberbeitragen zur
sozialen Sicherheit und Pension.
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6.4. Beschaftigungsmassnahmen mit
Pramienzahlung (Foderalbehdrde)
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6.4.1. Zwischendepartementaler Haushaltsfonds (FBI)

Durch den Kdéniglichen Erlass Nr. 25 vom 24.03.1982 zur Einflhrung eines Programms zur Férderung der
Beschaftigung im nichtkommerziellen Sektor wurde auf unbestimmte Zeit ein Zwischendepartementaler
Haushaltsfonds zur Férderung der Beschéftigung im nichtkommerziellen Sektor eingerichtet.

Dieser Fonds dient dazu, Zuschisse fiir neue Arbeitsplatze im nichtkommerziellen Sektor aus
Einstellungen, die netto zusatzlich entstehen, zu gewahren und Vollzeitarbeitsplatze in Teilzeitstellen
umzuwandeln.
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6.4.1.1. Betroffene Arbeitgeber

Das LSSPLV zahlt zu Lasten des Zwischendepartementalen Haushaltsfonds Beschaftigungen im
offentlichen und privaten Krankenhaussektor, die nach Anerkennung durch den FOD Volksgesundheit,
Sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt bezuschusst werden. Die Betrage werden anerkannten
oder bezuschussten Krankenhdusern ohne Gewinnerzielungsabsicht gewahrt.
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6.4.1.2. Betroffene Arbeithnehmer

Die neuen Arbeitsplatze, die im Rahmen des sozialen Sektors des Zwischendepartementalen
Haushaltsfonds geschaffen werden, sind obligatorisch mit bestimmten Kategorien von
Langzeitarbeitslosen und Berechtigten des Eingliederungseinkommens zu besetzen.

Die Arbeitsplatze im Rahmen des Zwischendepartementalen Haushaltsfonds sind zugénglich fur:

Arbeitssuchende, die an ihrem Dienstantrittsdatum seit mindestens 1 Jahr entschadigt vollarbeitslos
sind;

Arbeitssuchende, die an ihrem Dienstantrittsdatum in den vergangenen 4 Jahren mindestens 1 Jahr
entschadigt vollarbeitslos gewesen sind,;

Arbeitssuchende, die an ihrem Dienstantrittsdatum seit mindestens 6 Monaten ohne Unterbrechung
das Eingliederungseinkommen erhalten;

Arbeitssuchende, die wahrend einer ununterbrochenen Periode von 6 Monaten, gerechnet von
Datum zu Datum vor dem Dienstantritt als Arbeitssuchender bei einer regionalen Dienststelle fir
Arbeitsvermittlung eingetragen waren und bei Dienstantritt das Eingliederungseinkommen erhalten.

Die Arbeitsplatze im Rahmen des Zwischendepartementalen Haushaltsfonds werden von Berechtigten
der finanziellen Sozialhilfe besetzt, die folgende Bedingungen gleichzeitig erfiillen:

1.

Sie waren wahrend einer ununterbrochenen Periode von 6 Monaten, gerechnet von Datum zu Datum
vor dem Dienstantritt, als Arbeitssuchende bei einer regionalen Dienststelle fiir Arbeitsvermittiung
eingetragen.

. Sie erhalten zum Zeitpunkt des Dienstantritts finanzielle Sozialhilfe und

- sind entweder beim Bevolkerungsregister gemeldet;

- oder verfigen Uber eine unbefristete Aufenthaltsgenehmigung,

- oder verfligen Uber eine Aufenthaltsgenehmigung in Anwendung von Artikel 9, Absatz 3, des
Gesetzes vom 15.12.1980 Uber die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung
und das Entfernen von Auslandern, sofern die Verlangerung der Aufenthaltsgenehmigung der
Bedingung einer Beschaftigung unterliegt;
oder haben in Anwendung der Artikel 9 oder 10 des obigen Gesetzes vom 15.12.1980
das Recht bzw. die Erlaubnis, sich fiir eine bestimmte Dauer im Staatsgebiet aufzuhalten,
sofern die Moglichkeit der Ausstellung einer unbefristeten Aufenthaltsgenehmigung ausdriicklich
vorgesehen ist.

Fir Arbeitssuchende, die Eingliederungseinkommen oder finanzielle Sozialhilfe erhalten, werden
folgende Perioden mit einer Periode der Eintragung als Arbeitssuchender bei einer regionalen
Dienststelle fir Arbeitsvermittlung gleichgesetzt:

die Perioden, in denen der Arbeitssuchende das Eingliederungseinkommen oder finanzielle Sozialhilfe
erhalt;

eine Beschaftigung in Anwendung von Artikel 60, § 7, des OSHZ-Gesetzes vom 08.07.1976;

eine Beschaftigung in einem Berufstibergangsprogramm in Anwendung des Kdniglichen Erlasses vom
09.06.1997 in Anwendung von Artikel 7, § 1, Absatz 3, m, des Erlassgesetzes vom 28.12.1944 Uber
die soziale Sicherheit der Arbeithnehmer bei Berufsiibergangsprogrammen;

eine Beschaftigung an einem anerkannten Arbeitsplatz in Anwendung des Kéniglichen Erlasses vom
08.08.1997 in Ausflihrung von Artikel 7, § 1, Absatz 3, m, des Erlassgesetzes vom 28.12.1994 (ber
die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer bei der Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen;

eine Beschéftigung mit einem Erstbeschaftigungsabkommen in Anwendung von Kapitel VIII, Titel Il
des Gesetzes vom 24.12.1999 zur Férderung der Beschaftigung eines Arbeitnehmers, der keinen
Abschluss einer héheren Sekundarausbildung besitzt;
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6.4.1.3. Pramienbetrag

Offentliche und private Krankenhuser erhalten vom LSSPLYV fiir Arbeitnehmer, die sie an Arbeitsplatzen,
die im Rahmen des sozialen Sektors des Zwischendepartementalen Haushaltsfonds geschaffen wurden,
eine jahrliche Lohnpramie in Héhe von 21.070,95 EUR fiir einen Arbeitnehmer, der wahrend des
gesamten Kalenderjahres Vollzeitleistungen erbracht hat.
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6.4.1.4. Sozialversicherungspflicht

Der Koénigliche Erlass Nr. 25 sieht keine ErmaRigung der Sozialversicherungsbeitrage fiir Arbeitnehmer
vor, die an den aus dem Zwischendepartementalen Haushaltsfonds bezuschussten Arbeitsplatzen
beschéaftigt sind.

Dies bedeutet, dass fir den Lohn der Arbeithehmer mit einem Arbeitsplatz im Rahmen des
Zwischendepartementalen Haushaltsfonds die vollen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrage zu
entrichten sind.
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6.4.2. Sicherheitsvereinbarungen
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6.4.2.1. Alilgemeines

Das LSSPLYV fiir die Zahlung eines jahrlichen Zuschlags an die durch den Minister des Innern
angegebenen lokalen Verwaltungen (lber eine jahrlich aufgestellte und im Belgischen Staatsblatt
veréffentlichte Liste) fur die Durchflihrung eines Programms betreffend die gesellschaftlichen Probleme in
Verbindung mit der Sicherheit zustandig. Dieser Zuschlag ist fir Neueinstellungen bestimmt.

Der Zuschlag wird lokalen Verwaltungen innerhalb der Grenzen der dazu verfligbaren Mittel zugeteilt,
was in folgender Form geschieht:

- eine Pauschale fir die angegebenen lokalen Verwaltungen, die mit dem Minister des Innern
eine Vereinbarung Uber ein Programm zur Vorbeugung und Ahndung verschiedener Formen von
Kriminalitdt abgeschlossen haben oder

- einen Zuschlag fur zusétzliche Einstellungen:

- fir die Begleitung von gemeinnutzigen Tatigkeiten, wenn die lokale Verwaltung hiertber einen
Vertrag mit dem Minister der Justiz abschlieft,

- fur die spezifischen Projekte zur Vorbeugung von Kriminalitdt und Betreuung der Opfer von
Straftaten, in deren Zusammenhang die lokale 6ffentliche Behorde eine Vereinbarung mit dem
Minister des Innern abgeschlossen hat.
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6.4.2.2. Sicherheits- und Vorbeugungsvereinbarungen

Die Gemeinden kdnnen fir die Durchfiihrung von Initiativen zur Kriminalitadtspravention, fir die sie mit
dem Minister des Innern eine Vereinbarung geschlossen haben, einen pauschalen Zuschuss erhalten,
wenn eine der 3 folgenden Bedingungen erfiillt werden:
- Es handelt sich um Gemeinden mit mehr als 60.000 Einwohnern.
- Die Gemeinden gehoren zu denen mit der héchsten Kriminalitétsrate pro Einwohner.
- Die Gemeinden — nur solche mit mehr als 10.000 Einwohnern — gehéren zu denen mit dem
niedrigsten Durchschnittseinkommen pro Einwohner und dem nationalen Quartil mit der héchsten
Kriminalitatsrate.

Nachdem der Minister des Innern dazu den Auftrag erteilt hat, zahlt das LSSPLV den betreffenden
Gemeinden den Pauschalzuschlag.

Der Minister des Innern organisiert eine regelmaRige Inspektion, um zu Uberpriifen, dass die Gemeinden
die Bedingungen fir die Gewahrung der finanziellen Zuschiisse erfiillen kénnen.
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6.4.2.3. Begleitung von alternativen Strafmalinahmen

Auf Antrag kénnen die Gemeinden einen pauschalen Zuschuss fiir jede zusatzliche Einstellung von
zivilem Personal fir die Begleitung von bestimmten alternativen StrafmalRnahmen als Ersatz der
Gefangnisstrafe, einer Untersuchungshaft oder Strafverfolgung erhalten, sofern die lokale Behérde dazu
eine Vereinbarung mit dem Minister der Justiz abgeschlossen hat.

Das eingestellte Personal kann in eigenen Dienststellen der Gemeinde eingesetzt oder einer oder
mehreren Vereinigungen Uberlassen werden.

Die Einstellung von zusatzlichem Zivilpersonal ist Gegenstand eines jahrlichen, pauschal festgelegten
Zuschusses, der sich nach der eingestellten Personalkategorie richtet. Auf Ersuchen des Ministers der
Justiz werden die Mittel des pauschalen Zuschusses der Gemeinde durch den Minister des Innern Gber
das LSSPLYV bereitgestellt.

Eine Bewertungs- und Uberwachungskommission wird auf Initiative des Ministers der Justiz in jedem
Gerichtsbezirk eingerichtet. Diese Kommission hat eine Beratungs- und Aufsichtsfunktion. Die Gemeinde
muss der Bewertungskommission einen Rechenschaftsbericht vorlegen. Gleichzeitig organisiert der
FOD Justiz eine regelméRige Inspektion, um zu kontrollieren, ob die Gemeinden die Bedingungen fiir
diese finanziellen Zuschisse erfillen. Er beruft sich unter anderem auf die ihm lberreichten Gutachten
der Bewertungs- und Uberwachungskommission. Der Rechnungshof kann auch Kontrollen vor Ort
vornehmen
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6.4.2.4. Kriminalitatspravention und Betreuung bei Drogensucht
(Drogenaktionsplan)

Auf Antrag kénnen die Gemeinden einen pauschalen Zuschuss fiir jede zusatzliche Einstellung von
zivilem Personal fiir die Ausfiihrung eines Drogenaktionsplans im Zusammenhang mit der Vorbeugung
von Belastigung durch Drogensucht und der lokalen Koordinierung von Initiativen beztiglich Drogensucht
erhalten, sofern spezifische Projekte entwickelt werden, die Gegenstand eines Ad-hoc-Vertrages
zwischen der lokalen Behdrde und dem Minister des Innern sind.

Die Einstellung von zuséatzlichem Zivilpersonal ist Gegenstand eines jahrlichen, pauschal festgelegten
Zuschusses, der sich nach der eingestellten Personalkategorie richtet.

Der Minister des Innern organisiert eine regelmaRige Inspektion, um zu Gberpriifen, dass die Gemeinden
die Bedingungen fir die Gewahrung der finanziellen Zuschiisse erfiillen kénnen. Er beruft sich dabei
hauptsachlich auf die Evaluierungsberichte, die ihm von den Gemeinden (berreicht wurden.
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6.4.2.5. Finanzielle Hilfe auf dem Gebiet der Sicherheit und
Vorbeugung gegen Einbruchsdiebstahle

Die Gemeinden kdnnen fir die Durchfiihrung von Initiativen zur Einbruchspravention einen einmaligen
Zuschlag erhalten. Dazu wird zwischen der betroffenen Gemeinde und dem Minister des Innern eine
Vereinbarung abgeschlossen.

Der Zuschuss wird Gemeinden gewahrt, die folgende Voraussetzungen erflllen:
- Die Anzahl der registrierten Einbriiche auf dem Hoheitsgebiet der Gemeinde muss gréf3er oder gleich
100 pro Jahr sein.
- Die Gemeinde muss aus eigenen Mitteln ein Budget einrichten, das mindestens zur Halfte aus dem
Zuschlag besteht, den der Minister des Innern gewahrt.

Mit diesem Zuschlag sollen bestimmte Stadte und Gemeinden die Moglichkeit erhalten, ein System der
Gemeindepramien fiir Blirger einzufiihren, die sich im Bereich der Einbruchspravention engagieren.

Der FOD Inneres organisiert eine regelmaRige Inspektion, um zu (iberpriifen, dass die Gemeinden die
Bedingungen fiir die Gewahrung der finanziellen Zuschisse erfiillen kénnen.
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6.4.3. Maribel Sozial
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6.4.3.1. Alilgemeines

Durch den Koniglichen Erlass vom 18.07.2002 tber MalRnahmen zur Férderung der Beschaftigung im
nichtkommerziellen Sektor und das Rahmenabkommen vom 16.12.2003 iber MalRnahmen zur Férderung
der Beschaftigung im nichtkommerziellen Sektor wird eine Regelung eingefiihrt, die so genannte ,Maribel
sozial“, die zum Ziel hat, den zum nichtkommerziellen Sektor gehérenden Arbeitgebern finanzielle Mittel
zur Schaffung von zusatzlichen Arbeitsplatzen bereitzustellen.

Uber die ,Maribel sozial*-MaRnahme kénnen die provinzialen und lokalen Verwaltungen eine finanzielle
Beteiligung erhalten, mit der sie zuséatzliche Personalmitglieder in den Sektoren Gesundheitspflege,
Sozialhilfe und/oder Kultur einstellen kénnen. Die finanzielle Beteiligung wird durch den ,Maribel Sozial
Fonds des offentlichen Sektors® gewahrt, der fur alle Arbeitgeber des offentlichen Sektors zustédndig und
beim LSSPLYV eingerichtet ist. Der Verwaltungsausschuss des Maribel Sozial Fonds entscheidet Uber die
Zuweisung von neuen Arbeitsplatzen bei 6ffentlichen Arbeitgebern.

Der Maribel Sozial Fonds wird mit der pauschalen Beitragsermafigung ,Maribel sozial” finanziert, die fir
alle Arbeitnehmer berechnet wird, die mindestens fiir die Halfte der Arbeitszeit im Rahmen einer Tatigkeit
in den Sektoren Gesundheitspflege, Sozialhilfe oder Kultur bei einem Arbeitgeber des &ffentlichen
Sektors beschaftigt sind, sowie auch durch den Ertrag eines Teils des Berufssteuervorabzugs (der letzte
Beitrag wird steuerlicher Maribel genannt). Im Gegensatz zu den anderen Beitragsermafigungen flr
Arbeitgeber wird die Maribel-ErmaRigung dem Arbeitgeber nicht direkt gewahrt, sondern vom LSSPLV
und LSS an den Maribel Sozial Fonds tberwiesen.

Innerhalb des Maribel Sozial Fonds werden unter verschiedenen Rubriken gebucht:

- die fur Krankenhduser und Pflegeheime, die dem LSSPLV angegeliedert sind, berechneten
Beitragsermafligungen;

- die fir andere als oben genannte lokale und provinziale Arbeitgeber berechneten
Beitragsermafligungen;

- die fur 6ffentliche Krankenhduser und Pflegeheime, die dem LSSPLV angegeliedert sind, berechneten
Beitragsermafligungen;

- die fir andere als oben genannte und dem LSS angegliederte Arbeitgeber berechneten
Beitragsermafligungen;

- die zur Finanzierung von Ausbildungsprojekten angewandten Beitragsermafigungen.

Nach Abzug der Verwaltungskosten werden die verfigbaren Mittel fur die Einrichtung von Stellen im
nichtkommerziellen Sektor verwendet.
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6.4.3.2. Betroffene Arbeitgeber

In den Anwendungsbereich der ,Maribel sozial*-MafRnahme fallen: die dem LSSPLV angeschlossenen
Arbeitgeber, die eine Tatigkeit ausliben, die sich auf Gesundheitspflege, Sozialhilfe oder Kultur bezieht
und fiir die Personal gemaf folgenden NACE-Codes beschaftigt wird:

55202 Ferienparks

79901 touristische Informationsdienste

84115 offentliche Sozialhilfezentren (OSHZ)

85207 Alphabetisierungsprogramme fir Erwachsene

85520 Kulturunterricht

85591 Unterricht fir sozialen Aufstieg

85592 Berufsausbildung

85601 Aktivitdten der Zentren fir Studentenbegleitung

86101 Allgemeiner Krankenhduser, ausgenommen
Krankenhauser fiir Geriatrie und spezialisierte
Krankenhauser

86102 geriatrische Krankenhauser

86103 spezialisierte Krankenhauser

86104 psychiatrische Krankenhauser

86109 sonstige Krankenhausdienste

86210 Hausarztpraxen

86220 Praxen von Spezialisten

86230 Zahnarztpraxen

86902 Aktivitdten von Bluttransfusionszentren und Blut-
und Organbanken

86903 Krankentransport

86904 Aktivitaten in dem Bereich der geistigen

Gesundheitsfiirsorge, wie zum Beispiel
psychiatrische Kliniken und Versorgungszentren

86905 ambulante Revalidierungsaktivitaten

86906 Aktivitdten in der Krankenpflege

86907 Aktivitdten von Hebammen

86909 Ubrige Gesundheitsversorgung flir Menschen
a.n.g.

87101 Erholungs- und Pflegeheime

87109 Ubrige Versorgungsinstitute mit Unterbringung

87201 Institute mit Unterbringung fiir Minderjahrige mit
einer geistigen Behinderung

87202 Institute mit Unterbringung fur Erwachsene mit
einer geistigen Behinderung

87203 Institute mit Unterbringung fiir Personen mit
psychiatrischen Problemen

87204 Institute mit Unterbringung fiir Drogen- und
Alkoholsiichtige

87205 Institute mit begleitender Unterbringung fiir
Personen mit psychiatrischen Problemen

87209 Andere Institute mit Unterbringung, fur

Personen mit einer geistigen Behinderung oder
psychiatrischen Problemen, und fir Drogen- und

Alkoholstichtige
87301 Erholungsheime fiir Betagte
87302 Seniorenwohnungen
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87303

Institute mit Unterbringung fir Minderjahrige mit
einer korperlichen Behinderung

87304 Institute mit Unterbringung fiir Erwachsene mit
einer korperlichen Behinderung

87309 Institute mit Unterbringung fur Erwachsene mit
einer korperlichen Behinderung a.n.g.

87901 integrierte Jugendhilfe mit Unterbringung

87902 allgemeine Sozialfiirsorge mit Unterbringung

87909 Sonstige Sozialhilfe mit Heime a.n.g.

88101 Aktivitaten der Familien- und Altensorge,
ausgenommen (Heim-)Pflege

88102 Aktivitdten von Tages- und Dienstzentren fiir
Senioren

88103 Aktivitdten von Tageszentren fur Minderjahrige
mit einer kdrperlichen Behinderung, inklusive
ambulante Hilfeleistung

88104 Aktivitdten von Tageszentren fur Erwachsene
mit einer kdrperlichen Behinderung, inklusive
ambulante Hilfeleistung

88109 sonstige Sozialhilfe ohne Unterbringung, fir
Senioren und kérperlich Behinderte

88911 Kindertagesstatten und Kinderkrippen

88912 Kinderbetreuung fir Tagesmdtter

88919 andere Kinderbetreuung

88991 Aktivitdten von Tageszentren fur Minderjahrige
mit einer geistigen Behinderung, inklusive
ambulante Hilfeleistung

88992 Aktivitdten von Tageszentren fir Erwachse mit
einer geistigen Behinderung, inklusive ambulante
Hilfeleistung

88993 ambulante Hilfeleistungen fir Drogen- und
Alkoholsiichtige

88994 integrierte Jugendhilfe ohne Unterbringung

88995 beschutzte und soziale Werkstatten, und Viertel-
und Nachbarschaftsdienste

88996 allgemeine Sozialfiirsorge ohne Unterbringung

88999 sonstige Sozialhilfe, ohne Unterbringung

90012 Ausilibung darstellender Kiinste Gber
kiinstlerische Gruppen

90021 Promotion und Organisationen von darstellenden
Kunstereignissen

90029 Ubrige, unterstitzende Aktivitaten fir darstellende
Kiinste

90031 schaffende Kiinste, ausgenommen
unterstiitzende Dienstleistungen

90032 unterstitzende Aktivitdten fur schaffende Kiinste

90041 Betrieb von Schauspielhausern, Konzerthallen u.
A.

90042 Betrieb von Kulturzentren und multifunktionalen
Einrichtungen fur kulturelle Aktivitaten

91011 Bibliotheken, Mediatheken und Spielotheken

91012 offentliche Archive

91020 Museen

91030 Betrieb von Monumenten und ahnlichen
touristischen Attraktionen

08/01/2013 Administrative Anweisungen LSS - 6. 111

Beschaftigungsmassnahmen und Beitragsermassigungen




91041

botanische Garten und Tiergarten

91042 Verwaltung und Instandhaltung von
Naturreservaten

93110 Betrieb von Sportfazilitaten

93191 Tatigkeiten von Sportverbanden, -vereinen und —
mannschaften

93199 Ubrige Sportaktivitdten a.n.g.

94991 Vereinigungen im Bereich der Jugendarbeit

94992 Vereinigungen und Bewegungen fir Erwachsene

94993 Vereinigungen im Bereich der
Krankheitspravention und Gesundheitsforderung

94999 Ubrige Vereinigungen, a.n.g.

08/01/2013 Administrative Anweisungen LSS - 6. 112

Beschaftigungsmassnahmen und Beitragsermassigungen




6.4.3.3. Betroffene Arbeitnehmer und Betrag der ,Maribel Sozial“-
Pauschale

Die pauschale ,Maribel sozial“-ErmaRigung wird fir alle statutarischen und vertraglich angestellten
Personalmitglieder der provinzialen und lokalen Verwaltungen (sowohl fir Arbeiter als auch fur
Angestellte) berechnet, unter Einbeziehung des bezuschussten Vertragspersonals der lokalen
Verwaltungen, die folgende Bedingungen erfillen:

- Bezug eines Arbeitgeberbeitrdgen zur sozialen Sicherheit unterworfenen Lohnes;

- eine Beschaftigung im Sektor Gesundheitspflege, Sozialhilfe und/oder Kultur und Angabe in der
Sozialversicherungsmeldung unter einem der vorgenannten NACE-Codes,

Hinweis: Alle Personalmitglieder der OSHZ kénnen unter einen NACE-Code Maribel sozial fallen.

- Beschaftigung mindestens auf halber Stelle (das heillt Einstellung mit einem Arbeitsvertrag Gber
mindestens eine Halbzeitstelle oder Ernennung fir mindestens eine Halbzeitstelle, oder in dem
Quartal mindestens 50 % der Anzahl der Arbeitsstunden leisten, die ein Vollzeitarbeitnehmer
vollbringt).

Abweichend davon wird fiir einen Arbeitnehmer eines beschiitzten Arbeitsplatzes die ,Maribel sozial-
ErmaRigung ab einer Beschéftigung von mindestens 33% einer Vollzeitbeschaftigung berechnet.

Die ,Maribel sozial“-ErmafRigung betragt 387,83 EUR pro Arbeithehmer und Quartal.

08/01/2013 Administrative Anweisungen LSS - 6. 113
Beschaftigungsmassnahmen und Beitragsermassigungen



6.4.3.4. Betrag der finanziellen Beteiligung

1. Auf Ebene des Arbeitnehmers

Der Betrag der finanziellen Beteiligung entspricht h6chstens den Bruttolohnkosten des zusatzlich
eingestellten Arbeitnehmers.

Bei der Anwendung dieser Bestimmung wird unter ,Bruttolohnkosten“ Folgendes verstanden: der
Bruttolohn des Arbeitnehmers, zuzuglich der geschuldeten Arbeitgeberbeitrége zur sozialen Sicherheit.
Der Bruttolohn umfasst neben dem Lohn auch die Entschadigungen und Vorteile, auf der Arbeithehmer
kraft der gesetzlichen oder rechtlichen Bestimmungen Anspruch hat.

Falls der Arbeitgeber fiir den Arbeitnehmer eine ErmaRigung der Arbeitgeberbeitrage mit Ausnahme der
.Maribel sozial“-ErmaRigung erhalt, wird diese abgezogen.

Gemal dem Rahmenabkommen vom 16.12.2003 ist der Betrag der finanziellen Beteiligung fir Behdérden
mit Ausnahme der Krankenhauser und psychiatrischen Pflegeheime, auf maximal 29.720,52 EUR pro
Jahr (= 7.430,13 EUR pro Quartal) fiir einen vertraglich angestellten Arbeitnehmer auf Vollzeitbasis und
auf maximal 34.029,96 EUR (= 8.507,49 EUR pro Quartal) fir einen statutarischen Arbeitnehmer auf
Vollzeitbasis festgelegt.

Falls die Bruttolohnkosten des Arbeithehmers den Hoéchstbetrag Uberschreiten, wird der Betrag der
finanziellen Beteiligung, auf den der Arbeitgeber Anspruch hat, auf den anwendbaren Hochstbetrag
begrenzt. Falls die Summe der Bruttolohnkosten unter dem Héchstbetrag liegt, entspricht der Betrag der
finanziellen Beteiligung, auf den der Arbeitgeber Anspruch hat, den realen Bruttolohnkosten.

2. Auf Ebene des Arbeitgebers

Auf Ebene des Arbeitgebers wird die finanzielle Beteiligung der ,Maribel sozial“-MalRnahme wie
folgt festgelegt: die Anzahl der dem Arbeitgeber zugeteilten Vollzeitaquivalente, multipliziert mit dem
anwendbaren Héchstbetrag pro Arbeithehmer.
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6.4.3.5. Verfahren und zusatzlich zu schaffende Arbeitsplatze

1. Antrag auf finanzielle Beteiligung

Der Arbeitgeber, der eine finanzielle Beteiligung im Rahmen der ,Maribel sozial*-Maf3nahme
beanspruchen will, kann einen Antrag mit einem Antragsformular einreichen, das auf der Website
des LSSPLYV (http://www.rszppo.fgov.be/) heruntergeladen werden kann.

Dieser Antrag muss das Gutachten der reprasentativen Gewerkschaften umfassen. Ist eine Gewerkschaft
in der Verwaltung nicht vertreten, muss sich Letztere an die provinziale oder nationale Ebene wenden,
um die erforderliche Genehmigung zu erhalten.

Als reprasentativ fir einen sektoralen oder besonderen Ausschuss gilt jede Organisation, die in

dem Ausschuss der foéderalen, Gemeinschafts- oder regionalen Behdrden oder dem Ausschuss der
provinzialen oder lokalen Verwaltungen tagt.

Bei Gewahrung des finanziellen Zuschusses verpflichtet sich der Arbeitgeber, der angegebenen
Arbeitsplatzzusage innerhalb einer Frist von 6 Monaten ab dem Monat nach dem befiirwortenden
Beschluss des Geschaftsfuhrenden Ausschusses nachzukommen.

Die Frist von 6 Monaten verringert sich um 3 Monate, wenn durch eine Erhéhung des Betrags der
Beitragsermafligung den Arbeitgebern zusatzliche Mittel bereitgestellt werden.

Die Einstellungen aufgrund der Entscheidung des Verwaltungsausschusses dirfen nicht vor dem Datum
der Genehmigung des Antrags stattfinden.

2. Begrenzung der (Ko-)Finanzierung der Mittel der ,, Maribel sozial“-
MalRnahme

Die Lohnkosten der Arbeitnehmer, deren Beschéftigung mit ,Maribel sozial“-Mitteln finanziert werden,
durfen auf jahrlicher Basis flr einen Vollzeitarbeitnehmer 64.937,84 EUR nicht Uberschreiten.
Arbeitnehmer, deren Lohnkosten diese Grenze Uberschreiten, kommen fiir einen Zuschlag der ,Maribel
sozial“-MafRnahme nicht in Betracht.

Der Betrag der Lohnkosten ist an die Entwicklung des Verbraucherpreisindex gekoppelt. Der indexierte
Lohnkostenbetrag fir das Jahr 2012 belauft sich auf 77.607,21 EUR.

Wenn die jahrlichen Lohnkosten des eingestellten Arbeitnehmers mehr als 77.607,21 EUR betragen,
fordert der Maribel Sozial Fonds den Zuschuss zurtick, der fir die Finanzierung der Beschéaftigung des
betroffenen Arbeitnehmers angewandt wurde.

Die Lohnkosten der Arbeithehmer, die im Rahmen der ,Maribel sozial"-Malinahme eingestellt werden,
kénnen zudem grundséatzlich nur aus Mitteln aus dem Zuschuss des Maribel Sozial Fonds getragen
werden.

Davon abweichend kénnen die ,Maribel sozial“-Mittel zur Finanzierung von zusatzlich eingestellten
Arbeitnehmern verwendet werden, deren Lohnkosten bereits zum Teil durch eine andere Regelung
bezuschusst wurden. Diese Kofinanzierung ist jedoch nur unter folgenden Bedingungen madglich:

1. Die Verwaltung muss anlasslich der Beantragung einer finanziellen Beteiligung des Fonds die
Kofinanzierung dem LSSPLV melden und Uberdies zu verstehen geben, dass die Lohnkosten des
Arbeitnehmers bei einer Vollzeitbeschaftigung zu keinem Zeitpunkt seiner Laufbahn 77.607,21 EUR
Uberschreiten.

2. Die Verwaltung muss, sobald dies mdglich ist, den Namen, Vornamen und die Nationalregisternummer
des Arbeitnehmers, flr den die Zulassung zur Kofinanzierung beantragt wird, dem LSSPLV mitteilen.

Falls die Verwaltung beiden vorgenannten Verpflichtungen nicht nachkommt, wird die finanzielle
Beteiligung fir das betreffende Kalenderjahr durch den Maribel Sozial Fonds zurtickgefordert.

3. Einstellung von Arbeitnehmern
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Arbeitnehmer, die eingestellt werden, missen auch in einer Tatigkeit beschéaftigt werden, die sich auf
Gesundheitspflege, Sozialhilfe und/oder Kultur bezieht und dazu in der Sozialversicherungsmeldung mit
einem der betreffenden NACE-Codes angegeben sein.

Die Aufgaben des eingestellten Arbeitnehmers bestehen darin:
- den Arbeitsdruck abzubauen;
- die Intensitat und Qualitat der Pflege und Hilfe zu verbessern und den Komfort der Patienten oder
Kunden zu vergrofiern.

Die zuséatzlich eingestellten Arbeithehmer dienen zum Ausbau bestehender Dienste. Die Mittel kbnnen
nicht fur die Einrichtung neuer Dienste verwendet werden.

4. Verpflichtung zur Schaffung zusatzlicher Arbeitsplatze

Die finanziellen Beteiligungen missen umfassend angewandt werden, um zusatzliche Arbeitsplatze in
Tatigkeiten zu schaffen, die sich auf Gesundheitspflege, Sozialhilfe und/oder Kultur beziehen.

Als Schaffung zusatzlicher Arbeitsplatze im Sinne der ,Maribel sozial*-MaRnahme gilt nicht eine effektive
Zunahme des Personalbestands als Folge einer Fusion, einer Ubernahme einer anderen Einrichtung
oder einer Erhéhung der Subvention durch die zustandige Behorde.

Diese zusatzliche Beschaftigung muss in Form einer Zunahme des Gesamtarbeitsvolumens des
Arbeitgebers entsprechend der Summe des Arbeitsvolumens aller seiner Arbeitnehmer zum Ausdruck
kommen.

Bei der Berechnung des Arbeitsvolumens der Arbeithehmer werden die tatsachlichen Arbeitstage und -
stunden und die gleichgesetzten Abwesenheitstage und -stunden, die vom Arbeitgeber unter Umstanden
vergltet werden, berlcksichtigt. Die nicht gleichgesetzten Arbeitstage und -stunden werden bei der
Berechnung des Arbeitsvolumens nicht mitgezahilt.

Das Arbeitsvolumen wird mit einer Formel berechnet, wobei:
- im Zahler: die in der Sozialversicherungsmeldung angegebenen, in Stunden ausgedriickten
Leistungen stehen, mit Ausnahme der nicht gleichgesetzten Arbeitszeitdaten (= alle Leistungscodes
in der DmfAPPL-Meldung, ausgenommen der Codes 30 und 301);
- im Nenner: die Anzahl der Stunden pro Woche der Referenzperson, die mit 13 multipliziert wird, steht.

Das Arbeitsvolumen eines Kalenderjahres wird mit dem Arbeitsvolumen des Referenzjahres 2005
verglichen. Das Arbeitsvolumen der Verwaltung muss, sofern der Betrag der von der Kasse ausgezahlten
Beteiligungen gegenuiber dem Jahr 2005 unverandert geblieben ist, firr jedes der darauffolgenden Jahre
mindestens dem Niveau des Jahres 2005 entsprechen. Bei einer Erweiterung oder Verringerung dieser
Vorteile muss das Arbeitsvolumen anteilig zu dem Betrag steigen oder sinken.

Die Kontrolle des Personalbestands erfolgt ausschlieRlich auf der Grundlage der NACE-Codes, die in den
Anwendungsbereich der ,Maribel sozial“-MalRnahme fallen. Um einen ordentlichen Vergleich vornehmen
zu kénnen, mussen die Arbeithehmer sowohl in der Referenzperiode als auch in den bewerteten
Quartalen auf gleiche Weise angegeben werden.
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6.4.3.6. Modalitaten

1. Zahlung der finanziellen Beteiligung

Die Beteiligung aus dem Maribel Sozial Fonds wird nach Erhalt der DmfAPLV des Quartals Gberwiesen,
auf das sich die Beteiligung bezieht. Die Bezahlung erfolgt in zwei Phasen. In einer ersten Phase wird
eine Vorauszahlung in Hohe von 80% der flir das Quartal geschuldeten Beteiligung geleistet. Die
Uberweisung muss gegen Ende des Monats vorgenommen werden, der dem Monat der Meldung folgt.
Die Bezahlung des Saldos erfolgt nach Kontrolle der Beschaftigungsverpflichtung und der Lohnkosten
durch das LSSPLYV spatestens am Ende des dritten Monats nach dem Monat, in dem die Meldung
eingereicht wurde.

2. Ruicknahme oder Anderung

Will ein Arbeitgeber seinen Antrag auf eine finanzielle Beteiligung zu einem bestimmten Zeitpunkt
widerrufen oder &ndern, muss er dies per Einschreiben dem LSSPLV mitteilen.

Dieser Widerruf oder diese Anderung wird ab dem ersten Tag des darauf folgenden Quartals
bericksichtigt.

3. Ruckforderungen

Bei Nichterfiillung der Beschéftigungsverpflichtung werden die bereitgestellten ,Maribel sozial“-Mittel von
der Verwaltung ganz oder teilweise zurtickgefordert.

Gleichzeitig wird Uberprift, dass die fur das vorangegangene Jahr gewahrte finanzielle Beteiligung
die Lohnkosten der im Rahmen der ,Maribel sozial*-Mallnahme eingestellten Arbeithehmer nicht
Uberschreitet. Falls ja, wird die Differenz zurtickgefordert.

Hierzu wird ein Rickforderungsfonds eingerichtet, in den der Erlés der zurlickgeforderten finanziellen
Beteiligungen eingezahlt wird.

Innerhalb des Rickforderungsfonds werden unter verschiedenen Rubriken gebucht:
- die Ruickforderungen zu Lasen der Arbeitgeber des offentlichen Sektors, die dem LSSPLV
angeschlossen sind;
- die Ruckforderungen zu Lasen der Arbeitgeber des 6ffentlichen Sektors, die dem LSS angeschlossen
sind.

4. Gewerkschaftsinformationen

Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, den reprasentativen Arbeithehmerorganisationen folgende Angaben zu
Ubermitteln:

- eine Kopie des Beschlusses des ,Maribel sozial“-Fonds mit Angabe des Inkraftsetzungsdatums;

- Namen, Funktionen und Arbeitsregelungen der eingestellten Arbeitnehmer.
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6.4.3.7. Krankenhauser und psychiatrische Pflegeheime

Im Sektor der Krankenhduser und psychiatrischen Pflegeheime ist der Betrag der finanziellen
Beteiligung auf maximal 34.029,96 EUR pro Jahr (= 8.507,49 EUR pro Quartal) fir einen auf
Vollzeitbasis eingestellten Arbeitnehmer festgelegt. Fiir einen logistischen Assistenten ist der Betrag auf
29.983,80 EUR pro Jahr (= 7.495,95 EUR pro Quartal).

Im Vergleich zur allgemeinen Regelung sind zwei grol3e Abweichungen feststellbar:
- Die NACE-Codes sind bei der Einteilung der Krankenhduser und psychiatrischen Pflegeheime
irrelevant.
- Von der ,theoretischen“ ErmaRigung pro Arbeitnehmer und Quartal sind 80,57 EUR fur die Einstellung
von logistischen Assistenten zu verwenden. Mit dem Saldo kénnen die Arbeitgeber Arbeitnehmer in

anderen Funktionen einstellen.
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6.4.3.8. Ausbildungsprojekt fur Krankenpfleger

Das im ministeriellen Rundschreiben vom 18.07.2000 vorgesehene Ausbildungsprojekt zur Ausbildung
von Krankenpflegern in den féderalen Gesundheitssektoren, in welchem das Rahmenabkommen

vom 26.07.2000 erldutert wird, bietet unter bestimmten Bedingungen eine bestimmte Anzahl von
Arbeitnehmern, die durch den Arbeitgeber gemaR den NACE-Codes 86.101, 86.102, 86.103, 86.104,
86.109, 86.903, 86.904, 86.905, 86.906, 86.907, 86.909, 87.101, 87.301 und 87.302 gemeldet sind, die
Méglichkeit, mit Lohnfortzahlung eine Ausbildung von maximal 3 Jahren zum Bachelor in Krankenpflege
oder diplomierten Krankenpfleger zu absolvieren.

Die Lohnkosten des Arbeitnehmers, der an der Ausbildung teilnimmt, werden wahrend der Dauer der
Ausbildung vom Arbeitgeber tbernommen. Arbeithehmer, die diese Ausbildung absolvieren, sind zu
ersetzen. Die Finanzierung der Vertretung wird durch den ,Maribel sozial“-Fonds gewahrleistet.
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6.4.3.9. Zulassige Kumulierungen

Pro Arbeitnehmer, der das Recht auf die ,Maribel sozial“-ErmaRigung begriindet, muss deshalb
die ,Maribel sozial“-Pauschalermafligung vorher um Gesamtbetrag der Arbeitgeberbeitrage, der
fur die anderen ErmaRigungen verflgbar ist, verringert werden. In Abweichung davon muss fiir die
Arbeitnehmer einer beschiitzten Werkstatt, bei der Berechnung der Arbeitgeberbeitrage, die fiir die
anderen Ermafigungen in Betracht kommen, diese Pauschale NICHT bericksichtigt werden.

Die ,Maribel sozial“-ErmafRigung ist kumulierbar mit:
- der Zielgruppenermafigung fur Langzeitarbeitssuchende;
- der Zielgruppenermafigung fir junge Arbeitnehmer;
- der Befreiung von Arbeitgeberbeitrdgen flr bezuschusstes Vertragspersonal bei den lokalen
Verwaltungen;

Die ,Maribel sozial“-Ermafigung ist nicht kumulierbar mit:
- der Befreiung von Arbeitgeberbeitragen flir bezuschusstes Vertragspersonal bei den 6ffentlichen
Verwaltungen.

Wenn es mehrere Beschaftigungszeilen gibt, und die Leistungen von einer der Beschaftigungszeilen
unter die ,Maribel sozial fallen, wird der ,Maribel sozial“-Betrag aufgeteilt, unter Berlicksichtigung des
relativen Anteils der Leistungen einer bestimmten Beschéaftigungszeile an der Gesamtheit der Leistungen
fur dieses Quartal, wobei von den Leistungsbriichen (u / p [glob]) Gebrauch gemacht wird, und dies auch
fur die Beschéaftigungszeilen, deren Leistungen nicht unter diese MaRnahme fallen.

08/01/2013 Administrative Anweisungen LSS - 6. 120
Beschaftigungsmassnahmen und Beitragsermassigungen



	6. Beschäftigungsmassnahmen und Beitragsermässigungen
	Inhalt
	6.1. Ermäßigungen der persönlichen Beiträge zur sozialen Sicherheit
	6.1.1. Arbeitsbonus
	6.1.1.1. Anwendungsbereich
	6.1.1.2. Berechnung der Ermäßigung
	6.1.2. Umstrukturierung
	6.1.2.1. Anwendungsbereich
	6.1.2.2. Berechnung der Ermäßigung
	6.1.2.3. Formalitäten
	6.2. Zielgruppenermässigungen
	6.2.1. Merkmale und Berechnungsweise
	6.2.1.1. Merkmale der Zielgruppenermäßigung
	6.2.1.2. Berechnung der Pauschalermäßigung
	6.2.1.3. Gewährung der Zielgruppenermäßigung
	6.2.1.4. Kumulation von Ermäßigungen von Arbeitgeberbeiträgen
	6.2.1.5. Arten der Zielgruppenermäßigung
	6.2.2. Zielgruppenermässigung für Langzeitarbeitssuchende – Activa-Plan
	6.2.2.1. Betroffene Arbeitgeber
	6.2.2.2. Betroffene Arbeitnehmer
	6.2.2.3. Ermäßigung der Sozialversicherungsbeiträge und eventuelle Aktivierung des Arbeitslosengeldes
	6.2.2.4. Erweiterung des Aktiva-Plans für spezifische Maßnahmen
	6.2.2.5. Arbeitskarte
	6.2.2.6. Auszahlung einer Arbeitsunterstützung
	6.2.2.7. Übersichtstabelle für Langzeitarbeitssuchende – Aktiva-Plan
	6.2.3. Zielgruppenermässigung für Langzeitarbeitssuchende – Berufsübergangsprogramm
	6.2.3.1. Berufsübergangsprogramm in der Flämischen Region
	6.2.3.2. Berufsübergangsprogramm in der Region Brüssel-Hauptstadt
	6.2.4. Zielgruppenermäßigung für Langzeitarbeitssuchende – Eingliederungssozialwirtschaft (ESW)
	6.2.4.1. Anwendungsbereich Arbeitgeber
	6.2.4.2. Anwendungsbereich Arbeitnehmer.
	6.2.4.3. Vorteile in Verbindung mit der Einstellung von Langzeitarbeitssuchenden
	6.2.4.4. Zu erledigende Formalitäten und Betrag der Lohnsubvention
	6.2.5. Zielgruppenermäßigung für junge Arbeitnehmer – Geringqualifizierte mit einem Erstbeschäftigungsabkommen
	6.2.5.1. Für ein Erstbeschäftigungsabkommen in Betracht kommende Jugendliche
	6.2.5.2. Beschäftigungsverpflichtung des Arbeitgebers
	6.2.5.3. Arten von Erstbeschäftigungsabkommen
	6.2.5.4. Modalitäten: Arbeitskarte
	6.2.5.5. Ermäßigung der Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit
	6.2.5.6. Vor dem 01.01.2004 abgeschlossene Erstbeschäftigungsabkommen
	6.2.6. Zielgruppenermäßigung für junge Arbeitnehmer – Minderjährige
	6.2.7. Zielgruppenermässigung zur Umstrukturierung
	6.2.7.1. Ermäßigung der Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit
	6.2.7.2. Erhöhte Vorteile für Ausbilder und Betreuer
	6.2.7.3. Formalitäten
	6.2.8. Zielgruppenermäßigung für Mentoren
	6.3. Andere Ermäßigungen der Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit
	6.3.1. Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor
	6.3.1.1. Vorzeitige Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit
	6.3.1.2. Freiwillige Viertagewoche
	6.3.2. Beschäftigung aufgrund von Artikel 60, §7 des ÖSHZ-Gesetzes
	6.3.2.1. Allgemeines
	6.3.2.2. Betroffene Arbeitgeber
	6.3.2.3. Betroffene Arbeitnehmer
	6.3.2.4. Befreiung von Sozialversicherungsbeiträgen
	6.3.2.5. Verwendung der frei gewordenen Mittel
	6.3.2.6. Drittbenutzer
	6.3.2.7. Gewährungsbedingungen
	6.3.2.8. Kontrolle
	6.3.3. Bezuschusstes Vertragspersonal in lokalen Verwaltungen
	6.3.3.1. Betroffene Arbeitgeber
	6.3.3.2. Betroffene Arbeitnehmer
	6.3.3.3. Gewährte Vorteile
	6.3.4. Bezuschusstes Vertragspersonal in öffentlichen Verwaltungen
	6.3.4.1. Betroffene Arbeitgeber
	6.3.4.2. Betroffene Arbeitnehmer
	6.3.4.3. Gewährte Vorteile
	6.3.5. Arbeitsunfähigkeit infolge einer Berufskrankheit und vorbeugende Entfernung aus dem Berufsrisiko
	6.3.5.1. Allgemeines
	6.3.5.2. Betroffene Arbeitgeber
	6.3.5.3. Betroffene Arbeitnehmer
	6.3.5.4. Entschädigungen bei Arbeitsunfähigkeit infolge einer Berufskrankheit und einer vorbeugende Entfernung aus dem Berufsrisiko
	6.3.5.5. Geschuldete Sozialversicherungsbeiträge
	6.3.5.6. Fernhaltung einer schwangeren Arbeitnehmerin
	6.4. Beschäftigungsmassnahmen mit Prämienzahlung (Föderalbehörde)
	6.4.1. Zwischendepartementaler Haushaltsfonds (FBI)
	6.4.1.1. Betroffene Arbeitgeber
	6.4.1.2. Betroffene Arbeitnehmer
	6.4.1.3. Prämienbetrag
	6.4.1.4. Sozialversicherungspflicht
	6.4.2. Sicherheitsvereinbarungen
	6.4.2.1. Allgemeines
	6.4.2.2. Sicherheits- und Vorbeugungsvereinbarungen
	6.4.2.3. Begleitung von alternativen Strafmaßnahmen
	6.4.2.4. Kriminalitätsprävention und Betreuung bei Drogensucht (Drogenaktionsplan)
	6.4.2.5. Finanzielle Hilfe auf dem Gebiet der Sicherheit und Vorbeugung gegen Einbruchsdiebstähle
	6.4.3. Maribel Sozial
	6.4.3.1. Allgemeines
	6.4.3.2. Betroffene Arbeitgeber
	6.4.3.3. Betroffene Arbeitnehmer und Betrag der „Maribel Sozial“-Pauschale
	6.4.3.4. Betrag der finanziellen Beteiligung
	6.4.3.5. Verfahren und zusätzlich zu schaffende Arbeitsplätze
	6.4.3.6. Modalitäten
	6.4.3.7. Krankenhäuser und psychiatrische Pflegeheime
	6.4.3.8. Ausbildungsprojekt für Krankenpfleger
	6.4.3.9. Zulässige Kumulierungen


